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www.erstebank.at   www.sparkasse.at

„ Und eine Bank, die stichhaltige 
 Beweise auf den Tisch legt.“
 Martin Wohlich, Erste Bank und Sparkasse

Hinter jedem erfolgreichen Anwalt steht eine starke Bank. Ob private oder berufl iche Finanzen – unsere Kunden-
betreuer liefern rasch und kompetent maßgeschneiderte Lösungen für Ihre Bedürfnisse. Vereinbaren Sie einen 
Beratungstermin in Ihrer Filiale oder unter 05 0100 - 50500.

„ Anwälte wollen eine Beratung, 
 die auf Fakten beruht.“
 Petra Kern, Erste Bank und Sparkasse



Allen Lesern und Autoren

des Österreichischen Anwaltsblattes,

allen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten
mit Dank für ihren vielfältigen Einsatz im Rahmen

der Verfahrenshilfe und unserer Serviceeinrichtungen,
als mittlerweilige Stellvertreter und Kuratoren,

allen Standesvertretern in den
Disziplinarräten, Kammeranwaltschaften und Ausschüssen

sowie den Anwaltsrichtern
mit Dank für ihre ehrenamtliche Tätigkeit

wünsche ich im Namen des Präsidiums und des Präsidentenrates
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

friedvolle und geruhsame Weihnachtsfeiertage sowie Glück
und Erfolg im Jahre 2011

Dr. Gerhard Benn-Ibler



Mohr

Sanierungsplan und
Sanierungsverfahren
nach dem Insolvenzrechtsänderungsgesetz 2010

Insolvenzrecht neu:
Sanierungsplan und
Sanierungsverfahren

2010. XVIII, 192 Seiten.
EUR 38,–
ISBN 978-3-214-02435-2

IRÄG 2010 – die umfassendste Reform des Unternehmensinsolvenzrechts 
seit knapp 100 Jahren.

Im vorliegenden Buch wird das neue Insolvenzrecht – Sanierungsverfahren 
und Sanierungsplan – ausführlich dargestellt:
• Sanierungsplan, Unterschiede zum Zwangsausgleich
• Verfahren
• Eigenverwaltung
• Bestimmungen zur Erleichterung der Sanierung

Mit Hinweisen auf die Änderungen, Rechtsprechung und Literatur!

Über den Autor:
Dr. Franz Mohr ist Leiter der Abteilung für Exekutions- und Insolvenzrecht 
im BMJ und Autor zahlreicher Fachbücher und Beiträge in Fachzeitschriften 
zum Insolvenzrecht.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at



Annehmen, Anpassen, Weiterentwickeln

Anlässlich der Veranstaltung „160 Jahre Rechts-
anwaltskammer Wien“ wurde in der Diskussion

unter anderem die Frage gestellt, ob denn unsere
Grundwerte noch zeitgemäß wären. Wenn wir diese
Grundwerte – Unabhängigkeit, Verschwiegenheit
und Freiheit von Interessenkollisionen – als Werte
im Interesse unserer Klienten verstehen, lohnt es sich
tatsächlich, darüber nachzudenken, wie diese Werte
angesichts der sich ändernden gesellschaftlichen Vor-
stellungen gesehen werden.
In einer Zeit des Internets, in dem sich immer

mehr (junge) Bürger mit privatesten Details der
Öffentlichkeit preisgeben,
in einer Zeit, in der viele meinen, man könne und

dürfe alles über sie wissen,
in einer Zeit, in der die Verschwiegenheit vomGe-

setzgeber nahe an die Komplizenschaft gerückt wird,
ist eine solche Diskussion notwendig.
Notwendig ist sie auch zur Frage der (Neu)Defi-

nition der Interessenkollision, die in Österreich un-
ter dem Thema „Die Grenzen der formellen Dop-
pelvertretung“ geführt wird. Es gibt die Fälle in
der Praxis. Es kommt eben vor, dass ein Rechtsan-
walt bei der Errichtung eines Vertrages mit mehre-
ren Vertragspartnern, die von Anfang an noch gar
nicht bekannt sind, im Zuge der Vertretung erst er-
fährt, dass einer der Vertragspartner in einem ganz
anderen Fall auch sein Gegner ist. Es gibt die Fälle
der Wohnungseigentumsgemeinschaft, in denen der
Rechtsanwalt nach dem Gesetz genötigt ist, gegen
einen Wohnungseigentümer vorzugehen. Es gibt
die Fälle, in welchen Streitteile in völlig unter-
schiedlichen Angelegenheiten vom gleichen Anwalt
vertreten werden, ohne dass die Klienten etwas da-
ran auszusetzen haben. Es gibt andererseits die Fäl-
le, die von unserem Doppelvertretungsverbot gar
nicht umfasst sind. Man denke etwa an die Beratung
und Vertretung von Gesellschaften im Konzern
oder an die Vertretung eines Klienten in einem
hochkompetitiven Marktsegment, sodass es gera-
dezu selbstverständlich ist, dass man einen Konkur-
renten auch in ganz anderen Fällen nicht vertritt. Es
gibt letztlich die Vertretung mehrerer Klienten mit
gleich gerichteten Interessen, und den Fall, dass

diese Interessen plötzlich miteinander in Kollision
geraten.
Die Judikatur der Disziplinarräte, die formal auf

den Anschein und den Frontwechsel abstellt, gibt ei-
nen engen Raster vor, der zur Problemlösung nicht
beiträgt.
Die Idee der „Chinese Walls“, die sich in der

Praxis als japanische, leicht verschiebbare Papier-
wände herausstellen, trägt ebenfalls nicht zur Lösung
bei.
Das Gespräch mit dem Klienten, die Diskussion

zum Thema der Doppelvertretung anlässlich des An-
waltstages 2009 in Wien, gibt den Ansatz auf die Be-
antwortung der gestellten Frage. Der Klient will
„seinen Anwalt“, das heißt, er will eine Person, die
im erteilten Auftrag und darüber hinaus nur seine In-
teressen vertritt. Er will daher die Verschwiegenheit,
er will auch nach Abschluss der Vertretung nicht,
dass Informationen, die der Anwalt bekommen hat,
für Dritte verwendet werden. Er will, dass der Anwalt
nur ihn, unbeeinflusst von anderen Interessen, ver-
tritt. Nur, wenn er sicher sein kann, dass der Rechts-
anwalt dieses in ihn gesetzte Vertrauen unverbrüch-
lich hält, kann er sich öffnen. Es ist daher das Ver-
trauensverhältnis, das es zu wahren gilt, und an
dem zu messen ist.
Wir leben in einer sich immer schneller fortentwi-

ckelnden Zeit. Sowohl technische als auch wirt-
schaftliche Notwendigkeiten erfordern es, dass sich
auch die Rechtsanwälte und ihr Berufsrecht weiter-
entwickeln. Wir werden auch unsere Grundwerte
und damit den Kernbereich unseres Rechtsanwalt-
seins nur aufrechterhalten können, wenn wir die sich
ändernden technischen, wirtschaftlichen und sozia-
len Bedingungen und die sich daraus ergebenden
Chancen und Möglichkeiten am unbedingt aufrecht-
zuerhaltenden Vertrauensverhältnis des Klienten zu
messen haben. Alles, was dieses Vertrauensverhältnis
beeinträchtigt, hat zu unterbleiben.
Wir müssen daher Neues annehmen, auf seine

Übereinstimmung mit unseren Grundwerten über-
prüfen, die Regelungen gegebenenfalls ändern oder
anpassen und so unser Berufsrecht weiterentwickeln.
Dann haben wir auch die Zukunft für uns.
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Präsident Dr. Benn-Ibler

Editorial
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Änderungen der Versorgungseinrichtung der
Satzung Teil A

Im Folgenden sollen die wichtigsten Änderungen der
Satzung Teil A, die in sämtlichen Bundesländern ab

dem 1. 1. 2011 gelten, aufgezeigt werden.

Einbeziehung der Rechtsanwaltsanwärter

Mit 1. 1. 2011 werden Rechtsanwaltsanwärter, die be-
reits im Jahr 2010 in den Stand aufgenommen wurden,
auch in das Versorgungssystem der Rechtsanwaltschaft
einbezogen. Grundsätzlich gelten dieselben Bestim-
mungen für Rechtanwälte und Rechtsanwaltsanwärter
(zB Wartezeiten, Altersgrenzen, …). Rechtsanwaltsan-
wärter zahlen einen Bruchteil des Beitrages des Rechts-
anwaltes, welcher ihnen aliquot angerechnet wird.

Nun genauer zum Beitrag des Rechtsanwaltsanwär-
ters zur Versorgungseinrichtung Teil A: Der soge-
nannte Normbeitrag wird in der Umlagenordnung je-
der Rechtsanwaltskammer festgesetzt, er gilt für alle
gleich, unabhängig von der Einkommenshöhe. Nieder-
gelassene europäische Rechtsanwälte müssen diesen
Normbeitrag entrichten.

Der Pensionsbeitrag des Rechtsanwaltes setzt sich
aus einem Geldbeitrag und der Leistung aus der Ver-
fahrenshilfe zusammen. Somit wird auf den Normbei-
trag der Anteil aus der Pauschalvergütung angerechnet
und der Rechtsanwalt zahlt tatsächlich den Normbei-
trag abzüglich der Leistung aus der Verfahrenshilfe in
Geld ein.

Der Höchstbeitrag der Rechtsanwaltsanwärter ist
gesetzlich festgelegt (§ 53 Abs 2 RAO) und darf maxi-
mal die Hälfte des Beitrages, den der in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragene Rechtsanwalt tatsächlich
entrichtet, betragen. Die Anrechnung für Rechtsan-
waltsanwärter erfolgt aliquot im Verhältnis zumNorm-
beitrag, da Rechtsanwaltsanwärter keine Leistungen
aus der Verfahrenshilfe erbringen können, da sie nicht
zu Verfahrenshelfern bestellt werden dürfen.

Zur Veranschaulichung ein Rechenbeispiel:
Sagen wir, eine Rechtsanwaltskammer legt als

Normbeitrag € 6.000,– jährlich fest (diesen müsste
der niedergelassene europäische Rechtsanwalt unter
100%iger Anrechnung einzahlen). Die Anrechnung
aus der Pauschalvergütung beträgt 46%, also
€ 2.760,–. Der in die Liste der Rechtsanwaltskammer
eingetragene Rechtsanwalt zahlt somit € 3.240,– ein,
der Rest wird im Zuge der Verfahrenshilfe erbracht.
Für den geleisteten Geldbeitrag und die Verfahrens-
hilfe werden dem Rechtsanwalt 100% angerechnet.
Durch die gesetzliche Höchstgrenze der RAO dürften
dem Rechtsanwaltsanwärter maximal € 1.620,– vorge-

schrieben werden. Angenommen die Rechtsanwalts-
kammer setzt aus Gründen der Praktikabilität einen
Betrag von € 1.500,– fest, würde der Rechtsanwaltsan-
wärter ein Viertel angerechnet bekommen.

Für Rechtsanwaltsanwärter gelten die selben War-
tezeiten wie für Rechtsanwälte, wobei hier darauf hin-
gewiesen werden sollte, dass auch bei Rechtsanwalts-
anwärtern die tatsächlich eingetragenen Kalendermo-
nate in die Liste der Rechtsanwaltsanwärter entschei-
dend sind, unabhängig davon, in welchem Verhältnis
sie für eine Pensionsberechnung zu berücksichtigen
sind.

Rechtsanwaltsanwärter haben Anspruch auf Berufs-
unfähigkeitsrente, selbstverständlich auch in diesem
Fall mit den gleichen Wartezeiten wie Rechtsanwälte.
Wird ein Rechtsanwalt berufsunfähig, wird seine Ein-
tragung bis zum frühest möglichen Pensionsantrittsal-
ter fingiert und hochgerechnet. Diese Berechnungsme-
thode wird auch bei Rechtsanwaltsanwärtern ange-
wandt, allerdings nur im Verhältnis des verringerten
Beitrages, den er als Rechtsanwaltsanwärter geleistet
hat.

Die Änderungen für Rechtsanwaltsanwärter betref-
fen nur die Pensionsversicherung Teil A. Sie sind nach
wie vor im ASVG verpflichtend kranken- und unfall-
versichert (§ 7 Z 1 lit 2 ASVG).

Pensionsantrittsalter

Das Pensionsantrittsalter wurde erhöht. Konnte man
bisher, je nach Geburtsjahr, bei Erreichen eines Alters
zwischen 65 und 68 Jahren seine Alterspension antre-
ten, ist dies künftig je nach Geburtsjahr zwischen 65
und 70 Jahren möglich. Die Anhebung des Pensions-
alters erfolgt in 10-Jahres-Schritten, weil die durch-
schnittliche Lebenserwartung alle zehn Jahre um ein
Jahr steigt. So können beispielsweise vor dem
1. 1. 1949 geborene Beitragspflichtige mit Erreichen
des 65. Lebensjahres in Alterspension gehen, zwischen
1949 und 1959 geborene mit Erreichen des 66. Le-
bensjahres usw. Mit Vollendung des 70. Lebensjahres
können alle Beitragspflichtigen, die am oder nach
dem 1. 1. 1989 geboren sind, die Alterspension antre-
ten.

Die Satzung Teil A nimmt an, dass ein Rechtsanwalt
mit seinem 30. Lebensjahr in die Liste der Rechtsan-
wälte eingetragen wird und er somit bei Erreichen sei-
nes Pensionsantrittsalters je nach Geburtsjahr zwischen
420 und 480 Monate eingetragen war und ihm 100%
der Basisaltersrente zustehen.

Wichtige Informationen
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Eingetragene Partnerschaft

Auf Grund des Eingetragene Partnerschaft-Gesetzes
(EPG) vom 30. 12. 2009 wurde die Satzung Teil A an-
gepasst. Künftig gelten alle bisherigen Bestimmungen
für Ehegatten auch für eingetragene Partner. Mit der
vorgenommenen Änderung in der Satzung Teil A

wurde die Eingetragene Partnerschaft automatisch
auch in die Satzung Teil B aufgenommen (Verweis in
§ 1 Satzung Teil B auf die Bestimmungen über dieWit-
wenpension der Satzung Teil A).

Mag. Renate Thellmann
ÖRAK

Österreichisches Anwaltsblatt 2010/12

Wichtige Informationen

2010. XXIV, 374 Seiten.
Br. EUR 67,50
ISBN 978-3-214-17544-3

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Jesionek · Edwards

Das österreichische
Jugendgerichtsgesetz 4. Auf lage

Mit dem Kurzkommentar haben Sie immer in Griffweite:
• das Jugendgerichtsgesetz – 8 Novellen seit der Voraufl age!
• Novellen 2007 & 2009 
• Budgetbegleitgesetz 2009 
• Strafrechtsänderungsgesetz 2008 
• Strafprozessnovelle 2005 etc 
• Berücksichtigung des Strafprozessreformgesetzes 
• Nebenbestimmungen: StGB, StPO etc 
• Erlässe

Mit:
• fachkundigem Kommentar
• aktueller Rechtsprechung
• Literaturhinweisen
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Inland

21. Dezember 2010 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Arbeitsrechts-Gesetzespaket 2011
Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

12. Jänner 2011 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
NEUE Musterverträge bei Miete
Dr. Wolfgang Dirnbacher

18. Jänner 2011 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Vermögenszuwachssteuer
MMag. Dr. Ernst Marschner, LL.M.

18. Jänner 2011 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Anfechtungsrecht im Insolvenzverfahren –

für Spezialisten
Univ.-Prof. Dr. Bernhard König

18. Jänner 2011 WIEN
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs) (Beginn)
Referententeam

20. Jänner 2011 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Schriftsätze im streitigen Gerichtsverfahren
OR Dr. Helmut Ziehensack

20. Jänner 2011 WIEN
ÖRAV-Seminar: Kurrentien Spezialseminar
(Forderungseintreibung für Banken und Kreditinsti-
tute)
RA Dr. Valzachi

26. Jänner 2011 WIEN
ICC Austria: China – Update Recht & Steuern
Barbara Scharrer, Yu Rong, Mag. Monika Vuong

28. Jänner 2011 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Arbeitsrechts-Gesetzespaket 2011
Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

3. Februar 2011 WIEN
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar
(Vertretung von Hauseigentümern und Hausverwal-
tungen)
RA Dr. Valzachi

14. Februar 2011 WIEN
ÖRAV-Seminar: Exekution I
RA Dr. H. P. Wachter, ADir. Dworak

17. Februar 2011 WIEN
Business Circle: Update & Spezialfragen für HV-
Praktiker
Die bewährte Gelegenheit, Zweifelsfragen vor der
nächsten HV zu klären
Notar Dr. Rupert Brix, Hon.-Prof. Dr. Sonja Bydlinski,
Prof. Dr. Reinhard Marsch-Barner

Österreichisches Anwaltsblatt 2010/12

Termine

Beachten Sie bitte auch die Termine in der
Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Sei-
ten 581 ff.

17. Februar 2011 WIEN
Business Circle: 6. Aufsichtsratsbriefing
Alle neuen rechtlichen Vorgaben auf den Punkt ge-
bracht
Referententeam

28. Februar 2011 WIEN
ÖRAV-Seminar: Exekution II
RA Dr. H. P. Wachter, Ri Dr. Schaumberger

1. März 2011 WIEN
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streitsachen
RA Mag. H. Hohenberger, ADir. Tatzber

3. März 2011 WIEN
ÖRAV-Seminar: Einführung
RA Dr. E. Schön

3. bis 5. März 2011 WIEN
Europäische Präsidentenkonferenz – Wiener
Advokatengespräche
www.e-p-k.at

24. März 2011 WIEN
Business Circle: 6. Kapitalmarktrechtstagung
2011
Alle Neuerungen & Updates an einem Tag – aus ers-
ter Hand!
Zwölfköpfiges Referententeam, fachliche Leitung: Univ.-
Prof. Dr. Susanne Kalss, LL.M.
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" §§ 41, 76, 78 GmbHG; § 1009 ABGB:
Zur (mangelhaften) Einberufung einer GmbH

1. Die Bestimmung des § 78 Abs 1 GmbHG
soll im ausschließlichen Interesse der Gesellschaft
Klarheit darüber verschaffen, aus welchen Personen
sich der Gesellschafterkreis zusammensetzt und wer
daher berechtigt ist, Gesellschafterrechte auszu-
üben.
2. Es steht mit § 78 Abs 1 GmbHG im Einklang,
wenn die Gesellschaft dem neuen Gesellschafter sein
Stimmrecht in der Generalversammlung gewährt,
auch wenn dieser noch nicht in das FB eingetragen
ist.
3. Das Ende eines Treuhandverhältnisses bewirkt
nicht den automatischen Rückfall des treuhändig ge-
haltenen Geschäftsanteils an den Treugeber; dazu
bedarf es der Übertragung durch Notariatsakt.
OGH 18. 2. 2010, 6 Ob 1/10 f, ecolex 2010/282 =
GeS 2010, 19 = RdW 2010/365 = RWZ 2010/45 =
NZ 2010/59 = GesRZ 2010/226.

" §§ 82, 83, 86, 96 – 110 GmbHG; §§ 52, 220 – 233
AktG; § 15 FBG; §§ 16, 49, 66 AußerStrG:
Verschmelzung mit Auslandsbezug

1. Bei der Prüfung des Firmenbuchgesuchs durch
das Firmenbuchgericht ist dieses insb auf die Ein-
haltung zwingender gesetzlicher Bestimmungen hin
zu prüfen; dazu gehören namentlich die Sacheinlage-
und Kapitalerhaltungsvorschriften.
2. Soweit es um Eintragungen in das österrei-
chische Firmenbuch und das diesem vorgelagerte
Eintragungsverfahren geht, haben die österrei-
chischen Firmenbuchgerichte jedenfalls österrei-
chisches Recht anzuwenden.
3. DasVerbot der Einlagenrückgewähr ist nur an-
zuwenden, sofern ein gewisser „Österreich-Be-
zug“ besteht. Ein derartiger besteht jedenfalls dann
nicht, wenn die Alleingesellschafterin der übertra-
genden Gesellschaft zwar eine Schweizer Gesell-
schaft ist, deren Anteile (mittelbar) jedoch von ei-
ner österreichischen Holding gehalten werden, die
gleichzeitig auch alle Anteile an der übernehmenden
Gesellschaft hält.
4. Die dargelegte Rechtslage kann dazu führen,
dass das Firmenbuchgericht im Zuge einer Ver-
schmelzung teilweise auch ausländisches Recht
anzuwenden hat. Dieses ist grundsätzlich von Amts
wegen zu ermitteln, allerdings ist hier die Ausgestal-
tung des Firmenbuchverfahrens als (idR einseitiges)
Urkundenverfahren zu berücksichtigen. Hier besteht
für weitwendige Erhebungen durch das Erstgericht
idR kein Raum.
OGH 15. 4. 2010, 6 Ob 226/09 t, GesRZ 2010, 276
(Winner/Obradovicv) = ecolex 2010/283 = RdW
2010/515 = GeS 2010, 123.

" §§ 20, 25 – 27, 45 ff AktG; § 6 a GmbHG;
§ 228 UGB:
Verdeckte Sacheinlage – Gründungsprüfung

1. Verträge der Gesellschaft, nach denen sie von ei-
nem Gründer vorhandene oder herzustellende Anla-
gen oder sonstige Vermögensgegenstände für eine
Vergütung von mindestens 10% des Grundkapitals
erwerben soll, bedürfen nach § 45 Abs 1 AktG zu ih-
rer Wirksamkeit der Zustimmung der Hauptver-
sammlung und der Eintragung in das Firmenbuch,
wenn sie in den ersten zwei Jahren seit der Eintra-
gung der Gesellschaft in das Firmenbuch geschlossen
werden.
2. Nach herrschender Ansicht erfasst § 45 Abs 1
letzter Satz AktG auch Schwestergesellschaften
von Gründern. Der erk Senat schließt sich dem an.
3. Die Heilung einer verdeckten Sacheinlage nach
Eintragung der Gesellschaft kann nur im Rahmen ei-
ner Gründungsprüfung der §§ 25 bis 27 AktG erfol-
gen.
4. Nach Antrag einer Gesellschaft auf Bestellung
eines Gründungsprüfers, um gründungsprüfungs-
pflichtige Vorgänge zu sanieren, hat das Gericht
zur Vermeidung unnötiger Verzögerungen mög-
lichst rasch einen Gründungsprüfer zu bestellen.
OGH 15. 4. 2010, 6 Ob 162/09 f, ecolex 2010/284 =
GesRZ 2010/281 = wbl 2010/177 = RdW 2010/514 =
GeS 2010/127.

" § 3 StGB (RZ 03/10, EÜ 46):
Bei vom Täter selbst begonnenen Aggressionshand-
lungen (hier Rauferei mit dem späteren Tatopfer und
nachfolgende Sachbeschädigung zu dessen Nachteil)
muss er eine Minderung seiner Notwehrbefugnisse
hinnehmen.
OGH 28. 5. 2009, 12 Os 49/09m (RS0124897).

" § 34 Abs 2 StGB (RZ 03/10, EÜ 47):
Der für die Beurteilung einer konventionskonfor-
men Verfahrensdauer maßgebliche Zeitraum beginnt
bereits mit dem In-Kenntnis-Setzen des Verdächti-
gen von der Tatsache, dass gegen ihn wegen des Ver-
dachts einer strafbaren Handlung ermittelt wird.
OGH 15. 1. 2009, 12 Os 160/08 h (RS0124901)
12 Os 180/08 z.

" § 157 Abs 1 Z 1, § 159 Abs 3 StPO (RZ 03/10,
EÜ 50):

Ein Verstoß gegen § 157 Abs 1 Z 1 StPO durch un-
vollständige Belehrung einer Zeugin über ein ihr we-
gen Selbstbezichtigungsgefahr zukommendes Zeug-
nisverweigerungsrecht in der Hauptverhandlung ist
im Gegensatz zu § 152 Abs 1 Z 1 StPO aF nicht
mehr mit Nichtigkeit bewehrt (§ 159 Abs 3 zweiter
Satz StPO).
OGH 26. 3. 2009, 12 Os 10/09 a (RS0124907).
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" § 55 Abs 1 StPO (RZ 03/10, EÜ 51):

Nach § 55 Abs 1 StPO ist der Beschuldigte im Er-
mittlungsverfahren berechtigt, die Aufnahme von
Beweisen zu beantragen, wobei Beweisthema, Be-
weismittel und jene Informationen, die zur Durch-
führung der Beweisaufnahme erforderlich sind, zu
bezeichnen sind und, soweit dies nicht offensichtlich
ist, zu begründen ist, weswegen das Beweismittel ge-
eignet sein könnte, das Beweisthema zu klären. Un-
zulässige, unverwertbare und unmögliche Beweise
sind nicht aufzunehmen. Im Übrigen darf eine bean-
tragte Beweisaufnahme nur zu unterbleiben, wenn
das Beweisthema offenkundig oder für die Beurtei-
lung des Tatverdachts ohne Bedeutung ist, das bean-
tragte Beweismittel nicht geeignet ist, eine erhebli-
che Tatsache zu beweisen oder das Beweisthema als
erwiesen gelten kann. Diese Grundsätze gelten auch
für in der Hauptverhandlung gestellte Beweisanträge
(§ 238 Abs 1 StPO).
OGH 26. 3. 2009, 12 Os 10/09 (RS0124908).

" § 33 Abs 1 Z 1 StPO (RZ 03/10, EÜ 57):
§ 33 Abs 1 Z 1 StPO ist insoweit lückenhaft, als darin
ausdrücklich nur Entscheidungen des Landesge-
richts als Einzelrichter nach § 31 Abs 1 und 4 StPO
genannt werden. Gegen jeden nicht als Rechtsmittel-
gericht (§ 31 Abs 5 Z 1 StPO) oder nach § 38 StPO
gefassten Beschluss (§ 35 Abs 2 StPO) des LG ist
eine Beschwerde an das OLG als Rechtsmittelgericht
zulässig.
OGH 18. 6. 2009, 13 Os 56/09 y (RS0124936).

" § 61 Abs 2, § 87 Abs 1 StPO (RZ 03/10, EÜ 61):
§ 87 Abs 1 StPO umschreibt den Kreis der Be-
schwerde gegen gerichtliche Beschlüsse (neben der
Staatsanwaltschaft, dem Beschuldigten und dem Pri-
vatbeteiligten) grundsätzlich Legitimierten, dem
Prinzip der Beschwer folgend, mit „jeder anderen
Person, der durch den Beschluss unmittelbar Rechte
verweigert werden oder Pflichten entstehen oder die
von einem Zwangsmittel betroffen ist“. Hinsichtlich
des Beschlusses auf Beigebung eines Verteidigers
nach § 61 Abs 2 StPO bedeutet dies, dass dem auf-
grund eines solchen von der Rechtsanwaltskammer
bestellten Verteidiger sehr wohl die Beschwerdelegi-
timation zukommt, weil die mit der Verfahrenshilfe-
verteidigung verbundenen Pflichten aus dem ge-
richtlichen Beigebungsbeschluss resultieren. Dem-
nach steht diesem auch das in § 87 Abs 1 StPO nor-
mierte Beschwerderecht zu (WK-StPO § 87 Rz 15).
OGH 23. 7. 2009, 13 Os 76/09 i (RS0125078),
13 Os 77/09m, 13 Os 78/09 h.

" § 106 Abs 1 Z 2, § 107 Abs 1, § 107 Abs 3 StPO
(RZ 03/10, EÜ 62):

1. Gerichtliche Feststellung und Bereinigung – wie
hier behauptet – durch die Kriminalpolizei (§ 18
StPO) ohne staatsanwaltliche Anordnung begange-
ner Verletzungen des Art 5 MRK wird seit 1. 1. 2008
bis zur Beendigung des Ermittlungsverfahren über
Einspruch wegen Rechtsverletzung nach § 106 Abs 1
Z 2 StPO ermöglicht.
2. Die Staatsanwaltschaft kann einem (bloß) darauf
gerichteten Begehren nicht iSd § 107 Abs 1 vierter
Satz StPO entsprechen, sodass das Gericht über ei-
nen solchen (zulässigen) Einspruch stets in der Sache
zu entscheiden hat.
3. Nach Ausschöpfung des durch § 107 Abs 3 erster
Satz StPO eröffneten Instanzenzugs kann beim
OGH geltend gemacht werden, dass die Anerken-
nung und der allenfalls mögliche Ausgleich einer
durch die Kriminalpolizei geschehenen Grund-
rechtsverletzung unterblieben ist; im Fall des Art 5
MRK mit Grundrechtsbeschwerde (§ 1 Abs 1
GRBG), sonst mit Erneuerungsantrag (auch) ohne
vorherige Anrufung des EGMR (13 Os 16/09 s).
OGH 7. 7. 2009, 14 Os 60/09 v (RS0125168), 14 Os
63/09 g, 14 Os 64/09 g.

" § 5 Abs 1 StPO, § 5 Abs 2 StPO, § 119 Abs 1 StPO
(RZ 04/10, EÜ 63):

Auch der Inhalt einer anonymen Anzeige kommt als
eine die Durchsuchung von Orten (§ 117 Z 2 lit b
StPO) rechtfertigende bestimmte Tatsache in Be-
tracht. Die sachliche Zuständigkeit des BG für das
Hauptverfahren steht ihr keineswegs generell unter
dem Aspekt der Unverhältnismäßigkeit entgegen.
OGH 21. 7. 2009, 14 Os 46/09 k (RS0125169),
14 Os 47/09 g.

" § 107 Abs 4, § 120 Abs 1, § 122 Abs 1 StPO
(RZ 04/10, EÜ 64):

Die Rechtswirkung imDurchsuchungszeitpunkt gül-
tiger, erst nachfolgend vom Rechtsmittelgericht ver-
weigerter Bewilligung bestimmt sich bei zugleich er-
ledigtem Einspruch wegen Rechtsverletzung nach
§ 107 Abs 4 StPO, ansonsten in Analogie zu dieser
Vorschrift. Herstellung des rechtmäßigen Zustands
aufgrund einer über Einspruch wegen Rechtsverlet-
zung oder Beschwerde des Beschuldigten (oder einer
gesetzlich gleichgestellten Person) für unzulässig er-
klärten Ermittlungsmaßnahme bedeutet dort, wo es
an einer gesetzlichen Vernichtungsanordnung fehlt,
bloß, dass solcherart erlangte Beweismittel ohne Ein-
verständnis des Beschuldigten zu dessen Nachteil
(vgl dazu WK-StPO § 281 Rz 213 f, 217) weder für
die Entscheidung über die Beendigung des Ermitt-
lungsverfahrens (§§ 91 Abs 1, 210 Abs 1 StPO) noch
zur Begründung einer Festnahme oder Untersu-
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chungshaft dieses Beschuldigten zugrunde liegenden
Tatverdachts verwendet werden dürfen.
OGH 21. 7. 2009, 14 Os 46/09 k (RS0125171),
14 Os 47/09 g.

" Art 13 MRK; §§ 115, 122 Abs 1,
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO (RZ 0410, EÜ 65):

Ein Umkehrschluss aus gesetzlichen Vernichtungs-
anordnungen zeigt, dass es sich in anderen Fällen
verbietet, einen (neben Anerkennung der Unzuläs-
sigkeit des Eingriffs gebotenen) Ausgleich der ge-
schehenen Rechtsverletzung durch eine Verfügung
zu schaffen, welche die Verwendung als Beweismittel
in der Hauptverhandlung gefährdet, und so dem er-
kennenden Gericht in nicht wiedergutzumachender
Weise durch ein vorzeitiges Beweisverbot (ohne aus-
drückliche gesetzliche Basis) vorzugreifen. Der er-
forderliche Grundrechtsschutz des Angeklagten (und
diesem gleichgestellter Personen) durch eine iSd
Art 13 MRK wirksame Beschwerde ist im Hauptver-
fahren durch die Verfahrensrüge des § 281 Abs 1 Z 4
StPO gegeben. Diese stellt sicher, dass den Verfah-
rensmängeln der Z 2 und 3 einigermaßen gleichwer-
tige Eingriffe durch Verwendung von Beweismitteln
hintangehalten werden. So folgt aus der Verletzung
eines Beweiserhebungsverbots im Ermittlungsver-
fahren keineswegs ohne weiteres ein Verbot der Vor-
führung des so erlangten Beweismittels in der
Hauptverhandlung (WK-StPO § 281 Rz 65 ff, 337 f,
insb 368; zum Grundrechtsschutz Dritter; WK-
StPO § 281 Z 176, 357).
OGH 21. 7. 2009, 14 Os 46/09 k (RS0125172),
14 Os 47/09 g.

" § 281 Abs 1 Z 10, § 281 Abs 1 Z 11 StPO;
§§ 39, 313 StGB (RZ 04/10, EÜ 73):

Ist das Schöffengericht aufgrund einer Fehleinschät-
zung über das Vorliegen der Voraussetzungen der
§§ 39, 313 StGB verfehlt von einer erweiterten Straf-
befugnis ausgegangen, steht der Nichtigkeitsgrund
nach § 281 Abs 1 Z 11 erster Fall StPO selbst dann
offen, wenn die ausgemessene Strafe innerhalb des
zutreffenden Rahmens liegt. Hat es bei der Sank-
tionsfindung umgekehrt trotz vorliegender Voraus-
setzungen keine erweiterte Sanktionsbefugnis in
Rechnung gestellt, ist der Nichtigkeitsgrund nicht
anzunehmen.
OGH 23. 7. 2009, 13 Os 44/09 h (RS0125294).

" § 104 ABGB; §§ 291 b, 292 b EO:
Auswirkung der Insolvenz auf die Unterhaltsbemes-
sung

„Der Umstand, dass dem Unterhaltspflichtigen sein
Erwerbseinkommen aufgrund der Eröffnung des
Konkurses über sein Vermögen oder daran anschlie-
ßender insolvenzrechtlicher Konsequenzen (Ab-
schöpfungsverfahren, Zahlungsplan, Zwangsaus-

gleich) nicht zur Gänze zur Verfügung steht, führt
für sich allein nicht zu einer Verminderung seiner
Unterhaltspflicht.
Bei der Unterhaltsbemessung ist in allen Insolvenz-
fällen regelmäßig von der im Einzelfall ermittelten
Unterhaltsbemessungsgrundlage auszugehen. Auf
die Deckung in der Differenz zwischen dem Exis-
tenzminimum gem § 291 a EO und dem Unterhalts-
existenzminimum gem § 291 b EO kommt es nicht
an. Die Belastbarkeit des Unterhaltspflichtigen rich-
tet sich nach dem Unterhaltsexistenzminimum gem
§ 291 b EO, das ausnahmsweise in den Grenzen des
§ 292 b EO unterschritten werden kann.“
Ausgehend von diesen Rechtssätzen ist der verst Sen
der Meinung, dass die Vorinstanzen es unterlassen
hätten, Feststellungen darüber zu treffen, inwieweit
die im Abschöpfungsverfahren an die Gläubiger aus-
zuschüttenden Beträge zur Abdeckung von Verbind-
lichkeiten dienen, die auch nach allgemeinen Grund-
sätzen, also außerhalb eines Schuldenregulierungs-
verfahrens, als die Unterhaltsbemessungsgrundlage
mindernd in Anschlag gebracht werden könnten. So-
weit die Abschöpfungsbeträge zur Begleichung sol-
cher Schulden verwendet werden, sind sie – in Form
eines auf zwölf Monate umgelegten Durchschnitts-
werts – von dem bereits ermittelten durchschnittli-
chen Nettoeinkommen in Abzug zu bringen. Der
sich daraus ergebende Betrag ist als Unterhaltsbe-
messungsgrundlage heranzuziehen.
OGH 5. 5. 2010, 1 Ob 160/09 z, verst Sen; ZAK
2010/503, 292 (Heft 15).

" §§ 932, 1295 Abs 1, § 1299 ABGB; §§ 6, 9 KSchG:
Nichtigkeit eine Vertragsklausel – Haftung des Ver-
tragserrichters hierfür?

Im gegenständlichen vom OGH geprüften Sachver-
halt sah ein Notar in einem Kaufvertrag eine Klausel
des Inhalts vor, wonach die Verkäuferseite alle ihr ge-
genüber Fachfirmen zustehenden Gewährleistungs-
ansprüche in Ansehung des Vertragsgegenstands
auf die Käuferseite überbindet und imÜbrigen – aus-
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genommen für grundbücherliche Lastenfreiheit –

keine Gewähr leistet. Der Verkäufer wurde in der
Folge vom Käufer wegen des Vorliegens von Män-
geln belangt, wobei in diesem Verfahren die darge-
stellte Vertragsklausel wegen Verstoßes gegen § 6
Abs 2 Z 2 KSchG und § 9 Abs 1 KSchG als nichtig
qualifiziert wurde.
Sodann machte der Verkäufer den im Gewährleis-
tungsprozess dem Käufer bezahlten Betrag gegen-
über dem Notar als Schaden geltend. Der in diesem
Haftungsprozess erhobene Vorwurf bezieht sich auf
die schuldhaft nichtige Formulierung der beabsich-
tigten Überbindungsklausel bzw auf die unterlassene
Beratung über deren Wirksamkeitsvoraussetzungen.

Der OGH tritt in seiner Entscheidung der Ansicht
des Klägers (Verkäufers) entgegen, das von ihm an-
gestrebte Ergebnis (der Überbindung der Gewähr-
leistungsansprüche) wäre in anderer Form erzielbar
gewesen. Auch eine „Überbindungsklausel“ in modi-
fizierter Form sei nach § 9 Abs 1 KSchG nichtig. Aus
diesem Grund hätte die Inanspruchnahme des Klä-
gers aus den Gewährleistungsansprüchen des Käu-
fers nicht verhindert werden können. Der geltend
gemachte Schaden wäre somit in jedem Fall einge-
treten, und eine Haftung des Vertragserrichters liege
mangels Kausalzusammenhanges nicht vor.
OGH 3. 3. 2010, 9 Ob 7/10 k, ZAK 2010/513, 296
(Heft 15).
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Amtshaftung und Gebarungskontrolle der
Gemeinden
Von RA Dr. Michael Battlogg, Schruns. Dr. Michael Battlogg ist seit dem Jahr 2000 selbständiger Rechtsanwalt in
Schruns und befasst sich im Zusammenhang mit seiner beruflichen Tätigkeit immer wieder mit der Geltendmachung
von Amtshaftungsansprüchen und den damit im Zusammenhang stehenden Abgrenzungsproblematiken im allgemei-
nen Zivilrecht und den speziellen Normen des Amtshaftungsrechtes unter Bezugnahme auf die damit im Zusammen-
hang stehenden öffentlich rechtlichen Vorschriften des Verwaltungs- und Verfassungsrechtes.

I. Allgemeines
Im vorliegenden Aufsatz soll der Frage nachgegangen
werden, ob Personen, die im Bereich der Gebarungs-
kontrolle öffentlicher Finanzen tätig werden, als Be-
amte iSd Amtshaftungsgesetzes zu qualifizieren sind.
Weiters soll im Rahmen dieses Aufsatzes die Frage ge-
klärt werden, ob faktisch unrichtige, kritisierende Äu-
ßerungen dieser Personen, welche im Zusammenhang
mit Missständen in der öffentlichen Finanzgebarung
stehen, insbesondere wenn wirtschaftliche oder rechtli-
che Fehlleistungen beim Budgetvollzug öffentlicher
Körperschaften unberechtigt kritisiert werden, dem
AHG unterliegen und somit diese Äußerungen in Voll-
ziehung der Gesetze iSd § 1 Abs 1 AHG erfolgen. Wei-
ters soll im Rahmen dieses Aufsatzes der Frage nachge-
gangen werden, ob diese Personen vom kritisierten Or-
gan des jeweiligen Rechtsträgers auf Unterlassung bzw
Schadenersatz in Anspruch genommen werden kön-
nen, oder ob gem § 9 Abs 5 AHG in Bezug auf die kri-
tisierende Person eine Unzulässigkeit des Rechtsweges
vorliegt.

II. Verfassungsrechtliche Grundlagen
Die verfassungsrechtlichen Grundlagen zur Geba-
rungskontrolle finden wir im Bundesverfassungsgesetz
1925 idF 1929. In den Art 121 ff B-VG finden wir die
verfassungsrechtlichen Grundlagen der Rechnungs-
und Gebarungskontrolle. Die Bundesverfassung hat
hier den Rechnungshof institutionalisiert. Gem
Art 126 b B-VG hat der Rechnungshof die gesamte
Staatswirtschaft des Bundes, ferner die Gebarung von
Stiftungen, Fonds und Anstalten zu überprüfen, die
von Organen des Bundes oder von Personen verwaltet
werden, die hiezu von Organen des Bundes bestellt
sind. Ferner hat der Rechnungshof gem Art 127 Abs 1
B-VG die in den selbständigen Wirkungsbereich der
Länder fallende Gebarung sowie die Gebarung von
Stiftungen, Fonds und Anstalten zu überprüfen, die
von Organen eines Landes oder Personen verwaltet
werden, die hiezu von Organen eines Landes bestellt
sind. Der Kontrolle des Rechnungshofes unterliegen
gem Art 127 a Abs 1 B-VG auch Gemeinden mit min-

destens 20.000 Einwohnern sowie die Gebarung von
Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen ei-
ner Gemeinde oder von Personen (Personengemein-
schaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen ei-
ner Gemeinde bestellt sind.

Gem Art 127 a Abs 7 B-VG hat der Rechnungshof
auf begründedes Ersuchen der zuständigen Landesre-
gierung auch die Gebarung von Gemeinden mit weni-
ger als 20.000 Einwohnern fallweise zu überprüfen und
das Ergebnis dieser Überprüfung der Landesregierung
mitzuteilen. Der Gesetzgeber hat dem Rechnungshof
auf seinen verschiedenen Prüfungsebenen einen ein-
heitlichen Prüfungsauftrag erteilt. Die Überprüfung
des Rechnungshofes hat sich auf die ziffernmäßige
Richtigkeit, die Übereinstimmung mit bestehenden
Vorschriften, ferner auf die Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit zu erstrecken. Es ist dies-
bezüglich insbesondere auf Art 126 b Abs 5 B-VG,
Art 127 Abs 1 B-VG sowie auf Art 127 a Abs 1 B-VG
zu verweisen.

Es sind somit der Rechnungshof bzw der Landes-
rechnungshof installiert, um die öffentlichen Finanzen
der Körperschaften öffentlichen Rechts zu überprüfen,
Missstände aufzuzeigen und Reformvorschläge zu un-
terbreiten.

Gem Art 122 Abs 4 B-VG wird der Präsident des
Rechnungshofes auf Vorschlag des Hauptausschusses
vom Nationalrat für eine Funktionsperiode von zwölf
Jahren gewählt, eineWiederwahl ist unzulässig. Er leis-
tet vor Antritt seines Amtes dem Bundespräsidenten die
Angelobung. Gem Art 125 Abs 1 B-VG ernennt die
Beamten des Rechnungshofes auf Vorschlag und unter
Gegenzeichnung des Präsidenten des Rechnungshofes
der Bundespräsident. Der Bundespräsident kann den
Präsidenten des Rechnungshofes ermächtigen, Beamte
bestimmter Kategorien zu ernennen. Eine entspre-
chende Entschließung des Bundespräsidenten zu
Art 125 Abs 1 B-VG ist dem BGBl 1995/54 zu entneh-
men. Die Hilfskräfte des Rechnungshofes ernennt der
Präsident. Gem Art 122 Abs 3 B-VG besteht somit
der Rechnungshof aus seinem Präsidenten, den erfor-
derlichen Beamten und Hilfskräften.

Gem Art 122 Abs 1 B-VG untersteht der Rech-
nungshof unmittelbar dem Nationalrat. Dies gilt für
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Angelegenheiten der Bundesgebarung. Im Bereich der
Länder-, Gemeindeverbände und Gemeindegebarung
sowie der Gebarung der gesetzlichen beruflichen Ver-
tretungen, soweit sie in die Vollziehung der Länder fal-
len, ist der Rechnungshof als Organ des Landtages tä-
tig.

Neben diesen verfassungsrechtlich institutionalisier-
ten Organen der Gebarungskontrolle finden wir auf
einfach gesetzlicher Ebene in den verschiedenen Ge-
meindegesetzen der Bundesländer möglicherweise ein-
fach gesetzlich eingerichtete Organe der Gebarungs-
kontrolle mit durchaus unterschiedlichen Bezeichnun-
gen wie etwa Prüfungsausschuss in Vorarlberg, der
Steiermark, dem Burgenland, in Oberösterreich und
Niederösterreich, Überprüfungsausschuss in Tirol
und Salzburg oder Kontrollausschuss in Kärnten. Auch
diese auf einfach gesetzlicher Basis eingerichteten Aus-
schüsse haben die Finanzgebarung der Gemeinden auf
ihre Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Rechtmäßigkeit
und Zweckmäßigkeit zu überprüfen. Es ist diesbezüg-
lich insbesondere auf § 52 Abs 2 Vlbg GG, § 109 Abs 2
TGO, § 92 Abs 1 K-AGO, § 54 Abs 2 GdO in Salz-
burg, § 91 Abs 2 Oö GemO oder auf § 82 Abs 1 Nö
GemO zu verweisen. Im Bereich der Gebarungskon-
trolle der Gemeinde sind gewählte Gemeindemandata-
re, somit Kommunalpolitiker für die Gebarungskon-
trolle und den Budgetvollzug der Gemeinde zuständig.

Das Schwergewicht der nachfolgenden Ausführun-
gen geht nunmehr der Frage nach, ob gewählte Perso-
nen bei der Gebarungskontrolle auf Gemeindeebene
als Beamte in Vollziehung der Gesetze zu qualifizieren
sind, wenn sie ohne öffentlich rechtlichen Ernennungs-
akt – Ernennungsbescheid – bzw ohne privatrechtliches
Dienstverhältnis zu einer Gebietskörperschaft lediglich
aufgrund eines bestimmten Wahlergebnisses in diese
Funktion gewählt und solcherart in der Gebarungskon-
trolle tätig werden und Prüftätigkeiten entfalten.

III. Amtshaftungsrecht

1. Allgemeines

Gem § 1 Abs 1 AHG haften der Bund, die Länder, die
Bezirke, die Gemeinden, sonstige Körperschaften des
öffentlichen Rechtes und die Träger der Sozialversiche-
rung – im folgenden Rechtsträger genannt – nach den
Bestimmungen des bürgerlichen Rechts für Schaden
am Vermögen oder an der Person, den die als ihre Or-
gane handelnden Personen in Vollziehung der Gesetze
durch ein rechtswidriges Verhalten wem immer schuld-
haft zugefügt haben; dem Geschädigten haftet das Or-
gan nicht. Der Schaden ist nur in Geld zu ersetzen.

Im Rahmen der Gebarungskontrolle ist nunmehr
vorstellbar, dass von den zuständigen Organen in
schriftlich bzw mündlich vorgebrachten Prüfungsbe-

richten wahrheitswidrige bzw rufschädigende Behaup-
tungen gegenüber Personen erhoben werden, welche
mit der Verwaltung öffentlicher Budgets befasst sind.
Neben finanziellen Schäden sind Ehrenbeleidigungen
nie zur Gänze in Geld restituierbar. Es stellt sich daher
die Frage, ob der solcherart in seiner Ehre Verletzte im
Bereich der öffentlichen Gebarungskontrolle gem
§ 1330 ABGB direkt gegen das ehrverletzende Kon-
trollorgan mit Unterlassungsklage bzw Klage auf Wi-
derruf der getätigten Behauptungen vorgehen kann
oder ob er sich, soweit er finanziellen Schaden erleidet
mit einer Amtshaftungsklage gegenüber dem verant-
wortlichen Rechtsträger begnügen muss, welche zudem
auf die Geltendmachung finanzieller Ansprüche be-
schränkt wäre.1) Die ideellen Schäden bleiben solcher-
art zivilrechtlich ungesühnt.

2. Beamteneigenschaft

Die Organstellung und somit die Beamteneigenschaft
iSd Amtshaftungsgesetzes erlangt eine bestimmte Per-
son erst durch einen formellen Akt des Rechtsträgers,
der sie mit der Erfüllung bestimmter hoheitlicher Auf-
gaben betraut bzw ermächtigt. Es genügt, dass die Per-
son von einer hiezu befugten Person, die selbst Organ
iSd Amtshaftungsgesetzes sein muss, für eine be-
stimmte Tätigkeit bestellt wird. Das AHG nennt in
§ 1 Abs 2 verschiedene Typen von Verleihungsakten
(Wahl, Ernennung, Bestellung); diese Aufzählung ist je-
doch nur demonstrativ, da es sich auch um eine Beru-
fung, Entsendung, Betrauung und Ähnliches handeln
kann. Die Bestellung zum Organ muss nicht durch ei-
nen hoheitlichen Akt, sondern kann auch durch einen
privatrechtlichen Vertrag erfolgen, etwa durch Ab-
schluss eines Dienstvertrages mit einem Vertragsbe-
diensteten oder einen Werksvertrag mit einem Unter-
nehmen. Es kommt nicht auf die Art des Bestellungsak-
tes, sondern auf den Inhalt der übertragenen Aufgaben,
die Ausübung hoheitlicher Tätigkeit an. Die Bestellung
muss aber mit einem Auftrag verbunden sein, selbst für
den Rechtsträger hoheitliche Handlungen zu setzen
bzw solche mitzuvollziehen. Es muss also die Erfüllung
der hoheitlichen Aufgabe selbst übertragen sein.2)

In der amtshaftungsrechtlichen Literatur ist es daher
völlig unbestritten, dass der Rechnungshof als Institu-
tion der Vollziehung der Gesetze anzusehen ist.3) 4)

Art 119 a Abs 2 B-VG sieht vor, dass die Gebarungs-
kontrolle der Gemeinden durch das Land erfolgt. Das
Land hat das Ergebnis der Überprüfung dem Bürger-
meister zur Vorlage an den Gemeinderat zu übermit-
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teln, worauf der Bürgermeister über die getroffenen
Maßnahmen zu berichten hat.

Die Trennung von Justiz und Verwaltung erweist
sich nicht immer als gut. Rechtspolitisch wäre daher
zu fordern, dass insbesondere der Rechnungshof mit
der Kompetenz ausgestattet wird, Organwalter, die
schuldhaft rechtswidrig im Rahmen des Budgetvollzu-
ges handeln, aus dem Rechtstitel des Schadenersatzes
vor den ordentlichen Gerichten in Anspruch zu neh-
men, damit unabhängig von politischer Einflussnahme
ordentliche Gerichte über die schadenstiftende Tätig-
keit öffentlicher Organe zu befinden hätten, die sich
Rechtsbrüche bei der Verwaltung öffentlicher Gelder
zu Schulden kommen lassen.

Die Prüfungsmaßstäbe laut Bundesverfassungsge-
setz, welche dem Rechnungshof als Vorgabe dienen,
sind völlig identisch mit den Prüfungsmaßstäben, wel-
che von den einzelnen Gemeindegesetzen bzw Ge-
meindeordnungen an die jeweiligen Prüfungs-, Kon-
troll- bzw Überprüfungsausschüsse gestellt werden.
Die Vollziehung der Gesetze ist daher von der Art
der Aufgabe her zu beurteilen, sodass an inhaltlich
idente Aufgaben der Vollziehung, unabhängig davon,
ob sie auf einfach gesetzlicher Ebene oder im Verfas-
sungsrang angeordnet werden, jedenfalls bei der Beur-
teilung der Frage, ob das Amtshaftungsgesetz zur An-
wendung gelangt, ein einheitlicher Maßstab anzulegen
ist, der ausschließlich nach der Art der zu bewältigen-
den Aufgabe beurteilt werden muss. Im Bereich der
Gebarungskontrolle der Gemeinde ist sogar darauf zu
verweisen, dass bundesverfassungsgesetzlich die Be-
trauung des Rechnungshofes mit der Gebarungskon-
trolle von Gemeinden auch unter 20.000 Einwohnern
vorgesehen ist, sodass es einen unauflösbaren Wer-
tungswiderspruch darstellen würde, diese bundesver-
fassungsgesetzlich angeordnete Möglichkeit einer Ge-
barungskontrolle der Gemeinde durch den Rechnungs-
hof als Vollziehung der Gesetze iSd § 1 Abs 1 AHG zu
qualifizieren, andererseits die völlig identische Aufgabe
gemeindeinterner Organe der Gebarungskontrolle au-
ßerhalb des Anwendungsbereiches des § 1 Abs 1 AHG
anzusiedeln.

Der OGH übersieht weiters, dass die Aufgaben der
Gebarungskontrolle hoheitliche Tätigkeiten darstellen,
da sich der Gesetzgeber bereits auf verfassungsrechtli-
cher Ebene dazu entschieden hat, eine durchgehende
Gebarungskontrolle durch den Rechnungshof anzu-
ordnen und dabei einen einheitlichen Prüfungsmaßstab
anzulegen, welcher sich auf sämtliche Institutionen er-
streckt, die auf Basis der in Geltung stehenden Bundes-
verfassung von der Prüfkompetenz des Rechnungsho-
fes umfasst sind. Auf Gemeindeebene wurde verfas-
sungsrechtlich eine Gebarungskontrolle durch das
Land und einfach gesetzlich eine Gebarungskontrolle
durch gemeindeinterne Ausschüsse normiert, sodass
auch auf Gemeindeebene im Rahmen der Gebarungs-

kontrolle nicht an einer Vollziehung der Gesetze iSd
§ 1 Abs 1 AHG zu zweifeln ist, da es ebenfalls einen un-
auflösbaren Wertungseinspruch darstellen würde,
wenn die Gebarungskontrolle des Landes bei den Ge-
meinden zufolge Art 119 a B-VG der Hoheitsverwal-
tung zugeordnet würde, eine inhaltlich identisch gela-
gerte Gebarungskontrolle durch gemeindeinterne Or-
gane jedoch außerhalb des Amtshaftungsgesetzes ange-
siedelt würde. Eine inhaltlich gleich gelagerte
Tätigkeit, die sich auf ein und dieselbe Gebietskörper-
schaft –Gemeinde – bezieht, kann nicht einmal hoheit-
lich iSd Amtshaftungsgesetzes sein und ein anderes Mal
bei einer gemeindeinternen Prüfung außerhalb des
Amtshaftungsgesetzes angesiedelt werden, wenn die
Gebarungskontrolle der Gemeindefinanzen durch den
dazu gemeindeintern berufenen Ausschuss vorgenom-
men wird.

3. Unzulässigkeit des Rechtsweges

Bejaht man nunmehr die Beamteneigenschaft jener Or-
ganwalter, die mit der Gebarungskontrolle der öffentli-
chen Finanzen befasst sind, muss man konsequenter-
weise auch direkte Schadenersatzansprüche gegen den
Organwalter im Zusammenhang mit unrichtigen kriti-
sierenden Tatsachenbehauptungen verneinen, da gem
§ 9 Abs 5 AHG der Geschädigte den Ersatz seines
Schadens nicht gegen das Organ im ordentlichen
Rechtsweg geltend machen kann. Es liegt hier eine Un-
zulässigkeit des Rechtsweges vor. Abseits der Überle-
gungen, finanziellen Schadenersatz geltend zu machen,
stellt sich die Frage, ob ein Geschädigter solcherart Or-
ganwalter für unrichtige Tatsachenbehauptungen auf
Unterlassung und Widerruf derselben in Anspruch
nehmen kann. § 9 Abs 5 AHG spricht nur vom Ersatz
eines Schadens, der im Anwendungsbereich des AHG
nur in Geld ersetzt werden kann, sodass andere Schä-
den, soweit sie nicht in Geld ersetzt werden können,
nach dem AHG ungesühnt bleiben. Es ist daher an die-
ser Stelle der Frage nachzugehen, ob abseits finanzieller
Schadenersatzansprüche § 9 Abs 5 AHG auch weiteren
Ansprüchen auf Unterlassung und Widerruf unrichti-
ger Tatsachenbehauptungen im Zusammenhang mit
der Gebarungskontrolle öffentlicher Finanzen entge-
gensteht. Können Unterlassungsansprüche sowie An-
sprüche auf Widerruf unrichtiger Tatsachenbehaup-
tungen im Anwendungsbereich des § 9 Abs 5 AHG di-
rekt gegen den Organwalter geltend gemacht werden?

Der OGH hat sich zu dieser Rechtsfrage in zwei Ent-
scheidungen geäußert.

Der OGH hat in seiner E vom 28. 9. 1995, 6 Ob 33/
95, eine Klage des Inhaltes, wonach der Beklagte schul-
dig sei, Behauptungen des Inhaltes, der Kläger als
früherer Sachbearbeiter in der Gemeinde [. . .] habe
wichtige Informationen für seinen Nachfolger bewusst
vorenthalten und es handle sich hiebei um einen Will-
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kürakt eines gekränkten Beamten, der als Geschäfts-
schädigung bezeichnet werden müsse, und der Kläger
hätte bei der Gemeinde eingelangte Anträge äußerst
merkwürdig gereiht, gemeinsam mit einem ebenfalls
erhobenen Begehren auf Widerruf und Veröffentli-
chung abgewiesen.

Diese Äußerungen tätigte der Beklagte als Gemein-
derat und Obmann des aus sechs Mitgliedern bestehen-
den Kontrollausschusses einer Gemeinde. Der Be-
klagte hat die kritischen Äußerungen durch Verlesen ei-
nes einstimmig genehmigten Ausschussberichtes des
Kontrollausschusses einer öffentlichen Gemeinderats-
sitzung getätigt.

Das erstinstanzliche Beweisverfahren hat sodann er-
geben, dass die Tatsachenbehauptungen des Beklagten
als Obmann des Kontrollausschusses unrichtig waren.
Die Vorwürfe des Beklagten seien wider besseres Wis-
sen erhoben worden. Die Äußerungen würden eine Be-
einträchtigung des wirtschaftlichen Rufes und eine Eh-
renbeleidigung gem § 1330 Abs 1 ABGB darstellen.
Demzufolge gab das ErstG der Unterlassungsklage
samt Veröffentlichung und Widerruf Folge.

Das BerG gab der Berufung des Beklagten nicht
statt. Es übernahm die erstinstanzlichen Feststellungen
und beurteilte diese rechtlich im Wesentlichen dahin,
dass die in einer Zeitung veröffentlichten Äußerungen
des Beklagten gem § 1330 Abs 1 ABGB ehrenrührig
und nach Abs 2 leg cit geeignet seien, das berufliche
Fortkommen des Klägers zu hindern. Für den Kläger
als Beamten seien die Vorwürfe aufstiegshemmend.

Der OGH gab der Revision der beklagten Partei
Folge und vertrat die Rechtsauffassung, dass der für
Gemeinden zu errichtende Kontrollausschuss gem § 26
Abs 1 AGO die Gebarung der Gemeinde auf ihre finan-
zielle Richtigkeit, Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Gesetzmäßigkeit zu prüfen hat.

Der Kontrollausschuss und der Beklagte als dessen
Obmann wurden mit der Prüfung der Tätigkeit des
Klägers als Sachbearbeiter beauftragt und tätig. Der
Beklagte verfasste entsprechend seiner Aufgabe nach
§ 93 Abs 1 AGO einen Prüfungsbericht, der dem Ge-
meinderat vorgelegt werden durfte. Der OGH verweist
diesbezüglich auf § 93 Abs 1 und § 76 Abs 1 AGO.

Der OGH vertrat in weiterer Folge die Rechtsauffas-
sung, dass die Tätigkeit des Obmannes des Kontroll-
ausschusses in Vollziehung der Gesetze im Rahmen
des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde erfolgt.
Es wurde die Tätigkeit eines Gemeindebediensteten
untersucht. Diese Kontrolltätigkeit ist ihrem Wesen
nach schon deshalb hoheitlicher Natur, weil sie einen
hinreichend engen und inneren und äußeren Zusam-
menhang mit hoheitlichen Aufgaben aufweist (SZ 63/
25 mwN), nämlich mit der Ausübung der Diensthoheit
über den Gemeindebediensteten.

Beim Verhalten in Vollziehung der Gesetze muss es
sich nicht unmittelbar um das Setzen oder Unterlassen

von Befehls- oder Zwangsgewalt handeln. Erforderlich
ist nur, dass das in Betracht kommende Organverhalten
in einen Tätigkeitsbereich fällt, der an sich mit Befehls-
und Zwangsgewalt ausgestattet ist (SZ 60/156 mwN).
Dies ist im vorliegenden Fall für den Bereich der
Diensthoheit der Gemeinde zu bejahen, weil auch eine
bloß vorbereitende Tätigkeit zu dienstrechtlichen
Maßnahmen wegen des Zusammenhanges mit hoheitli-
chen Aufgaben ebenfalls als in Vollziehung der Gesetze
zu beurteilen ist.5)

Der OGH vertrat in der genannten Entscheidung
weiters die Rechtsauffassung, dass gem § 1 Abs 1
AHG eine Haftpflicht der Gemeinde für Schäden an
Personen und Vermögen besteht, den die als ihr Organ
handelnden Personen in Vollziehung der Gesetze
durch ein rechtswidriges Verhalten wem immer schuld-
haft zufügen. Handelt eine Person im Sinne dieser Ge-
setzesstelle als Organ, sind damit auch die auf die Vor-
schriften des bürgerlichen Rechtes gestützten Ansprü-
che des Geschädigten gegen das Organ ausgeschlossen.
Die Vorschriften des AHG stellen im Verhältnis zum
allgemein bürgerlichen Recht eine Sonderregelung dar.
Auch auf § 1330 ABGB gestützte Ansprüche können
nicht geltend gemacht werden, wenn die kreditschädi-
genden Äußerungen vom Beklagten in seiner Eigen-
schaft als Organ iSd § 1 Abs 1 AHG abgegeben wur-
den. Im vorliegenden Fall ist es daher entscheidend,
dass der Beklagte als Obmann des Kontrollausschusses
bei der Verfassung und Verlesung des Ausschussberich-
tes als Gemeindeorgan in Vollziehung der Gesetze tätig
war. Er kann nach § 1330 ABGB nicht in Anspruch ge-
nommen werden.

Diese Entscheidung erging zum Kärntner Gemein-
degesetz.

In seiner E vom 10. 4. 2008 hatte sich der OGH im
Verfahren 6 Ob 23/08 p mit der objektiv unrichtigen
Tatsachenbehauptung folgenden Inhaltes auseinander-
zusetzen:

„Insgesamt scheinen Gasthaus- und Reisekosten im
Gesamtwert von EUR 8.500,– auf. Bei rund EUR
6.000,– sind weder Personen noch der Zweck dieser
Anlässe oder Reisen angegeben und somit deren Ver-
wendung völlig unklar.“

Die Ausgangslage war völlig ident. Der Kläger im
Verfahren 6 Ob 23/08 p war der kritisierte Bürgermeis-
ter, Beklagter war der Obmann des Prüfausschusses ei-
ner Vorarlberger Gemeinde, der Missstände in der Fi-
nanzgebarung eines Vorarlberger Bürgermeisters kriti-
sierte.

Der OGH verneinte in seiner E vom 10. 4. 2008 im
Verfahren 6 Ob 23/08 p die Organstellung des Prü-
fungsausschusses mit der Begründung, dass Ausschüsse
der Gemeindevertretung keine eigenen Organe der
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Gemeinde seien, da ihnen keine Entscheidungsgewalt,
sondern lediglich begutachtende und antragstellende
Tätigkeit zukommt.

Von anderen Ausschüssen unterscheide sich der Vor-
arlberger Prüfausschuss dadurch, dass die Gemeinde-
vertretung in anderen Ausschüssen Beschlussrechte ab-
treten könne.

Die Lehre vertrete, überwiegend jedenfalls, dass all-
gemein Prüfungs- und Kontrollausschüsse keine Or-
gane der Gemeinden seien, da diese keine verbindli-
chen Akte gegenüber Dritten setzen können, die der
Gemeinde zurechenbar sind; sie handelten vielmehr le-
diglich im Rahmen der Funktion des Gemeinderates
und könnten nicht namens der Gemeinde auftreten;
schließlich fehle es ihnen auch an einem Weisungs-
und Anordnungsrecht gegenüber den der Prüfung un-
terliegenden Stellen.

Zu den amtshaftungsrechtlich relevanten Fragen der
Gebarungskontrolle, insbesondere jenen der Gemein-
degebarung, liegen somit divergierende E des OGH
vor, die in ihrer gesamthaften Betrachtung zu einer
nicht unerheblichen Rechtsunsicherheit führen.

IV. Analyse der Rechtsprechung
Für die Argumentation des OGH spricht tatsächlich,
dass § 26 Abs 1 Vlbg GG als Organe der Vorarlberger
Gemeinden, neben dem Gemeinderat (Gemeindever-
tretung), dem Gemeindevorstand, dem Bürgermeister
und Berufungskommissionen, nur die Ausschüsse gem
§ 51 Abs 3 vorsieht. Da die Gemeindevertretung nach
§ 51 Abs 3 Vlbg GG Beschlussrechte abtreten kann
und die anderen Ausschüsse in § 26 Abs 1 Vlbg GG
nicht angeführt sind, ist nach den zuvor genannten Be-
stimmungen des Vlbg GG mit durchaus gewichtigen
Argumenten in Zweifel zu ziehen, dass es sich beim
Prüfausschuss um ein Organ iSd AHG handelt. Lo-
gisch wäre dann in weiterer Folge auch die Schlussfol-
gerung, dass mangels Organstellung auch keine Organ-
walter iSd AHG in diesem Ausschuss tätig werden
könnten.

Aus der Zusammenschau von § 26 Abs 1, § 51 Abs 3
und § 52 Abs 1 Vlbg GG kann man daher durchaus den
Eindruck gewinnen, dass ein Prüfausschuss gem § 51
Abs 1 lit b in Verbindung mit § 52 Abs 1 Vlbg GG kein
Organ iSd Vlbg GG ist.

Die Gesetzesmaterialien führen in diesem Zusam-
menhang aus, dass Ausschüsse der Gemeindevertretung
keine eigenen Organe der Gemeinde sind, da ihnen
keine Entscheidungsgewalt, sondern lediglich begut-
achtende und antragstellende Tätigkeit zukommt.

Nach den Materialien fehlte daher dem Vlbg Lan-
desgesetzgeber vorderhand der Wille, dem Prüfaus-
schuss des Vlbg GG die Stellung eines Organes zuzuer-
kennen.

Der OGH führt in diesem Zusammenhang unter
Hinweis auf Plawec aus, dass dem Prüfungsausschuss
auch deshalb keine Organqualität iSd Amtshaftungsge-
setzes zukommt, weil von Seiten der Gemeindevertre-
tung an den Prüfungsausschuss keine Beschlussrechte
abgetreten werden können. Der Prüfungsausschuss un-
terscheidet sich daher in diesem Zusammenhang von
den Ausschüssen gem § 51 Abs 1 lit c Vlbg GG.6)

Zutreffend führt der OGH auch aus, dass Art 117
Abs 1 B-VG den Prüfungsausschuss nicht als zwingen-
des Organ der Gemeinde vorsieht, da Art 117 Abs 1 B-
VG bundesverfassungsgesetzlich zwingend als Organe
der Gemeinde lediglich den Gemeinderat, den Ge-
meindevorstand und den Bürgermeister vorsieht.

Auch die Lehre vertritt die Auffassung, dass Prü-
fungs- und Kontrollausschüsse keine Organe der Ge-
meinden seien, weil ihnen nicht spezielle Kompeten-
zen übertragen seien, aufgrund derer sie Dritten gegen-
über keine rechtsverbindlichen Akte setzen können, da
sie vielmehr im Rahmen der Funktion des Gemeinde-
rates und nicht namens der Gemeinde auftreten kön-
nen.7) 8) 9)

Der OGH verweist auch auf die Rsp des VfGH, wo-
nach Ausschüsse des Gemeinderates, die ausschließlich
die Stellung eines Hilfsorgans der Gemeinde haben,
keinesfalls „mit der Vollziehung betraute“ Organe der
Gemeinde sind. Dies wäre jedoch für eine Qualifikation
als Organwalter sowie zur Begründung eines Amtshaf-
tungsanspruches nach § 1 AHG erforderlich.10)

Gegen die Entscheidungsbegründung des OGH im
Verfahren 6 Ob 23/08 p lassen sich folgende Argu-
mente vorbringen:

Der OGH übersieht zunächst, dass gem § 51 Abs 1
Vlbg GG in Angelegenheiten des eigenenWirkungsbe-
reiches der Gemeinde die Gemeindevertretung nach
Bedarf und Dauer Ausschüsse ua zur Überwachung
von Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung bestel-
len kann. Beim Ausschuss gem § 51 Abs 1 lit b Vlbg
GG handelt es sich um den sogenannten Prüfungsaus-
schuss. Diese Ausschüsse gem § 51 Abs 1 Vlbg GG
werden in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbe-
reiches der Gemeinde tätig. Bereits aufgrund dieses
Einleitungssatzes steht fest, dass diese Ausschüsse ho-
heitliche Funktionen wahrnehmen. Die Annahme, dass
Prüfungsausschüsse, die im eigenen Wirkungsbereich
der Gemeinde tätig werden, keine hoheitlichen Funk-
tionen ausüben, widerspricht diesbezüglich bereits
dem unmissverständlichen Wortlaut des § 51 Abs 1
Vlbg GG. An dieser Stelle ist festzuhalten, dass auch
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die übrigen Organe des § 26 Abs 1 Vlbg GG immer
wieder im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde tä-
tig werden. Beispielhaft sei lediglich angeführt, dass die
Ausübung der Baupolizei in erster Instanz durch den
Bürgermeister im eigenen Wirkungsbereich jeder Vor-
arlberger Gemeinde vollzogen wird. Inwieweit sich der
eigene Wirkungsbereich des Bürgermeisters von jenem
eines Ausschusses unterscheiden soll, wenn im einen
Fall die Organwaltertätigkeit zu bejahen wäre und im
anderen Fall zu verneinen, vermag der OGH nicht dar-
zutun. Hier zeigt sich ein unsachlicher Wertungswider-
spruch in der Begründung des Höchstgerichtes, da die
Organqualität iSd Amtshaftungsrechtes unabhängig
von einer Anordnungsbefugnis gegenüber Dritten zu
sehen ist, zumal der OGH in der bereits zuvor zitierten
Judikatur betont hat, dass an der Organqualität iSd
Amtshaftungsrechtes auch dann nicht zu zweifeln ist,
wenn dem Organ lediglich beratende und vorberei-
tende Tätigkeiten zukommen und diese vorbereitenden
Tätigkeiten die Grundlage für die Beschlussfassung
weiterer Organe darstellen, denen dann durchaus auch
gegenüber Dritten Anordnungsbefugnisse zukommen.

An dieser Stelle ist festzuhalten, dass dem Rech-
nungshof im Rahmen der Gebarungskontrolle auch
keine Anordnungsbefugnis gegenüber Dritten zu-
kommt und der Rechnungshof nicht mit unmittelbarer
Befehls- und Zwangsgewalt ausgestattet ist, an seiner
Organqualität iSd Amtshaftungsgesetzes können je-
doch keine ernsthaften Zweifel aufkommen.

Der OGH übersieht weiters, dass sogar in der Bun-
desverfassung eine Prüftätigkeit des Rechnungshofes
für Gemeinden unter 20.000 Einwohnern prinzipiell
vorgesehen ist. Wenn nunmehr eine solche Prüfungstä-
tigkeit schon im Bundesverfassungsgesetz angeordnet
ist und das Vlbg GG einen Prüfungsausschuss vorsieht,
der eine Gebarungskontrolle durchzuführen hat, indem
er die Gemeindegebarung auf ziffernmäßige Richtig-
keit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Übereinstim-
mung mit Rechtsvorschriften überprüft, erscheint eine
Differenzierung in Bezug auf die Organqualität danach,
ob ein und die selbe Prüfungstätigkeit vom Rechnungs-
hof oder von den gemeindeinternen Prüfungsausschüs-
sen durchgeführt wird, willkürlich und unsachlich. Eine
solche Differenzierung wäre auch mit demGleichheits-
grundsatz nicht in Einklang zu bringen. Der OGH
übersieht, dass die Vorarlberger Prüfungsausschüsse
nur mit Gemeindevertretern besetzt werden dürfen
und diese als Mitglieder der Gemeindevertretung stets
als Organwalter der jeweiligen Gemeinde tätig werden,
da sowohl die Gemeindevertretung als auch die auf ei-
ner Beschlussfassung der Gemeindevertretung beru-
henden Ausschüsse der jeweiligen Gemeinde als Or-
gane der jeweiligen Gemeinde zu qualifizieren sind.

Im Übrigen vermag der OGH auch keine sachliche
Begründung dafür zu liefern, warum entsprechend sei-
ner E 6 Ob 33/95 die Gebarungskontrolle einer Kärnt-

ner Gemeinde bzw der Stadt Klagenfurt hoheitlich sein
soll, die auf wortlautidentischen Bestimmungen des
Vlbg GG beruhen, die Gebarungskontrolle jedoch
keine hoheitliche Tätigkeit iSd AHG darstellt.

Der OGH übersieht weiters, dass der Prüfausschuss
der Vorarlberger Gemeinden zwingend ist und auf kei-
ner fakultativen Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung beruht, weshalb auch nicht ernsthaft argumentiert
werden kann, dass ein im Vlbg GG zwingend vorgese-
hener Ausschuss nicht als Organ der Gemeinde zu se-
hen ist. Diese Argumentation liefe im Endergebnis da-
rauf hinaus, dass dieser Ausschuss nur deshalb zwin-
gend vorgesehen ist, um ihm seine Organqualität abzu-
erkennen. Eine solche Argumentation wäre absurd.

Auch die Auseinandersetzung mit der vermeintlichen
Literatur zu Amtshaftungsfragen bei der Gebarungs-
kontrolle durch den OGH ist lückenhaft geblieben.
Der OGH verabsäumt es nämlich, was prinzipiell wün-
schenswert gewesen wäre, sich mit der amtshaftungs-
rechtlichen Judikatur auseinanderzusetzen. In der
amtshaftungsrechtlichen Literatur ist es völlig unbe-
stritten, dass der Rechnungshof als Institution der Voll-
ziehung der Gesetze anzusehen ist. Wie bereits unter
Pkt II. der vorliegenden Abhandlung dargestellt, wird
gem Art 126 b B-VG der Rechnungshof die gesamte
Staatswirtschaft des Bundes überprüfen und die Über-
prüfung nach der ziffernmäßigen Richtigkeit, der
Übereinstimmung mit bestehenden Vorschriften, fer-
ner auf Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmä-
ßigkeit zu erstrecken. Dieser gem Art 127 a Abs 7 B-
VG verfassungsrechtlich institutionalisierte Prüfungs-
auftrag ist von seinem Wortlaut her völlig identisch
mit dem Prüfungsauftrag, den der Vorarlberger Ge-
meindegesetzgeber an den Prüfungsausschuss der je-
weiligen Vorarlberger Gemeinde richtet, welcher zu-
dem mit gewählten Beamten der Gemeindevertretung
zu besetzen ist. Es ist diesbezüglich auf § 52 Abs 2 Vlbg
GG zu verweisen. An dieser Stelle ist daher festzuhal-
ten, dass der Vorarlberger Gesetzgeber in der Bestim-
mung des § 52 Abs 2 Vlbg GG einen wortlautidenten
Prüfungsauftrag an den Prüfungsausschuss normiert,
wie wir ihn Art 127 a Abs 7 B-VG entnehmen können.
Die verpflichtende Institutionalisierung eines Prü-
fungsausschusses ist der Bestimmung des § 52 Abs 1
Vlbg GG zu entnehmen. Hätte sich daher der OGH
mit der amtshaftungsrechtlichen Literatur auseinan-
dergesetzt, hätte er dieser entnehmen können, dass
die Literatur einheitlich die Auffassung vertritt, dass
Kontroll- und Prüfausschüsse iSd Amtshaftungsgeset-
zes in Vollziehung der Gesetze tätig werden.11)

Rechtlich gesehen ist es unter amtshaftungsrechtli-
chen Gesichtspunkten daher völlig irrelevant, ob dem
jeweiligen Organ bzw den jeweiligen Organwaltern
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im Verhältnis zu Dritten eine Weisungs- und Anord-
nungsbefugnis zukommt. Auch Beamte bzw Organe,
die lediglich vorbereitend tätig werden, Gutachten er-
stellen, um basierend auf diesen Gutachten weitere Be-
schlussfassungen anderer Organe zu ermöglichen bzw
herbeizuführen, sind in Vollziehung der Gesetze tätig,
weshalb die Anordnungs- und Weisungsbefugnis bzw
das Ausüben unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt
für die Beurteilung der Organqualität im Sinne der
amtshaftungsrechtlichen Bestimmungen völlig irrele-
vant ist.

Der OGH begeht in dieser E auch einen Ausle-
gungsfehler, da er offensichtlich einfach gesetzliche
Bestimmungen im Widerspruch zur Bundesverfassung
auslegt. Dies ist als besonders schwerer Mangel der
zuletzt zitierten E zu qualifizieren, da einfach gesetzli-
che Bestimmungen nach Möglichkeit immer so auszu-
legen sind, damit kein Widerspruch zu übergeordne-
ten verfassungsrechtlichen Vorschriften entsteht. Dies
wäre im vorliegenden Fall besonders leicht gefallen,
da die Bundesverfassung und einfach gesetzliche Vor-
schriften des Vlbg GG wortlautidente Prüfungsauf-
träge an die jeweiligen Prüfungsorgane – Rechnungs-
hof und Prüfungsausschuss – normieren. Bei wortlaut-
identen Bestimmungen eine divergierende Rechtsan-
sicht in Bezug auf die amtshaftungsrechtlichen
Vorschriften zu konstruieren, ist als besonders schwer-
wiegender Auslegungsfehler des Höchstgerichtes zu
qualifizieren.

Der OGH hat im Rahmen der zuvor zitierten Ent-
scheidung auch übersehen, dass § 26 Abs 1 Vlbg GG
aktenkundig keine abschließende Aufzählung seiner
Organe beinhaltet. Der OGH hat übersehen, dass hier
zugegebenermaßen eine gewisse legistische Fehlleis-
tung des Vorarlberger Landesgesetzgebers zu orten ist,
da er in der Bestimmung des § 26 Abs 1 lit d Vlbg GG
als Organe der Gemeinde nur Ausschüsse gem § 51
Abs 3 qualifiziert. Hier hat der Gesetzgeber übersehen,
dass die in § 51 Abs 1 Vlbg GG angeführten Aus-
schüsse in ihrer Gesamtheit und ohne nähere Differen-
zierung Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei-
ches der Gemeinde erledigen. Eine Differenzierung da-
hingehend, dass einzelne Ausschüsse, soweit sie im ei-
genen Wirkungsbereich der Gemeinden tätig werden,
in Vollziehung der Gesetze handeln, andere wieder
nicht, wäre das Ergebnis einer unsachlichen und daher
gleichheitswidrigen Differenzierung, da sie mit den be-
reits mehrfach zitierten Bestimmungen der Bundesver-
fassung zur Gebarungskontrolle öffentlicher Institutio-
nen im Widerspruch stünde.

V. Resümee
Die aufgeworfenen Fragen lassen sich daher wie folgt
beantworten:

Personen, die im Bereich der Gebarungskontrolle
öffentlicher Finanzen tätig werden, sind als Beamte
iSd Amtshaftungsgesetzes zu qualifizieren. Dies gilt
insbesondere für Organe, die mit der Prüfung der Ge-
meindegebarung beauftragt sind. Faktisch unrichtige,
kritisierende Äußerungen dieser Personen im Zusam-
menhang mit tatsächlichen oder vermeintlichen Miss-
ständen in der öffentlichen Finanzgebarung folgen in
Vollziehung der Gesetze gem § 1 Abs 1 AHG. Direkte
Ansprüche gegen solche Personen sind gem § 9 Abs 5
AHG nicht möglich. Darauf beruhende Klagen, welche
gegen den jeweiligen Organwalter Schadenersatz-, Un-
terlassungsansprüche auf Widerruf und Veröffentli-
chung getätigter Äußerungen beinhalten, sind infolge
Unzulässigkeit des Rechtsweges zurückzuweisen. Ur-
teile, welche zufolge Verstoßes gegen § 9 Abs 5 AHG
trotzdem ergangen sind, sind nichtig.

Zuzugestehen ist allerdings, dass bei diesem Rechts-
verständnis des § 9 Abs 5 AHG sich eine Rechtsschutz-
lücke auftut, da der solcherart mit seinem guten Ruf
Geschädigte keinerlei Ansprüche auf Unterlassung,
Widerruf und Veröffentlichung direkt gegenüber dem
jeweiligen Organwalter geltend machen kann, da gem
§ 9 Abs 5 AHG Schadenersatzansprüche gegenüber
dem haftenden Rechtsträger nur in Geld geltend ge-
macht werden können. Es bestehen auf Basis der der-
zeit bestehenden Rechtslage auch keinerlei Ansprüche
auf Unterlassung, Widerruf und Veröffentlichung ge-
genüber dem haftenden Rechtsträger, sodass auch sol-
che Ansprüche einer Abweisung verfallen würden.
Diesbezüglich steht der Geschädigte ohne Rechts-
schutz da. Rechtspolitisch wäre diesbezüglich sicher
eine Gesetzesänderung wünschenswert. Kritisch anzu-
merken ist jedoch auch, dass sich gravierende Rechts-
schutzlücken insoweit auftun, als die prüfenden Organe
insbesondere der Rechnungshof und die Prüfungsaus-
schüsse der Gemeinden nicht berechtigt sind, die von
ihnen festgestellten Missstände auf direktem Weg ab-
zustellen, indem sie bei Missständen in der Gebarungs-
kontrolle, die zu einer Schädigung der geprüften Insti-
tutionen insbesondere der Gemeinden führen, Scha-
denersatzansprüche geltend machen können. Derzeit
sind die prüfenden Institutionen, insbesondere der
Rechnungshof und die Prüfungsausschüsse auf Ge-
meindeebene, lediglich berechtigt, die Missstände be-
kannt zu machen. Es fehlt ihnen insbesondere die Mög-
lichkeit, antragstellend entweder an eine Verwaltungs-
behörde bzw klagsweise an die Gerichte heranzutreten,
um jene Personen schadenersatzrechtlich zur Verant-
wortung zu ziehen, welche für die Missstände in der öf-
fentlichen Finanzgebarung verantwortlich sind, zumal
insbesondere durch rechtswidrige Gebarungskontrol-
len Gemeinden, Land und Bund immer wieder Schä-
den erleiden, die vielfach ungesühnt bleiben, da insbe-
sondere auf Basis des Vlbg GG die Geltendmachung
von Schadenersatzansprüchen gegenüber Organen
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der Gemeinde einer politisch dominierten Beschluss-
fassung durch die Gemeindevertretung unterliegt, die
bei entsprechenden Mehrheitsverhältnissen innerhalb
dieses politisch besetzten Organes dazu führen kann,
dass die Geltendmachung berechtigter Schadenersatz-
ansprüche am politischen Willen der befassten Institu-
tionen scheitert. Die Geltendmachung von Schadener-
satzansprüchen darf jedoch aus rechtspolitischer Sicht
niemals einer demokratischen Entscheidung unterwor-
fen werden, sondern sollte deren Geltendmachung aus-
schließlich unabhängig vom Abstimmungsverhalten
einzelner politischer Entscheidungsträger erfolgen.
Dies wäre auch unter dem Gesichtspunkt einer einheit-
lichen Handhabung wünschenswert, da im Zivilrecht
die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen
des Einzelnen nicht der mehrheitlichen Beschlussfas-
sung unterliegt. Im Bereich der öffentlichen Finanzge-
barung ist daher zu fordern, dass Schadenersatzansprü-
che aus rechtswidrigem Budgetvollzug unabhängig
vom politischen Abstimmungsverhalten bei den Zivil-
gerichten gegenüber den einzelnen Organwaltern gel-
tend zu machen sind. Eine solche Klagsbefugnis könnte
durchaus beim Rechnungshof bzw einer sonstigen ei-
gens dafür einzurichtenden Behörde institutionalisiert
und damit der politischen Einflussnahme entzogen
werden.

Die E des OGH 6 Ob 23/08 p hat im Sinne der vor-
stehenden Ausführungen die positive Begleiterschei-
nung, dass durch diese Entscheidung eine Rechts-
schutzlücke geschlossen wird, die sich im Anwendungs-
bereich des § 9 Abs 5 AHG auftut. Der OGH hat in
dieser E den betroffenen Kläger unter Heranziehung
der Bestimmung des § 1330 ABGB die Ansprüche auf
Unterlassung und Widerruf zuerkannt, welche dem
Geschädigten im Anwendungsbereich des AHG ver-
sagt geblieben wären. Der OGH hat mit dieser Ent-
scheidung der Wahrheit zum Durchbruch verholfen
und öffentlich verbreitete unrichtige Tatsachenbehaup-

tungen durch Zuerkennen eines Anspruches auf Wi-
derruf korrigiert. Ein Anspruch des befassten Organ-
walters auf sanktionslose Verbreitung unrichtiger Tat-
sachenbehauptungen fördert einen eklatanten, gleich-
heitswidrigen Wertungswiderspruch zu Tage, da
außerhalb des AHG kein solches Privileg dem Rechts-
unterworfenen uneingeschränkt zukommt.

Rechtsdogmatisch wird diese rechtliche Situation da-
mit gerechtfertigt, dass die Möglichkeit, einem Organ
über ein Urteil ein bestimmtes Verhalten zu verbieten,
dem Gewaltenteilungsprinzip und bei gerichtlichen
Handlungen der richterlichen Weisungsungebunden-
heit widersprechen würde. Die „Rechtsschutzlücke“ er-
gebe sich daher zwingend aus dem Wesen hoheitlichen
Verhaltens, dass jedem privatrechtlichen Eingriff ent-
zogen bleiben muss und nur Amtshaftung in deren
Grenzen zufolge haben kann.12)

Letztendlich bleibt es eine E des Vlbg Landesgesetz-
gebers, ob er jenen Gemeindevertretern, die im Prü-
fungsausschuss tätig werden, die Funktion eines Organ-
walters iSd AHG zubilligt oder die bereits bestehende
Stellung als Organwalter klarstellend im Vlbg GG
hervorhebt, wenn man die Argumentation in der
E 6 Ob 23/08 p ablehnt.

VI. In Kürze
Die Gebarungskontrolle der Gemeindefinanzen erfolgt
österreichweit in Vollziehung der Gesetze. Die im Rah-
men der Gebarungskontrolle tätigen Personen sind als
Beamte im Sinne des Amtshaftungsgesetzes zu qualifi-
zieren. Die Ansprüche gegenüber den Beamten der Ge-
barungskontrolle können nur gegen den Rechtsträger,
nicht jedoch gegen den Beamten direkt geltend ge-
macht werden.
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Anwaltsakademie
Terminübersicht Dezember 2010 bis Februar 2011

Dezember 2010

3. und 4. 12. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
Seminar-Nr: 20101203/8

10. und 11. 12. INNSBRUCK

Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20101210/6

10. und 11. 12. ST. GEORGEN i. A.

Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20101210/3

10. und 11. 12. WIEN

Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminar-Nr: 20101210/8

Jänner 2011

11. und 25. 1. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
Persönliche Einkommensteuer (ESt)
Seminar-Nr: 20110111/8

14. und 15. 1. WIEN

Special
Schwerpunkt Leistungsstörungen:
Gewährleistung und Schadenersatz
Seminar-Nr: 20110114/8

14. und 15. 1. ST. GEORGEN i. A.

Special
Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 20110114/3

14. und 15. 1. INNSBRUCK

Basic
Arbeits- und Sozialrecht
Seminar-Nr: 20110114/6

19. 1. WIEN

Privatissimum
Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
Seminar-Nr: 20110119/8

21. und 22. 1. WIEN

Basic
Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20110121/8

21. und 22. 1. WIEN

Basic
Steuern und Abgaben
Seminar-Nr: 20110121A/8

21. und 22. 1. WIEN

Außergerichtliche Streitbeilegung:
Mediation und Kommunikation
Seminar-Nr: 20110121B/8

28. und 29. 1. WIEN

Basic
Verwaltungsverfahren Teil I: AVG, VStG
Seminar-Nr: 20110128/8

28. und 29. 1. WIEN

Special
Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 20110128A/8

Februar 2011

4. und 5. 2. GRAZ
Special
„Die 12 Geschworenen“ – Strafrecht II
Seminar-Nr: 20110204/5

11. und 12. 2. LINZ

Basic
Verkehrsunfall I
Seminar-Nr: 20110211/3

15. und 22. 2. WIEN

Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 20110215/8

18. und 19. 2. WIEN

Special
Versicherungsvertragsrecht
Seminar-Nr: 20110218/8

24. 2. WIEN

Special
Intellectual Property
Seminar-Nr: 20110224/8

25. und 26. 2. WIEN

Special
Mietrecht
Seminar-Nr: 20110225/8

Aus- und Fortbildung
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Aus- und Fortbildung

Arbeits- und Sozialrecht
Basic
Erwerb von in der Praxis relevanten Grundkenntnissen
des derzeit gültigen Pensionsrechts für Arbeitneh-
merInnen.
Das Thema „Sozialgerichtliches Verfahren“ soll den
Teilnehmern einen Überblick über die wesentlichen
Besonderheiten des Sozialgerichtsverfahrens 1. Instanz,
soweit sie von den Regelungen der ZPO abweichen und
praxisrelevant sind, vermitteln. Zum Thema „Pflege-
geld und Verfahren“ werden die Grundzüge des BPGG
sowie der praktische Ablauf eines Pflegegeldverfahrens
dargestellt. Der Themenbereich „Ausgleichszulage“
wird ebenfalls in seinen wesentlichen Grundzügen samt
dazu ergangener neuerer Judikatur präsentiert.

Ziel ist es weiters, den RechtsanwaltsanwärterInnen
praxisbezogen Wissen über grundlegende arbeitsrecht-
liche Abgrenzungen und die wichtigsten gerichtlich
geltend machbare arbeitsrechtlichen Ansprüche zu ver-
mitteln. Überdies sollen aus anwaltlicher Sicht die Be-
sonderheiten des ASGG-Verfahrens vermittelt werden.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck
Referenten: Dr. Reinhard Fischer, Arbeiterkammer Tirol
Dr. Stephan Rainer, RA in Innsbruck
Dr. Reinhard Vötter, Richter des LG Innsbruck
Termin: Freitag, 14. 1. 2011 und Samstag, 15. 1. 2011
= 3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 20110114/6

Der Liegenschaftsvertrag
Special

In diesem Seminar werden alle wichtigen Problemstel-
lungen und „Fallen“ bei Liegenschaftsverträgen unter
besonderer Berücksichtigung landesgesetzlicher Be-
sonderheiten für Oberösterreich und Salzburg vorge-
tragen, diskutiert und reflektiert.
Anhand von fünf Fallbeispielen, die alle einen oder
mehrere Schwerpunkte haben, erfolgt die gemeinsa-
me Erarbeitung von Lösungsvorschlägen. Derartige
Schwerpunkte sind Fragen der Vertretung der Partei-
en, Einbindung einer Verlassenschaft in den Vertrag,
Verkauf einer Eigentumswohnung, Spekulationsbe-
steuerung, Überschuldungsproblematik, Widmungs-
fragen etc. Die von den Kleingruppen erarbeiteten
Lösungsvorschläge für spezifische Bereiche (zB
Kaufgegenstand, Zahlungsabwicklung, Haftung und
Gewährleistung, Steuern) werden im Plenum disku-
tiert. Seitens der Vortragenden werden Formulie-
rungstipps unterbreitet, auf „Stolpersteine“ wird hin-
gewiesen.
Es soll den an den Anwalt als Vertragsverfasser gestell-
ten mannigfaltigen Anforderungen Rechnung getragen
werden. In diesem Zusammenhang werden die mit der
Übernahme einer Treuhandschaft durch den Anwalt als

Vertragsverfasser entstehenden rechtlichen Probleme
und Haftungsfragen ebenso behandelt wie die steuer-
rechtlichen Aspekte eines Liegenschaftsvertrags.
Ein weiterer Schwerpunkt des Seminars ist die grund-
bücherliche Durchführung des Vertrags. In diesem Zu-
sammenhang werden Fragen und Probleme des
Grundbuchrechts mit einem Rechtspfleger ausführlich
diskutiert. Darüber hinaus erfolgt eine Darstellung der
Änderungen des Grundbuchrechts durch die Grund-
buchs-Novelle 2008.
Die Seminarteilnehmer erhalten Checklisten sowie für
den komplexen letzten Sachverhalt Lösungsvorschläge
in Form eines ausformulierten Vertragsentwurfs, von
Löschungsquittungen und der entsprechenden Grund-
buchseingabe.
Planung: Dr. Daniel Bräunlich, RA in Salzburg
Referenten: Dr. Daniel Bräunlich, RA in Salzburg
ADir. Alfred Michael Wolf, Rechtspfleger des BG St. Jo-
hann im Pongau
MMag. Dr. Daniela Huemer, LL.M., RA in Linz
Termin: Freitag, 14. 1. 2011 und Samstag, 15. 1. 2011
= 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen i. A.
Seminar-Nr: 20110114/3

Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
Privatissimum
Gegen Kostenentscheidungen der zweiten Instanz ist
der Revisionsrekurs gemäß § 528 Abs 2 Z 3 ZPO aus-
geschlossen. Der OGH kann daher zu Kostenfragen

nur dann Stellung nehmen, wenn im Rahmen eines
Honorarprozesses bei entsprechendem Streitwert die
Anrufung des Höchstgerichts möglich ist. In aller Regel
ist also das OLG letzte Instanz in Kostenfragen.
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Im Referat wird die aktuelle Judikatur des OLG Wien
in Kostenfragen dargestellt und Chancen aufgezeigt,
wo bei unterschiedlicher Judikatur der Senate Ände-
rungen möglich bzw zu erwarten sind. Sie erhalten fer-
ner einen Überblick über die noch uneinheitlichen
Rechtsmeinungen zu den vorprozessualen Kosten nach
dem Zinsrechtsänderungsgesetz.

Die gravierenden Auswirkungen des neuen § 54 Abs 1 a
ZPO auf die Kostenbestimmung und die dazu ergan-
gene Rechtsprechung werden ausführlich erläutert.
Planung: Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien
Referenten: Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien
Dr. Andreas Lindner, Senatspräsident des OLG Wien
Termin: Mittwoch, 19. 1. 2011 = 1 Halbtag
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20110119/8

Steuern und Abgaben
Basic

Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Ab-
gabenrechts ein. Insbesondere werden jene Steuerbe-
reiche beleuchtet, die für den Anwalt von Bedeutung
sind, sei es als Parteienvertreter, sei es als Vertragsver-
fasser oder auch als Steuerzahler.
Planung: VPräs. Dr. Norbert Nagele, RA in Linz

Referenten: Univ.-Lektor Dr. Christian Huber, Wirt-
schaftsprüfer und Steuerberater in Linz
MMag. Thomas Gaigg, Steuerberater in Gmunden
Termin: Freitag, 21. 1. 2011 und Samstag, 22. 1. 2011
= 3 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20110121A/8

Der Anwalt als Vertragsverfasser
Special
Gegenüber den an der Universität vermittelten klassi-
schen Rechtsgebieten, wie etwa dem Familienrecht,
dem Schadenersatzrecht oder dem Arbeitsrecht, ist
das Vertragsrecht im Lehrangebot unterrepräsentiert.
Dies ist für den Rechtsanwaltsanwärter unter dem Ge-
sichtspunkt bedauerlich, dass sich der ausbildende
Rechtsanwalt das schöpferisch und wirtschaftlich inte-
ressante Gebiet der Vertragserrichtung meist selbst
vorbehält und der Rechtsanwaltsanwärter mit einem
deutlichen Wissensdefizit auf diesem Spezialgebiet in
den selbstständigen Beruf entlassen wird. Dem versucht
das Seminar abzuhelfen. Freilich muss es sich dabei auf
die bloße Setzung von Akzenten beschränken, weil die-
ses interdisziplinäre Betätigungsgebiet der Kautelarju-
risten schon wegen der Vielfalt der Rechtsgeschäftsty-

pen keine auch nur einigermaßen vollständige Vermitt-
lung in kurzer Zeit zulässt.
Gute Kenntnisse des Steuerrechts werden als unerläss-
lich vorausgesetzt!
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilneh-
merzahl auf 60 Personen beschränkt ist.
Planung: Dr. Johannes Patzak, RA in Wien
Referenten: Univ.-Doz. Mag. DDr. Ludwig Bittner, öf-
fentlicher Notar in Hollabrunn
Dr. Johannes Patzak, RA in Wien
MMag. Dr. Martin Oppitz, RA in Wien
Termin: Freitag, 28. 1. 2011 und Samstag, 29. 1. 2011
= 3 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20110128A/8

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel (01) 710 57 22-0 oder Fax (01) 710 57 22-20 oder
E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!

Aus- und Fortbildung
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Außergerichtliche Streitbeilegung
Konfliktlehre in der anwaltlichen Praxis – Ein „Alien“?
Von Mag. Bettina Knötzl, Wien. Mag. Bettina Knötzl ist Partner bei Wolf Theiss Rechtsanwälte GmbH, Rechtsanwäl-
tin und Mediatorin. Sie leitet bei Wolf Theiss den zwölf Länder umfassenden Bereich Prozessführung (Litigation) und
alternative Streitbeilegung (ADR) und gehört auch zum ReferentInnen-Team der AWAK, das Streitlösung mit Hilfe
konsensorientierter Verhandlungsmethoden vermittelt.

„Konflikt“ ist ein Begriff,1) der beim „Durchschnittsmenschen“ negative Assoziationen auslöst. Meist werden erst
nach näherer Beschäftigung mit dem Thema auch die positiven Aspekte des Konfliktes erkannt. Aus der Reihe der
üblichen Arten der Konfliktregelung2) ruft dieses „ungezähmte Tier“ instinktiv und blitzartig das Bedürfnis nach
„Flucht“3) hervor. Während die meisten Menschen es also vorziehen, einen weiten Bogen um den in Distanz er-
kennbaren Konflikt zu machen, haben sich einige Berufsgruppen dessen Existenz – und im Idealfall va dessen Lö-
sung – sogar zur Einkunftsquelle und zum Zentrum ihres beruflichen Schaffens gemacht.
Ein weites Feld von Strategien zur Konfliktlösung4) steht im Focus von Berufsgruppen,5) deren Ausbildung auf
eine Aufarbeitung der in der Wissenschaft des 3. Jahrtausends vorhandenen Erkenntnisse in professioneller
Weise abzielt.

I. Wie ist es nun um die
professionelle Ausbildung des
rechtsanwaltlichen Nachwuchses
bestellt?

Die genauere Untersuchung der Ausbildungsrichtli-
nien des anwaltlichen Nachwuchses zeigt ein einiger-
maßen ernüchterndes Bild:

Während im Jahr 2005 in den Ausbildungsrichtlinien
noch verpflichtend der Kontakt mit der Kunst der au-
ßergerichtlichen Streitbeilegung im Ausmaß von sechs
Halbtagen vorgesehen war,6) wurde im Jahr 2008 eine
Wahlmöglichkeit zur Verfügung gestellt, die es dem
Auszubildenden erlaubte, den geforderten Kontakt
mit dem Thema auf einen einzigen Halbtag zu reduzie-
ren;7) angesichts der Komplexität der Materie bereits
ein fragwürdiger Zeitrahmen. Seit 1. 1. 20108) ist die
Zulassung zum Rechtsanwalt zu erwerben, ohne auch
nur ein einziges Mal in Kontakt mit außergerichtlichen
Streitlösungsmethoden und „deeskalierender Konflikt-
lösung“ bzw Konfliktlehre im Allgemeinen gekommen
zu sein. Gleichzeitig stempeln die Ausbildungsrichtli-
nien Wissen und Können zu diesem Thema als „nicht
prüfungsrelevant“ ab.9)

II. Welche Überlegung steckt hinter
diesem verordneten Rückschritt in
der Ausbildung des Nachwuchses?

Angesichts der Bedeutung des Themas fällt die Antwort
schwer.

Man könnte diese vielleicht im bestehenden Überan-
gebot an Theorie und Praxis vermittelnder Kurse im
Rahmen der universitären juristischen Ausbildung ver-

muten, sodass ein weiteres Training im Zuge der an-
waltlichen Ausbildung entbehrlich erschiene. Ein sol-
ches Überangebot besteht aber keineswegs. Auch die
universitäre Ausbildung der künftigen Generation von
Richtern, Anwälten, Unternehmensjuristen und der
übrigen juristischen Elite des Landes scheint diese Be-
dürfnisse der modernen Wirtschaft in geringem Aus-
maß zu erkennen.10)
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1) Die Vielzahl der Definitionsversuche des Begriffs „Konflikt“ belegt,
dass keine Definition dem Phänomen absolut gerecht wird. Der Kon-
fliktforscher Friedrich Glasl (Konfliktmanagement, Ein Handbuch für
Führungskräfte, Beraterinnen und Berater9 [2010] 17) beschreibt ei-
nen Konflikt, als eine Interaktion i) zwischen Aktoren (Individuen,
Gruppen, Organisationen usw), ii) wobei wenigstens ein Aktor iii)
eine Differenz bzw Unvereinbarkeiten im Wahrnehmen und im Den-
ken bzw Vorstellen und im Fühlen und im Wollen iv) mit dem ande-
ren Aktor (den anderen Aktoren) in der Art erlebt, v) dass beim Ver-
wirklichen dessen, was der Aktor denkt, fühlt oder will, eine Beein-
trächtigung vi) durch einen anderen Aktor (die anderen Aktoren) er-
folge.

2) Siehe Punkt 4.
3) Siehe FN 27.
4) Moderation, Prozessbegleitung, Prozesskonsultation, sozio-thera-

peutische Prozessbegleitung, Conciliation, Schiedsverfahren, richter-
licher Entscheid und Machteingriff.

5) Coaches, Kommunikationswissenschaftler, Mediatoren, Moderato-
ren, Pädagogen, Philosophen, Psychiater, Psychologen, Psychothera-
peuten, Sozialarbeiter, Soziologen, Unternehmensberater uvm.

6) § 1 Abs 1 Ausbildungsrichtlinie – RL-RAA idF v 22. 4. 2005.
7) § 1 Abs 1 Ausbildungsrichtlinie – RL-RAA idF v 28. 4. 2008.
8) § 1 Abs 1 Ausbildungsrichtlinie – RL-RAA; vgl auch ErläutRV 483

BlgNr 24. GP 8: „Ungeachtet dieser Anpassung hat sich die gesetzli-
che Festschreibung zeitlicher Mindesterfordernisse in einem spezifi-
schen Ausbildungsbereich – ungeachtet seiner Bedeutung – nach
Mitteilung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertags in der
praktischen Handhabung nicht bewährt. Sie soll daher wieder besei-
tigt werden.

9) Vgl § 20 RAPG.
10) Im Rahmen der universitären Ausbildung wird ein einziger Wahlfach-

korb „Mediation und andere Formen der alternativen Konfliktlösung"
angeboten, der den juristischen Nachwuchs mit Konfliktlehre in Kon-
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Im besten Fall beruht die seit den letzten fünf Jahren
erworbene Einschätzung des Standes der Rechtsan-
wälte in Bezug auf die Bedeutsamkeit der erwünschten
bzw erforderlichen Fähigkeiten eines Rechtsanwalts auf
der Annahme, dass Berufsanwärter im 3. Jahrtausend
von sich aus ausreichend Interesse an dem Thema mit-
bringen und – ungeachtet der scheinbaren Irrelevanz
für den Erwerb der Zulassung als Rechtsanwalt – aus ei-
genem Antrieb heraus Zeit und Geld investieren, um
jene fundamentalen Fähigkeiten zu erlernen, die unser
Stand beispielsweise der Kenntnis des Immaterialgüter-
rechts11) zuordnet.

Die Lebenserfahrung lässt jedoch befürchten, dass
die Nachfrage einschlägiger Ausbildungskurse12) un-
mittelbar vom rechtlichen Ausbildungsrahmen beein-
flusst wird. Die Zahlen sprechen jedenfalls für sich.13)

III. Warum ist dieser Trend
bedenklich?

Während die fachliche Spezialisierung – vergleichbar
dem Trend in der Ärzteschaft – unter den Anwälten
weiter fortschreitet und im Hinblick auf die stetig zu-
nehmende Komplexität der Rechtsordnung längst irre-
versibel erscheint, steht eines außer Zweifel: Trotz der
Notwendigkeit der Spezialisierung wird der Anwalt
im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit auch künftig
ohne Ausnahme gefordert sein, zum Wohle seines
Mandanten Konflikte zu bewältigen und sei es nur in
simplen Vertragsverhandlungen, wo unterschiedliche
Interessen und Standpunkte in einen Konsens14) zu gie-
ßen sind. Von komplexen, eskalierten Rechtsstreitigkei-
ten mit Beteiligung mehrerer Parteien mit unterschied-
lichsten Interessen und konträren Positionen ganz zu
schweigen. Ich gehe soweit zu sagen: Konfliktbewälti-
gung war und ist ein fundamentaler Pfeiler des Berufs-
bilds des Rechtsanwalts. Vor diesem universellen Ver-
ständnis des anwaltlichen Rollenbildes – etwas pointiert
– gefragt: Was nützt die tiefste Kenntnis der Rechtsla-
ge, wenn der Rechtsanwalt beim Konfliktlösen dilet-
tiert?

Um in der Wahrnehmung unserer Mandanten, die
im Zuge ihrer eigenen Ausbildung zum Teil deutlich
mehr Erfahrung mit dem Thema gewonnen haben,
weiterhin eine führende Rolle einnehmen zu können,
muss der Rechtsanwalt dem Anspruch, ein herausra-
gender Helfer in Konfliktsituationen zu sein, gerecht
werden. So sehr das Berufsbild des Rechtsanwaltes ei-
nem konstanten Wandel unterliegt, so traditionell
übersteigen die Anforderungen das Profil eines tech-
nisch exzellenten Juristen.

Wenn unsere Klienten aber besser gebildet sind als
wir, wie können wir dem Anspruch gerecht werden?
Die Antwort liegt in einer gehaltvollen Ausbildung.

Die Erkenntnis, dass theoretisches Verständnis gepaart
mit praktischer Übung erst denMeister macht, ist nicht
neu.15) Nicht zuletzt fußt die anwaltliche Ausbildung
darauf.

IV. Worin liegt der Nutzen eines
tieferen Konfliktverständnisses
für die anwaltliche Praxis?

Der Nutzen der Beschäftigung mit Konfliktanalyse und
möglichen Lösungsmodellen lässt sich in der täglichen
Praxis leicht festmachen. Ob ein Konflikt tatsächlich
überwiegend positive oder negative Auswirkungen
zeigt, hängt (auch) vom Umgang mit diesem ab. Jeder
Berater kann den Konflikt bzw sein Potential – nach
dessen genauerer Analyse – nützen. Einige Potentiale
seien hier vorgestellt:

1. Die positive Kraft und das Potential von
Konflikten

Die eingangs erwähnte positive Seite des Konflikts be-
schränkt sich keineswegs auf die Funktion als wieder-
kehrende Einkunftsquelle. In jedem Konflikt schlum-
mert ein gewaltiges Potential, das der Anwalt im Zuge
der Beratungstätigkeit nützen kann, indem er bei Ent-
wicklung seiner Strategie und den taktischen Schritten
folgende Erkenntnisse berücksichtigt.

a) Unterschiede verdeutlichen und fruchtbar machen

Konflikte machen Unterschiede bewusst, indem sie un-
terschiedliche Ansichten, Bedürfnisse und Werthaltun-
gen sichtbar machen.16)

Das frühzeitige Aufzeigen von Widersprüchen und
Unterschieden ermöglicht, diese zu Beginn der Diskus-
sion zur Sprache zu bringen und so mögliche Lösungs-
optionen den realen Gegebenheiten besser anzupassen.

Aus- und Fortbildung
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takt bringt. Das Angebot ist überdies durch die beschränkte Teilneh-
merzahl für die einzelnen Wahlfächer dieses Wahlfachkorbs mit 25 –
30 Teilnehmern weiter begrenzt. Nach einem Bewerbungsverfahren
werden für das Wintersemester 2010/11 77 Studenten, für das Som-
mersemester rund 51 von ca 6.400 der juridischen Fakultät der Uni-
versität Wien aufgenommen (Quelle: http://www.univie.ac.at/fv-
jus/cms/index.php?id=732).

11) Zur Prüfungsrelevanz: vgl § 20 RAPG.
12) „Vom Konflikt zum Konsens“, „Mediation“.
13) Während 2006 noch 35 Kurse zum Thema „Mediation und konsens-

orientiertes Verhalten“ von der Anwaltsakademie (AWAK) veranstal-
tet wurden, schrumpfte die Anzahl der Kurse zum Thema „Außerge-
richtliche Streitbeilegung“ im Jahr 2009 auf 23 Seminare und im Jahr
2010 auf 10 Seminare (Quelle: AWAK, http://ausbildung.awak.at/
Awak2009/Ausbildung/Seiten/FRAME.html).

14) Siehe FN 32.
15) Exercitatio artem parat.
16) Gerhard Schwarz, Konfliktmanagement, Konflikte erkennen, analy-

sieren, lösen8 16 f.
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Dadurch gewinnt die schließlich gewählte Lösung an
Haltbarkeit, verglichen zu jenen „Vergleichen“ (Kom-
promissen),17) die ohne diesen vorgeschalteten Diskurs
der Unterschiedlichkeiten auskommen müssen.

b) Herstellen einer Gruppeneinheit

So wie Konflikte Unterschiede verdeutlichen, also eine
unterschiedsverstärkende Funktion haben, kommt ih-
nen auch die konträre Funktion zu, Einheit zu stiften.
Sie stellen die Einheit einer Gruppe (wieder) her.

Jeder, der von der Gruppennorm abweicht, gefährdet
damit den Gruppenstandard, der die Sicherheit der
Gruppe darstellt. Abweichende Haltungen leiten den
unangenehmen Zustand einer Verunsicherung ein.
Durch die Bearbeitung und Bewältigung des Konflikts
kann in der Gruppe wieder Sicherheit erlangt werden.
Insofern hat der Konflikt auch eine sicherheitsstiftende
Funktion.18)

c) Herausarbeiten und Herstellen von Gemeinsamkeit

Der Konflikt entzweit die Streitparteien und eint sie
zeitgleich. Sie haben jedenfalls eines gemeinsam: den
Konflikt und – in aller Regel – die Sehnsucht nach des-
sen Überwindung. Dieses positive, gleichgerichtete Be-
streben der Streitteile kann der Rechtsanwalt als Basis
für konsensorientiertes Verhandeln verwenden.

Darüber hinaus kann der Rechtsvertreter gezielt den
Fokus auf weitere Gemeinsamkeiten der Streitteile len-
ken, diese zu den Unterschieden abgrenzen und so eine
zielgerichtete Bearbeitung der wirklich konfliktträchti-
gen Themen ermöglichen. Ein zeit-, energie- und kos-
tenschonender Vorgang.

Gerhard Schwarz,19) bekannter Experte für Konflikt-
management, zeigt auf: Letztlich muss jeder seine Be-
dürfnisse auch mit einer gewissen Härte und Aggressi-
vität gegen das Allgemeine durchsetzen, so wie auch das
Allgemeine sich mit einer gewissen Härte und Aggres-
sivität gegen zu große Individualität durchsetzen muss.
Wenn man immer nur Vielfalt und Verschiedenheit der
Meinungen berücksichtigen würde, käme man nie zu
einer Übersicht und einer Überschaubarkeit.

Genau hier kann der zur Konfliktlösung berufene
und typischerweise im analytischen Denken gut ge-
schulte Rechtsanwalt wertvolle Dienste zur Überwin-
dung des Konflikts leisten. Freilich wäre es einigerma-
ßen nützlich, wenn er die dazu zur Verfügung stehen-
den Methoden und Techniken im Zuge seiner Ausbil-
dung vorgestellt bekäme und diese in seiner Praxis
auch bewusst zum Einsatz bringen könnte.

d) Nützen des Veränderungspotentials

Kaum eine bedeutsame Veränderung in der Geschichte
der Menschheit ist nicht auf Basis einer konfliktreichen
Auseinandersetzung entstanden. Konflikte haben für

die Weiterentwicklung von Gruppen und Organisatio-
nen eine große Bedeutung. Finden von Identität,
Emanzipations- und Ablösungsprozesse beim Einzel-
nen oder in Gruppen sorgen für das Auftreten von
Konflikten. Durch Entwicklung neuer Verhaltenswei-
sen kann die notwendige Anpassung an eine Situation
erzielt werden. So trifft beispielsweise eine durch Op-
position herausgeforderte Autorität bessere Entschei-
dungen als eine Autorität ohne Opposition.

Aus Sicht der konsensorientierten anwaltlichen Pra-
xis liefert das natürlich gegebene Veränderungspoten-
tial bemerkenswerte Aspekte. Denn wo die altherge-
brachte, vor Gericht gerne geübte „Bazarmethode“
(beiderseitiger Verzicht auf einen Teil des Streitgegen-
standes) versagt, ist Kreativität gefragt. Gelingt es dem
Rechtsanwalt, das Veränderungspotential eines Kon-
flikts herauszuarbeiten und für die Parteien sichtbar
zu machen, schafft er eine deutlich verbesserte Aus-
gangslage für die Entwicklung möglicher Optionen
zur Konfliktlösung.20) Die Vielfalt der entwickelten Op-
tionen und die Möglichkeiten, diese weiter zu kombi-
nieren, eröffnen schließlich einen kreativen Weg zum
Konsens.

e) Erhaltung des Bestehenden

So wie Konflikten eine Unterschiede verdeutlichende
und gleichzeitig eine einende Funktion zukommt, ver-
hält es sich auch mit ihrer Funktion, einerseits für Ver-
änderung zu sorgen und andererseits Bestehendes zu
bewahren. Das natürliche Streben des Individuums
nach Sicherheit mündet im Wunsch nach Stabilität
der Organisation, durch die der Einzelne an Sicherheit
gewinnt. Als Beispiele sei an Vordenker, Normabwei-
cher, Erfinder erinnert, die oftmals mit extremer Ag-
gressivität konfrontiert sind. Die Normabweichung
(und damit der Konflikt) wird eliminiert und damit
das Bestehende erhalten. Insofern sichern Konflikte
die Identität durch Erhalten des Bestehenden.21)

Der Rechtsanwalt kann alle diese Potentiale im Zuge
der Erarbeitung einer kreativen Lösung nützen, sofern
er sie erkennt und den Parteien transparent machen
kann.
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17) Zum Kompromiss: s FN 31; zu den Konfliktregelungsmöglichkeiten
im Allgemeinen: s Pkt 5.

18) Gerhard Schwarz, Konfliktmanagement, Konflikte erkennen, analy-
sieren, lösen8 20 f.

19) Gerhard Schwarz, Konfliktmanagement, Konflikte erkennen, analy-
sieren, lösen8 25.

20) Der typische Ablauf von alternativen Streitlösungsmodellen gestal-
tet sich – mit gewissen Abweichungen – wie folgt: 1. Vereinbarung
der „Prozessregeln“, 2. Sachverhaltsaufnahme und Problemsamm-
lung, 3. Zieldefinition, 4. Problembearbeitung, 5. Sammlung von Lö-
sungsalternativen (ohne Bewertung), 6. Bewertung der Alternativen,
7. Entscheidung/Einigung, 8. Umsetzung und Kontrolle.

21) Gerhard Schwarz, Konfliktmanagement, Konflikte erkennen, analy-
sieren, lösen8 32.
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2. Konflikteskalation

Der bekannte Konfliktforscher Friedrich Glasl 22) zeigt –
schaubildlich in Abbildung 1 dargestellt –, dass Konflikte
typische Muster aufweisen und – ohne Intervention, dh
gegensteuernde Maßnahmen – eskalieren. Die Steige-
rung der meisten Konflikte tritt mehr oder weniger un-
gewollt bzw autistisch auf. Der Konflikt wird aufgrund
seiner inneren Dynamik stets weiter getrieben und
führt zu einer Steigerung der Spannungen. Eskalation
geht in Stufen vor sich, wobei Glasl neun Stufen er-
kennt, die er in drei Hauptphasen unterteilt.

Erste Hauptphase

1. Verhärtung
2. Debatte, Polemik
3. Taten statt Worte

Zweite Hauptphase

4. Images und Koalitionen
5. Gesichtsverlust
6. Drohstrategien und Erpressung

Dritte Hauptphase

7. Begrenzte Vernichtungsschläge
8. Zersplitterung, totale Zerstörung
9. Gemeinsam in den Abgrund

Zur näheren Erläuterung der neun Stufen wird auf
Abbildung 1 verwiesen (siehe nächste Seite).

3. Konfliktanalyse und Konfliktmanagement

Die sich stufenweise fortentwickelnde Eskalation kann
aber auch verhindert werden. Denn auf jeder Stufe be-
steht die Möglichkeit, sich der Dynamik bewusst zu
werden und den Konflikt nicht noch mehr eskalieren
zu lassen.

Darin liegt auch eine wesentliche Chance für den
Rechtsanwalt. Wer zwischen dem Auftreten des Kon-
fliktes und dem Lösungsversuch eine Analysephase23)

einschiebt, schafft eine innere Distanz zum Konflikt
und ermöglicht die Suche und Auswahl der bestmög-
lichen Regelungsmethode(n). Dieser Analysevorgang
ist angesichts der gegebenen Vielfalt der Methoden
von einem Rechtsanwalt auch zu erwarten, will er
später den Vorwurf einer unzureichenden Vorgangs-
weise aber auch der ungenügenden Aufklärung ver-
meiden.

Konflikte auf der Stufe 1 bis 3 des Phasenmodells
von Glasl können durch die Parteien noch selbst ge-
löst werden. Sie werden am zielführendsten in Form
der Moderation bearbeitet, jene auf Stufe 3 bis 5
durch so genannte Prozessbegleitung, 4 bis 7 durch
sozio-therapeutisch orientierte Prozessbegleitung. Bei

Konflikten auf Stufe 5 bis 7, die zum täglichen An-
waltsalltag zählen, bieten sich klassische Vermittlungs-
methoden an, darunter insbesondere auch die Media-
tion durch einen neutralen Dritten. Dabei ist zu be-
denken, dass die Parteien mit Eskalierung des Kon-
flikts zunehmend die Fähigkeit verlieren, den Streit
ohne fremde Hilfe – auf höheren Stufen selbst mit
Hilfe neutraler Dritter ohne Entscheidungsgewalt –

zu lösen. Auf Stufe 6 angelangt, sind die Parteien
nicht mehr im Stande, den Konflikt selbst zu lösen.
Noch aber genügt die neutrale „Vermittlerrolle“ ohne
Entscheidungsgewalt. Daher ist auf Stufe 6 (sowie 5
und 7) die klassische Mediation angebracht. Mit Stu-
fe 624) beginnend ist auch die „Delegation“ der Ent-
scheidung an einen Dritten ein angezeigter Weg zur
Bewältigung des Konflikts. Auf Stufe 8 erscheint die-
ser dringend geboten. Der Konflikt wird in diesem
Fall von einem Dritten, einem Schiedsmann, einem
Schiedsgericht oder auch den ordentlichen Gerichten
entschieden. Bei Konflikten, die sich in der dritten
Hauptphase befinden, kann der „gordische Knoten“
auch durch Machteingriff einer machtüberlegenen In-
stanz gelöst werden. Bei Stufe 9 verbleibt nur noch
diese Alternative. Soll der Konflikt dauerhaft beigelegt
werden, muss die Machtinstanz, die den Antagonisten
vernichtet oder eliminiert,25) dann auch in der Lage
sein, die Situation weiterhin zu beherrschen. Sonst
ist diese Regelungsmethode nicht von Dauer. Ganz
grundsätzlich ist mit Blick auf die Dauerhaftigkeit
und Haltbarkeit jenen Konfliktregelungsmöglichkei-
ten, deren Ziel der Konsens ist (s dazu gleich Pkt
4), der Vorzug zu geben.

4. Konfliktregelungsmöglichkeiten

Gerhard Schwarz beschreibt folgende sechs Grundmus-
ter, die zur Regelung – nicht notwendigerweise zur ech-
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22) Friedrich Glasl, Konfliktmanagement, Ein Handbuch für Führungs-
kräfte, Beraterinnen und Berater9 236 f.

23) Zu analysieren sind folgende Punkte: Die Streitpunkte zwischen den
Konfliktparteien, der Eskalationsgrad des Konflikts, wer die Konflikt-
parteien sind und wie die Parteien intern strukturiert sind, die for-
mellen und informellen Beziehungen zwischen den Parteien, die vor-
handenen Grundeinstellungen zum Konflikt und welches Ziel damit
verfolgt wird.

24) Die möglichen Strategien überschneiden sich zum Teil. Auf Stufe 6
kann sowohl Mediation (dh Vermittler ohne Entscheidungsgewalt)
als auch Arbiter (neutraler Dritter mit Entscheidungsgewalt) die rich-
tige Methode sein. Zu bedenken ist auch, dass unterschiedliche Par-
teien auf unterschiedlichen Stufen stehen können. Klagende Partei A
mag sich schon auf Stufe 7 befinden, während der Beklagte B den
Konflikt weniger eskaliert wahrnimmt und auf Stufe 5 steht. Gele-
gentlich kann die Eskalation auch sehr schnell vor sich gehen. Die
Schwere des Konflikts zu mildern („Deeskalation“) ist wesentlich auf-
wändiger als ihn zu eskalieren. Eine solide Ausbildung in „deeskalie-
renden Interventionstechniken“ kann dem Rechtsanwalt gute
Dienste leisten.

25) ZB: Der Vorgesetzte entscheidet, den „problematischen Mitarbeiter“
zu kündigen.



588 Österreichisches Anwaltsblatt 2010/12

Aus- und Fortbildung

D
ie

 9
 S

tu
fe

n 
de

r 
K

on
fli

kt
es

ka
la

tio
n 

na
ch

 G
la

sl
1

V
er

h
är

tu
n

g

2
S

ta
nd

pu
nk

te
 v

er
hä

rt
en

 
zu

w
ei

le
n,

pr
al

le
n 

au
fe

in
an

de
r

D
eb

at
te

, P
o

le
m

ik

3
ze

itw
ei

lig
e 

A
us

ru
ts

ch
er

un
d 

V
er

kr
am

pf
un

ge
n

P
ol

ar
is

at
io

n 
im

 D
en

ke
n,

F
üh

le
n 

un
d 

W
ol

le
n,

S
ch

w
ar

z-
W

ei
-D

en
ke

n

T
at

en
 s

ta
tt

 W
o

rt
e

4
B

ew
us

st
se

in
 d

er
be

st
eh

en
de

n 
S

pa
nn

un
g

er
ze

ug
t 

K
ra

m
pf

T
ak

tik
en

: q
ua

si
-r

at
io

na
l,

ve
rb

al
e 

G
ew

al
t

"R
ed

en
 h

ilf
t 

ni
ch

ts
 m

eh
r"

,
al

so
: 

T
at

en
!

S
tr

at
eg

ie
 d

er
 v

ol
le

nd
et

en
 T

at
sa

ch
en

Im
ag

es
 u

n
d

K
o

al
it

io
n

en

5
Ü

be
rz

eu
gu

ng
:

S
pa

nn
un

ge
n 

du
rc

h
G

es
pr

äc
h 

lö
sb

ar

R
ed

en
 z

ur
 T

rib
ün

e,
üb

er
 D

rit
te

 "
sc

or
es

" 
ge

w
in

ne
n

D
is

kr
ep

an
z 

ve
rb

al
es

, n
on

ve
rb

al
es

 
V

er
ha

lte
n,

 n
on

-v
er

ba
le

s 
V

er
ha

lte
n 

do
m

in
ie

rt

S
te

re
ot

yp
en

, 
K

lis
ch

ee
s,

 I
m

ag
e-

K
am

pa
gn

en
, 

G
er

üc
ht

e:
au

f 
W

is
se

n 
un

d 
K

ön
ne

n!

G
es

ic
h

ts
ve

rl
u

st

6
no

ch
 k

ei
ne

 s
ta

rr
en

 P
ar

te
ie

n
od

er
 L

ag
er

ze
itl

ic
he

 S
ub

gr
up

pe
n

um
 S

ta
nd

pu
nk

te
G

ef
ah

r:
F

eh
lin

te
rp

re
ta

tio
ne

n
ei

na
nd

er
 in

 n
eg

at
iv

e 
R

ol
le

n 
m

an
öv

rie
re

n 
un

d 
be

kä
m

pf
en

!
öf

fe
nt

lic
h 

un
d 

di
re

kt
: 

G
es

ic
ht

sa
ng

rif
fe

!
D

ro
h

st
ra

te
g

ie
n

 u
n

d
 

E
rp

re
ss

u
n

g

7
D

is
kr

ep
an

z
"O

be
rt

on
 u

nd
 U

nt
er

to
n"

"p
es

si
m

is
tis

ch
e 

A
nt

iz
ip

at
io

n"
: 

M
is

st
ra

ue
n,

 A
kz

el
er

at
io

n
W

er
be

n 
um

 A
nh

än
ge

r,
 

sy
m

bi
ot

is
ch

e 
K

oa
lit

io
ne

n
V

or
w

ur
f 

de
s 

E
hr

ve
rlu

st
es

,
V

er
ra

ts
, V

er
br

ec
he

ns
E

rp
re

ss
un

g
B

eg
re

n
zt

e 
V

er
-

n
ic

h
tu

n
g

ss
ch

lä
g

e

8
Ü

be
rle

ge
ne

r 
ge

ge
nü

be
r

U
nt

er
le

ge
ne

m
 T

A
-M

od
el

l
G

ru
pp

en
ha

ut
, 

K
oh

äs
io

n,
R

ol
le

n-
K

ris
ta

lli
sa

tio
n

se
lf-

fu
lfi

lli
ng

 p
ro

ph
ec

y 
du

rc
h 

P
er

ze
pt

io
ns

fix
ie

ru
ng

in
sz

en
ie

rt
e 

"D
em

as
ki

er
un

gs
ak

tio
n"

 
R

itu
al

D
ro

hu
ng

en
 u

nd
G

eg
en

dr
oh

un
g

D
en

ke
n 

in
 "

D
in

gk
at

eg
or

ie
n"

Z
er

sp
lit

te
ru

n
g

, t
o

ta
le

 
Z

er
st

ö
ru

n
g

9
ge

ge
ns

ei
tig

e 
A

bw
er

tu
ng

en
D

ro
hg

eb
är

de
de

m
en

tie
rb

ar
es

S
tr

af
ve

rh
al

te
n

D
em

as
qu

é:
 "

E
nt

tä
us

ch
un

g"
 

A
ha

-E
rle

bn
is

 r
üc

kw
irk

en
d

ke
in

e 
m

en
sc

hl
ic

he
 Q

ua
lit

ät
 

m
eh

r
P

ar
al

ys
ie

re
n 

un
d 

D
es

in
te

gr
ie

re
n 

de
s 

fe
in

dl
ic

he
n 

S
ys

te
m

s

G
em

ei
n

sa
m

 in
 d

en
 A

b
g

ru
n

d

E
m

pa
th

ie
 v

er
lo

re
n

do
pp

el
te

 B
in

du
ng

en
 d

ur
ch

pa
ra

do
xe

 A
uf

tr
äg

e
E

ng
el

-T
eu

fe
l a

ls
 B

ild
,

D
op

pe
lg

än
ge

r
G

la
ub

w
ür

di
gk

ei
t: 

P
ro

po
r-

tio
na

lit
ät

, 
S

el
bs

tb
in

du
ng

s-
ak

tiv
itä

te
n,

 S
to

lp
er

dr
äh

te

be
gr

en
zt

e 
V

er
ni

ch
tu

ng
ss

ch
lä

ge
al

s 
"p

as
se

nd
e 

A
nt

w
or

t"

A
bs

ch
nü

re
n 

de
r 

E
xp

on
en

te
n 

vo
m

 
H

in
te

rla
nd

ke
in

 W
eg

 m
eh

r 
zu

rü
ck

!

A
us

st
oß

en
, 

V
er

ba
nn

en
"s

ec
on

d 
m

ov
e"

U
m

ke
hr

en
 d

er
 W

er
te

 in
s 

G
eg

en
te

il:
 r

el
at

iv
 k

le
in

er
er

ei
ge

ne
r 

S
ch

ad
en

 w
ird

 a
ls

 
G

ew
in

n 
be

tr
ac

ht
et

vi
ta

le
 S

ys
te

m
-F

ak
to

re
n 

ze
rs

tö
re

n,
 d

ad
ur

ch
 d

as
 

G
eg

ne
rs

ys
te

m
 u

ns
te

ue
r-

ba
r,

 z
er

fä
llt

 g
än

zl
ic

h

to
ta

le
 K

on
fr

on
ta

tio
n

Is
ol

at
io

n,
 E

ch
o-

H
öh

le
 

so
zi

al
er

 A
ut

is
m

us
S

tr
es

s
V

er
ni

ch
tu

ng
 z

um
 P

re
is

 d
er

 
S

el
bs

tv
er

ni
ch

tu
ng

, 
Lu

st
 a

m
 

S
el

bs
tm

or
d,

 w
en

n 
au

ch
 d

er
 

F
ei

nd
 z

ug
ru

nd
e 

ge
ht

!

E
ke

l
A

kz
el

er
at

io
n 

du
rc

h
U

lti
m

at
a,

 S
ch

er
en

w
irk

un
g

K
oo

pe
ra

tio
n

K
oo

pe
ra

tio
n

K
oo

pe
ra

tio
n

kl
ei

ne
r 

al
s

gl
ei

ch
gr

öß
er

 a
ls

Id
eo

lo
gi

e,
 W

er
te

, 
P

rin
zi

pi
en

K
on

ku
rr

en
z

K
on

ku
rr

en
z

K
on

ku
rr

en
z

   
   

   
   

   
   

G
re

nz
e 

de
r 

S
el

bs
th

ilf
e 

  
R

eh
ab

ili
tie

ru
ng

!

M
ed

ia
tio

n

   
   

S
ch

ie
ds

ric
ht

er
, G

er
ic

ht

   
   

   
 M

ac
ht

in
st

an
z

W
in

-W
in

W
in

-L
o

se
L

o
se

-L
o

se

A
us

: 
F

rie
dr

ic
h 

G
la

sl
, K

on
fli

kt
m

an
ag

em
en

t,
 E

in
 H

an
db

uc
h 

fü
r 

F
üh

ru
ng

sk
rä

ft
e,

 B
er

at
er

in
ne

n 
un

d 
B

er
at

er
, 9

. 
A

uf
l.

ß



589

ten „Lösung“ – von Konflikten kulturgeschichtlich26) zu
beobachten sind. Sämtliche Konfliktlösungsmodelle
lassen sich – trotz ihrer Vielfältigkeit – auf diese Grund-
muster zurückführen:
" Flucht27)
" Vernichtung28)

" Unterwerfung oder Unterordnung des einen unter
den anderen29)

" Delegation an eine dritte Instanz30)
" Kompromiss31)
" Konsens32)

Kehren wir nun zu den Eskalationsstufen von Glasl
(siehe Abbildung 1) zurück, so zeigt sich deutlich, dass
die von Rechtsanwälten praktizierten Regelungsmög-
lichkeiten nicht auf jeder Eskalationsstufe bei kunstge-
rechtem Einsatz tatsächlich einen Anwendungsbereich
haben. Dabei sollte – aus Klientensicht – das Prinzip
der Mittelschonung33) im Vordergrund stehen, weil
gleichermaßen aus ethischen wie wirtschaftlichen
Überlegungen grundsätzlich nur notwendige und
zweckmäßige Kosten zu verursachen sind: Der Streit
soll so schnell, kostengünstig, Nerven und sonstige
Mittel schonend geschlichtet werden wie möglich.
Wer einen Konflikt, der sich auf Stufe 4 befindet, sofort
vor Gericht bringt, schießt sprichwörtlich mit „Kano-
nen auf Spatzen“ und umgekehrt: Wer meint, eine
hocheskalierte Familienstreitigkeit, die im Bereich
von Stufe 8 anzusiedeln ist, mit klassischer Mediation
zu bewältigen, wird bald frustriert die Vergeudung
von Zeit und sonstigen Ressourcen zur Kenntnis neh-
men müssen.

V. Reichtum der Methoden –Wer die
Wahl hat, hat die Qual?

Dem Prinzip der Ressourcen-Schonung zu folgen, ist
dabei kein bloßer „Luxus“. Die mangelnde Aufklärung
über alternative Streitschlichtungsmethoden könnte
durchaus auch haftpflichtig machen. Einzuräumen ist
freilich, dass in der Praxis der Kausalitätsnachweis nur
in Ausnahmefällen gelingen wird. Ungeachtet rein
haftpflichtrechtlicher Erwägungen steht außer Zweifel,
dass das Wohl des Mandanten stets die Maxime der Be-
mühungen des Rechtsanwalts festlegen möge. Aus die-
sem Blickwinkel heraus liegt die Kunst des Rechtsan-
walts im 3. Jahrtausend also gerade darin, nach sorgfäl-
tiger Analyse des vorliegenden Konflikts, zum einen
dessen Potential für seine Mandanten nutzbar zu ma-
chen und zum anderen die bestmögliche Konfliktrege-
lungsmethode vorzustellen. Das kann bei jenen Kon-
flikten, die nach Glasl zwischen Stufe 5 bis 7 einzuord-
nen sind und zum typischen Alltagsgeschehen des An-
walts zählen, durchaus zum diffizilen Unterfangen
werden. Erst eine solide Ausbildung bietet die nötige

Hilfestellung und liefert das „Werkzeug“ zur Konflikt-
bewältigung. Engstirnigkeit birgt demgegenüber die
Gefahr, dass sich Mandanten am durchaus offenen
Markt des Konfliktmanagements nach Alternativen
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26) Siehe zu diesem Thema auch das amüsante Gedicht von Erich Käst-
ner, Entwicklung der Menschheit.

27) Flucht bedeutet, dem Konflikt auszuweichen, den Konflikt geistig zu
verdrängen, zu ignorieren, diesem aus dem Weg zu gehen. Vorteile:
rasch, einfach, Ressourcen schonend, schmerzlos, kein Verlierer.
Nachteile: keine Lösung des Konflikts, unbefriedigend, keine positive
Veränderung, Potential für Rückkehr des Konflikts – meist in stärker
eskalierter Form.

28) Kampf: Anstelle zu fliehen, besteht die Möglichkeit, sich dem Kampf
zu stellen. Auch hier handelt es sich um ein ursprünglich-instinkt-
haftes Verhaltensmuster, das vor allem dann gewählt wird, wenn
Flucht weniger attraktiv erscheint. Zwei Ziele sind möglich: Ver-
nichtung oder Unterwerfung. Vorteile der Vernichtung: dauerhaft
(so die Situation auch nachher stabil gehalten werden kann), ein-
malig, gründlich, klar, unkompliziert, Auslese zugunsten des Überle-
genen, Stärkung des Überlebenden; Nachteile: inhuman, berech-
tigte Interessen werden nicht beachtet, Veränderungspotential
bleibt ungenützt, verbreitet Schrecken unter den Verbliebenen, ge-
fährdet die Weiterentwicklung, Auslese zugunsten des charakterlich
Miesen; irreversibel.

29) Unterwerfung und Unterordnung bilden die Wurzel der hierar-
chischen Ordnung. Hier ist von vornherein festgelegt, wer im Kon-
fliktfall im Recht bleibt (Vorgesetzter, Vater, Gott). Der Unterwor-
fene verliert einen Teil seiner Selbstbestimmung und gewinnt dafür
Sicherheit. Allerdings besteht keine endgültige Lösung. Vielmehr
muss sich diese Regelungsvariante immer wieder aufs Neue bewei-
sen.

30) Delegation: Als höher entwickelte Form der Konfliktlösung präsen-
tiert sich die Delegation der Entscheidungsgewalt an einen Dritten
(Schiedsrichter, Richter, Chef, Mutter etc). Wichtig ist, dass die hö-
here Instanz selbst „objektiv“, dh nicht am Konflikt beteiligt ist,
und in der Wahrnehmung tendenziell „richtige“ Entscheidungen
trifft. Nachteil: Den Konfliktparteien wird die Konfliktlösungskompe-
tenz abgesprochen. Das bringt die Gefahr der mangelnden Identifika-
tion mit dem Ergebnis und fehlendes Interesse der Parteien mit sich.
Zudem dauern solche Verfahren idR lang. Eine moderne Form der
Delegation versucht, diese Nachteile zu vermeiden, indem dem Drit-
ten nur die Beratungskompetenz übertragen wird, die Entschei-
dungskompetenz aber bei den Parteien bleibt. Die Mediation ist
ein solches Verfahren.

31) Der Kompromiss findet einen Ausgleich der unterschiedlichen Inte-
ressen in Teilbereichen. Es verbleibt lediglich ein Teilbereich des Kon-
flikts bestehen, der bei späterer Gelegenheit zu regeln ist. Beim Kom-
promiss müssen alle Konfliktparteien auf einander zugehen (dh im
Vergleich zu ihrer Ausgangsposition nachgeben), sonst handelt es
sich um eine verdeckte Unterwerfung; dies wäre bloß ein „fauler
Kompromiss“. Nachteile: bloße Teilzufriedenheit; oft fehlende Dau-
erhaftigkeit der Einigung (zB Kollektivverträge).

32) Konsens: Aus widersprüchlichen Positionen wird gemeinsam eine Lö-
sung entwickelt, die alle Konfliktpartner vollinhaltlich tragen. Beide
Konfliktpartner erhalten Recht und haben vielleicht sogar noch et-
was dazu gewonnen (Prinzip des Kuchen Vergrößerns statt bloß Ku-
chen Teilens). Es gibt keinen Gewinner oder Verlierer (Win-Win).
Diese echte Konfliktlösung ist nur möglich, wenn sich die Konflikt-
parteien intensiv mit dem Konflikt auseinandersetzen. Dies ist vor-
dergründig ein zeitraubender Prozess. Betrachtet man jedoch die
Vorteile dieser Lösung, wie die vollständige Konfliktlösung und
enorme Haltbarkeit, weil sich die Parteien mit ihr auch identifizieren
können, so erscheinen die Ressourcen im Vergleich zu anderen Kon-
fliktregelungsstrategien am sparsamsten eingesetzt.

33) Es kann freilich auch ein gegenteiliger Auftrag vorliegen (zB: „Ver-
nichtung des Gegners um jeden Preis“).
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umsehen. Aufgeschlossenheit für den Nutzen und die
Vielfältigkeit der „Kunst der Konfliktlösung“ wird die
Zukunft des Standes der Rechtsanwälte sichern. Denn
eines ist gewiss, wie landläufig bekannt ist: Wer als
Werkzeug nur einen Hammer hat, sieht in jedem Pro-
blem einen Nagel.34)

Zu hoffen bleibt, dass die nächste Ausbildungsreform
wieder eine Trendumkehr hin zur Veränderung bzw
Weiterentwicklung wagt und den „Werkzeugkoffer“

des Anwalts – nolens volens – um den fehlenden Löt-
kolben bereichert.
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34) Laut Jan Malte von Bargen, Gerichtsinterne Mediation, Verlag Mohr
Siebeck 10, FN 40, wird dieses Zitat immer wieder dem Ende März
2007 verstorbenen Paul Watzlawick zugeschrieben. Tatsächlich
stammt es aber wohl von dem amerikanischen Psychologen Abraham
H. Maslow. In dessen 1966 erschienenem Werk „Psychology of sci-
ence: A Reconnaissance“ heißt es: „I suppose it is tempting, if the only
tool you have is a hammer, to treat everything as if it were a nail.“
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Auch überbordender Eifer kann schaden!
Eine Replik des ÖRAK zum Beitrag von Mag. Bettina Knötzl

S elbstverständlich ist das Anliegen der Verfasserin einer
qualifizierten Ausbildung der Rechtsanwaltsanwärte-

rInnen auch auf dem Gebiet der alternativen Streitbeilegung
unterstützungswürdig und gutzuheißen, doch erweckt die
dazu an der Standesvertretung angebrachte Kritik den alles
andere als förderlichen Eindruck eines sorglosen Umgangs
mit den dem ÖRAK möglichen Maßnahmen zur Sicherstel-
lung anwaltlicher Berufsqualitäten, welche Kritik es daher
zurückzuweisen gilt.

Nach wie vor wirbt der Rechtsanwalt vornehmlich durch
die Qualität seiner anwaltlichen Leistung, die nur durch eine
möglichst weitreichende Aus- und Fortbildung erreicht und
gesichert werden kann, was nichts anderem als einem auf
vielfache Weise umgesetzten Kernanliegen der österrei-
chischen Anwaltschaft entspricht.

Zu verweisen ist diesbezüglich auf die nachhaltigen Bemü-
hungen zur Sicherstellung einer universitären Ausbildung in
den unverzichtbaren Kernfächern sowie einer hochqualifi-
zierten Ausbildungspraxis, die Anerkennung der Mediation
als anwaltliche Tätigkeit, die Verpflichtung zur Fortbildung
und auf vieles andere mehr, wie etwa auch das Ausbildungs-
angebot für alternative Streitbeilegung ua der Anwaltsaka-
demie.

Dessen ungeachtet kann es den „Überanwalt“ als multi-
disziplinären Generalisten mit umfassenden Qualitäten auf
allen Fachgebieten, die rechtsanwaltliche Tätigkeit tangieren
könnten und wie sie in der Fußnote 4 zu Pkt 1. des Anlass-
artikels aufgelistet werden (Pädagogik, Philosophie, Psychia-
trie, Psychologie, Moderation, Soziologie etc), schon aufgrund
der menschlichen Begrenztheit einfach nicht geben.

Hervorstechende Aufgabe der Standesvertretung muss es
daher insoweit sein, einerseits eine qualitative Ausbildung
im rechtlichen Kernbereich zu gewährleisten, zumal schon
unsere Berufsbezeichnung vorrangig und entscheidend auf
das Recht abstellt, und andererseits dafür Sorge zu tragen,
dass im Rahmen der Fortbildung für die Ausübung des freien
Berufes eines Rechtsanwalts Möglichkeiten einer qualitativ
hochwertigen Spezialisierung geschaffen werden.

Zwangsausbildungen auf außerrechtlichen Spezialgebie-
ten in den Vordergrund zu stellen, birgt die Gefahr des Ein-
drucks einer Verwässerung unseres Berufsbildes vom Rechts-
anwalt zu einem beliebig anderen Interessenvertreter in sich,
deren es schon genügend gibt, weshalb für den Start der an-
waltlichen Berufslaufbahn den rechtlichen Kernaufgaben
vorrangiges Augenmerk zu gelten hat.

Es sei an dieser Stelle nur darauf verwiesen, dass im Ini-
tiativbericht des Europäischen Parlaments vom Juni 2010
die Forderung erhoben wurde, Europarecht als Pflichthaupt-
fach in die Juristenausbildung aufzunehmen, was einer Er-
weiterung des Ausbildungsbedarfs im rechtlichen Kernbe-
reich gleichkommt.

Eine Rangordnung und damit Schwerpunktsetzung für
die Aus- und Fortbildung von Berufsanwärtern und Rechts-
anwälten ist daher unvermeidlich, worauf auch verantwort-
lich Bedacht genommen wird, was auch den erwähnten Vor-
rang anwaltlicher Kernfächer erklärt.

Dass die Ausbildungsrichtlinien 2005 für den anwaltli-
chen Nachwuchs noch verpflichtend die Absolvierung einer
Ausbildungsveranstaltung auf dem Gebiet der Mediation
und anderer Methoden der außergerichtlichen Streitbeile-
gung sowie des konsensorientierten Verhandelns im Ausmaß
von sechs Halbtagen vorgesehen haben und jene in der Fas-
sung des Jahres 2008 nur noch eine reduzierte Wahlmög-
lichkeit dafür vorsieht, war sachlich geboten, weil eine Son-
derstellung derartiger Disziplinen gegenüber nicht verpflich-
tenden Veranstaltungen auf Kerngebieten, wie denen des Zi-
vilprozesses, des Strafverfahrens etc, Letzteren eine nur
untergeordnete Wertigkeit zuordnen würde, was sich rück-
sichtlich ihrer Bedeutung für die anwaltliche Praxis aber
verbietet.

Ganz in diesem Sinne ist auch die Bestimmung des § 20
RAPG zu verstehen, die aus guten Gründen den Vorrang
rechtlicher Kernqualifikationen festlegt und der Standesver-
tretung schon gar nicht zum Vorwurf gemacht werden kann.

Abschließend sei noch angemerkt, dass Rechtsanwendung
wesentlich auch den Erfordernissen eines fairen Verfahrens
zu genügen hat und es seit jeher zum Selbstverständnis an-
waltlicher Tätigkeit gehört, Konflikte nachMöglichkeit nicht
nur zu vermeiden, sondern erforderlichenfalls unter Vermei-
dung von Härten auch – prozessual oder außergerichtlich –

auszutragen.
Dessen ungeachtet begreift die Standesvertretung die

Konfliktlehre als eine für die anwaltliche Berufsausübung
durchaus förderliche Disziplin, weshalb eine dementspre-
chende Ausbildung sowohl Berufsanwärtern als auch Rechts-
anwälten selbst im Sinne einer Qualitätsverbesserung nur
empfohlen werden kann.

RA Dr. Josef Weixelbaum,
Vizepräsident des ÖRAK

Aus- und Fortbildung
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Ordentliche Plenarversammlung der Vorarlberger Rechtsanwalts-
kammer vom 13. 10. 2010

A n der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarl-
berger Rechtsanwaltskammer in Feldkirch (Schat-

tenburg) nahmen 138 Rechtsanwälte/innen und 23
Rechtsanwaltsanwärter/innen teil, womit die Be-
schlussfähigkeit des Plenums gegeben war. Nach der
Begrüßung würdigte Präsident Dr. Sepp Manhart die
Verdienste der verstorbenen Kollegen Dr. Reinhold
Moosbrugger und Dr. Rudolf Mandl.

Im Anschluss an die Genehmigung des Protokolls
der ordentlichen Plenarversammlung vom 14. 10. 2009
folgte der Tätigkeitsbericht des Herrn Präsidenten Dr.
Sepp Manhart, mit welchem eine informative Übersicht
über die abgelaufene Periode mit den wichtigsten stan-
desrechtlichen Entwicklungen, insbesondere im Zu-
sammenhang mit dem BRÄG 2010, gegeben wurde.
Präsident Dr. Manhart teilte dem Plenum auch mit,
dass er sich entschlossen habe, bei den anstehenden
Neuwahlen nicht mehr als Präsident zu kandidieren.
Nach 18 Jahren Tätigkeit – so lange, wie noch kein an-
derer Vorarlberger Präsident – sollen neue Personen an
der Spitze der Kammer stehen und er bedankte sich bei
allen für die gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit.
Dr. Manhart betonte, dass es ihm immer ein Anliegen
war, aus einer Kammer mit Behördencharakter und
Obrigkeitsdenken ein modernes Dienstleistungsunter-
nehmen zu machen, das unbürokratisch für die Anlie-
gen der Rechtsanwälte zur Verfügung steht und die ge-
meinsamen Interessen nach außen vertritt. Als persön-
liche Anmerkung fügte Präsident Dr. Manhart hinzu,
dass es weiterhin gelte, die völlige Unabhängigkeit
des Anwaltstandes zu bewahren, was nur mit einer au-
tonomen Selbstverwaltung möglich sei.

Es folgten die Berichte des Disziplinarrates durch die
Vizepräsidentin des Disziplinarrates, Dr. Angelika Le-
ner, sowie des Referenten für Aus- und Fortbildung,
Dr. Christian Hopp, welche zustimmend zur Kenntnis
genommen wurden.

Dem Bericht der Frau Vizepräsidentin Dr. Birgitt
Breinbauer über den Rechnungsabschluss 2009 folgte
der Bericht des Präsidenten über den Voranschlag
2011. Nach Berichterstattung des Rechnungsprüfers,
Dr. Rolf Philipp, wurden der Rechnungsabschluss 2009
und der Voranschlag für 2011 genehmigt.

Neu beschlossen wurden die Satzung zur Versor-
gungseinrichtung Teil A sowie die Satzung zur Versor-
gungseinrichtung Teil B. Geändert und beschlossen
wurde zudem die überarbeitete Geschäftsordnung des
Disziplinarrates.

Die Umlagenordnung zur Versorgungseinrichtung
für 2011 sowie die Kammerbeitragsordnung 2011 wur-
den im Hinblick auf die Mitgliedschaft der Rechtsan-

waltsanwärter neu beschlossen. Ebenso neu beschlos-
sen wurde die Leistungsordnung zur Versorgungsein-
richtung Teil A für 2011, welche insbesondere eine Er-
höhung der Pensionen/Renten um 2% vorsieht.

Es folgten die Wahlen. Zur Präsidentin gewählt,
durch Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter ge-
meinsam auf vier Jahre, wurde:

Dr. Birgitt Breinbauer

Vizepräsident durch Rechtsanwälte und Rechtsan-
waltsanwärter gemeinsam auf vier Jahre:

Dr. Christian Hopp

Ausschussmitglieder aus dem Kreis der Rechtsan-
wälte durch diese auf vier Jahre:

Mag. Stefan Aberer,
Dr. Ekkehard Bechtold,
Dr. Bertram Grass,
Dr. Klaus Grubhofer,
Dr. Wolfgang Hirsch,
Dr. Michael Kramer,
Dr. Stefan Müller,
Dr. Thomas Willeit

Ausschussmitglied aus dem Kreis der Rechtsanwalts-
anwärter durch diese, der zugleich auch Delegierter zur
Vertreterversammlung für zwei Jahre ist:

Dr. Ulrich Willi

Delegierte zur Vertreterversammlung aus dem Kreis
der Rechtsanwälte durch diese auf vier Jahre:

Dr. Christian Hopp,
Dr. Thomas Willeit

Prüfungskommissäre zur Rechtsanwaltsprüfung aus
dem Kreis der Rechtsanwälte durch Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärter gemeinsam für fünf Jahre:

Dr. Michael Brandauer,
Dr. Adolf Concin,
Dr. Christian Konzett,
Dr. Philipp Längle,
Dr. Gerhard Preisl,
Dr. Viktor Thurnher

Rechnungsprüfer aus dem Kreis der Rechtsanwälte
durch Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter ge-
meinsam auf zwei Jahre:

Dr. Rolf Philipp,
Mag. Lukas Pfefferkorn

Disziplinarräte aus dem Kreis der Rechtsanwaltsan-
wärter durch diese auf zwei Jahre:

Mag. Stefan Huchler,
Dr. Sandra Wehinger
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Fachmännische Laienrichter gem § 18 ASGG:
Dr. Ingrid Neyer,
Dr. Bernhard Kessler,
Dr. Christian Konzett,
Dr. Michael Kramer

Anschließend wurde der Antrag, den Kammeraus-
schuss zu ermächtigen, Kammerausgaben für humani-
täre Standeswecke zu genehmigen und eventuell erfor-
derliche Nachwahlen der Prüfungskommissäre sowie
für fachkundige Laienrichter der Arbeits- und Sozial-
gerichte durchzuführen, angenommen.

Der Antrag durch die neu gewählte Präsidentin
Dr. Birgitt Breinbauer, die Tagesordnung mit dem
Punkt „Ernennung des Dr. Sepp Manhart zum Ehren-
präsidenten“ zu ergänzen, wurde einstimmig geneh-
migt. Der im Anschluss daran gefällte Beschluss er-
folgte ebenso einstimmig, womit Herrn Dr. Sepp Man-
hart der Titel „Ehrenpräsident“ verliehen wurde.

RA Dr. Birgitt Breinbauer,
Präsidentin der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Ehrungen

D er Bundespräsident hat mit Entschließung vom
28. 4. 2010 dem Rechtsanwalt in Graz und ehema-

ligen Vizepräsidenten der Steiermärkischen Rechtsan-
waltskammer, Dr. Ulrich Daghofer, und mit Entschlie-
ßung vom 30. 6. 2010 dem Rechtsanwalt in Murau
und Mitglied des Disziplinarrates der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer, Dr. Gerhard Roth, das Goldene
Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Öster-
reich verliehen. Das Ehrenzeichen und die Verlei-
hungsurkunde wurden den Ausgezeichneten am
4. 10. 2010 überreicht. Die steirische Anwaltschaft gra-
tuliert sehr herzlich zu dieser Auszeichnung.

RA Dr. Gabriele Krenn,
Präsidentin der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
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Advokaten 1938
Das Schicksal der in den Jahren 1938 bis 1945 verfolgten
österreichischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte1)

D as Buch „Advokaten 1938“wurde am 8. November
2010 im Rahmen einer Festveranstaltung in der

Aula des Justizpalastes vorgestellt. Univ.-Prof. Dr. h.c.
mult. Ludwig Adamovich merkte in der Grußbotschaft
des Bundespräsidenten Dr. Heinz Fischer zu der Buch-
vorstellung an, dass eine Begrüßung der Gäste der Fest-
veranstaltung durch den Präsidenten des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages gemeinsam mit
dem Präsidenten der Israelischen Rechtsanwaltskam-
mer angesichts dieser dunklen Geschichte der österrei-
chischen Rechtsanwaltschaft der richtige Schritt in die
Zukunft ist.

Prof. DDr. Ludwig Adamovich, Präsident Yori Geiron, Prä-
sident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Die österreichische Anwaltschaft will mit diesem
Buch den verfolgten österreichischen Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälten gebührend gedenken, ihnen
und ihren Schicksalen, aber vor allen Dingen ihrem be-
ruflichen Rang eine immerwährende Erinnerung be-
wahren.

Ein fünfzehnjähriges Mädchen hat mit dem folgen-
den Zitat das ausgedrückt, was dieses Buch sagen will.
Anne Frank schrieb am 5. April 1944 in ihr Tagebuch:

„Oh ja, ich will nicht umsonst gelebt haben wie die meisten
Menschen. Ich will den Menschen, die um mich herum leben
und mich doch nicht kennen, Freude und Nutzen bringen.
Ich will fortleben, auch nach meinem Tod.“

Die österreichische Anwaltschaft will an die einzel-
nen Schicksale unserer Kolleginnen und Kollegen erin-
nern. Sie haben nicht umsonst gelebt. Sie sollen nicht
vergessen sein.

Der Leser dieses Buches wird mit insgesamt 1.914
Schicksalen verfolgter österreichischer Rechtsanwältin-

nen und Rechtsanwälte konfrontiert sein. 1.830 unserer
Kollegen und Kolleginnen wurde aufgrund jüdischer
Herkunft verfolgt, 67 Anwälte und Anwältinnen aus
politischen Gründen und 17 aus anderen Gründen
wie zum Beispiel Widerstand, Homosexualität oder
auch aus den Unterlagen nicht ersichtlichen Verfol-
gungsgründen.

Das Buch umfasst daher die Schicksale aller Kolle-
ginnen und Kollegen, die in der Zeit des Nationalsozia-
lismus verfolgt worden sind und vom Berufsverbot be-
troffen waren.

Neben den 1.914 Einzelschicksalen der verfolgten
Anwältinnen und Anwälte informiert dieses Buch auch
über den Hintergrund der Recherche, die Quellen,
aber auch über die Geschichte der österreichischen
Rechtsanwaltschaft von 1918 bis 1938, also über den
Zeitgeist am Vorabend der schrecklichen Verfolgun-
gen. Barbara Sauer ist die Hauptautorin dieses Buches.
Sie hat in mühevoller Detailarbeit die Einzelschicksale
der verfolgten Kolleginnen und Kollegen recherchiert
und im biografischen Teil dieses Buches zusammenge-
fasst. Die Mitautorin Frau ao. Univ.-Prof.in Dr.in iur. Ilse
Reiter-Zatloukal erklärt Hintergrund und Ausgangs-
punkt der Verfolgung der österreichischen Rechtsan-
wälte und Rechtsanwältinnen. Sie gibt in ihrem Beitrag
Einblick, inwieweit ein Zusammenhang zwischen dem
Antisemitismus der Jahrhundertwende und dem freien
Berufsstand der Rechtsanwälte besteht.

In der Zwischenkriegszeit war die österreichische
Rechtsanwaltschaft in sieben Länderkammern organi-
siert: Vorarlberg, Tirol, Salzburg, Kärnten, Steiermark,
Oberösterreich sowie als größte Länderkammer dieje-
nige für Wien, Niederösterreich und Burgenland.
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Diese hatte zum Zeitpunkt des sogenannten Anschlus-
ses 2.541 Mitglieder, Ende 1938 jedoch nur noch 771.
Daraus ergibt sich eine Differenz von 1.770 Mitglie-
dern, die zwar nicht exakt der Anzahl der verfolgten
bzw gelöschten Mitglieder entspricht, weil ja auch im
ZeitraumMärz bis Dezember 1938 auch nicht verfolgte
Rechtsanwälte verstarben. Andererseits aber auch neue
Mitglieder in die Kammer aufgenommen wurden.

Tatsächlich wurden während der NS-Zeit 1.804 Ver-
folgte aus den Listen der größten Länderkammer, der
Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederösterreich
und Burgenland gestrichen, davon der Großteil mit
Ende 1938, weil sie nach den Nürnberger Rassengeset-
zen als Juden galten.

Dr. Alix Frank-Thomasser

Deswegen sollen aus Anlass der Präsentation dieses
Buches einige Worte zur jüdischen Religion erlaubt
sein: Die jüdische Religion geht davon aus, dass das Le-
ben den höchsten Wert habe, das Diesseits wird daher
in jeder Weise bejaht. Umsomehr ist es eine Strafe für
einen gläubigen Juden, wenn sein Name nicht mehr er-
wähnt wird, wenn er vergessen wird. So dürfen auch jü-
dische Gräber niemals eingeebnet werden, um für eine
erneute Belegung Platz zu schaffen. Jüdische Gräber
haben Bestand für alle Zeiten und wurden damit auch
zu einer der wichtigsten historischen Quellen. Ver-
folgte jüdische AnwältInnen, die in der Schoah verstor-
ben sind, haben kein Grab, keine Inschrift. Dieses Buch
soll daher auch gerade diesen KollegInnen einen be-
deutenden Teil ihres Lebens und damit ihren Namen
wiedergeben. In den 1.914 Einzelbiografien können
die Schicksale der verfolgten Anwältinnen und Anwälte
nachvollzogen werden, teils im Detail, teils durch per-
sönliche Zeugnisse, Briefe der Betroffenen an den
Hilfsfonds, soweit sie die Schoah überlebt haben, Zeug-
nisse von Nachkommen der verfolgten Anwälte und
Anwältinnen und Daten und Fakten zu den verfolgten
Anwälten und Anwältinnen aus diversen Archiven.

Bisher wurde in Österreich keine Berufsgruppe hin-
sichtlich der NS-Opfer in diesem Ausmaß untersucht,

doch wurde in verschiedenen Werken immer wieder
auf die besondere Verfolgungssituation der Anwalt-
schaft verwiesen.

Kommen wir nun zu den Quellen der Recherche:
Bei der erstmaligen Aufnahme einer Person als Konzi-

pient oderKonzipientin in einerKanzlei erfolgte die Ein-
tragung in die Rechtsanwaltsanwärterliste. Diese sollte
Geburtsdatum und -ort verzeichnen, Daten und Orte
der drei vorgeschriebenen Staatsprüfungen und der Pro-
motion sowie die Gerichtspraxis. In weiterer Folge wur-
den die jeweilige Praxiszeit, auch anrechenbare andere
Tätigkeiten, sowie Datum und Ort der Rechtsanwalts-
prüfung und die Eintragung in die Verteidigerliste ver-
merkt. Mit Erreichung der vorgeschriebenen Praxiszei-
ten und Ablegung der Rechtsanwaltsprüfung wurde
man dann in die Rechtsanwaltsliste eingetragen.

Ausgangspunkt der dem Buch zugrunde liegenden
Recherche bildeten die Rechtsanwaltslisten, die in allen
Kammern erhalten geblieben sind. Diesen Rechtsan-
waltslisten entstammt auch der Stempel „Gelöscht“,
der am Buchcover zu sehen ist.

Stempel „Gelöscht“

Die Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland hatte bis zumEnde des Jahres 1938
so viele Löschungen durchzuführen, dass sie für die Lö-
schung sogar einen eigenen Stempel anfertigen ließ.

Neben den Rechtsanwaltslisten bewahrten die
Rechtsanwaltskammern in Innsbruck und Graz darüber
hinaus auch noch historische Personalakte auf, die sich
nicht nur für die Biografien der Betroffenen, sondern
auch in einem größeren Zusammenhang als überaus
wertvolle Quelle erwiesen haben, da diese Akten
Schriftstücke enthielten, die insbesondere das Vorgehen
bei den Löschungen des Jahres 1938 aufzeigen: Unmit-
telbar nach dem „Anschluss“ erhielten die österreichi-
schen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte Fragenlis-
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ten, die detaillierte Auskunft über die persönlichen Ver-
hältnisse anforderten, darunter auch das Glaubensbe-
kenntnis und die Erklärung, dass weder der Betroffene
noch ein naher Anverwandter, Vorfahre oder Angehöri-
ger jemals dem mosaischen Glauben angehörte.

Neben den vorgenannten Quellen standen Landes-
archive, das österreichische Staatsarchiv, vor allem die
Akten der ehemaligen Vermögensverkehrsstelle und
der Hilfsfonds, das Dokumentationsarchiv des österrei-
chischen Widerstandes, das Matrikenamt der israeli-
schen Kultusgemeinde zur Verfügung. Nicht zu verges-
sen sind aber auch die vielen Hinweise von Angehöri-
gen, die der Herausgeber des Buches zu den einzelnen
Schicksalen der verfolgten Anwältinnen und Anwälte
erhalten hat.

Woher kamen die verfolgten Anwältinnen und An-
wälte?

David Glesinger schreibt über das Schicksal seines Va-
ters und Rechtsanwalts Dr. Marzell Glesinger, dass sein
Vater am 21. Juni 1892 in Leoben im Gebiet der Steier-
mark geboren wurde, mit den Wurzeln schon über
500 Jahre in Österreich. Das trifft wohl auf viele nach
dem Reichsbürgergesetz aus rassischen Gründen ge-
löschte Anwältinnen und Anwälte zu. Sie waren Öster-
reicher, viele sogenannte Altösterreicher. Viele haben
im Ersten Weltkrieg für ihr Vaterland gekämpft, viele
wurden für ihren Einsatz im Ersten Weltkrieg geehrt.
So hat auch Kollege Dr.Marzell Glesinger zwei militäri-
sche Auszeichnungen im Ersten Weltkrieg erhalten. Er
war Rechtsanwalt in Villach. „Von einem Tag auf den
anderen wurde meinem Vater nach dem 12. März 1938
von der Rechtsanwaltskammer verboten, zu praktizie-
ren. Er durfte seine Kanzlei nicht mehr betreten, die
ein Teil unserer Wohnung war. Anstelle meines Vaters
übernahm ein anderer Rechtsanwalt die KanzleimitNa-
menGeissler.Nach einigen Tagen kamen sie zu uns nach
Hause und haben uns alle Wertgegenstände weg ge-
nommen. Mein Vater musste mit seiner Familie – ich
war ein Baby, meine Schwester war ein kleinesMädchen
– nach Wien fliehen. Dann sind wir mit unseren Eltern
über Deutschland nach Holland geflohen, dort sind wir
einigeWochen geblieben und von dort aus sindwir 1939
nach Israel emigriert – ohne Geld und ohne Beruf!“Dr.
Glesinger hat in Israel im Straßenbau gearbeitet, er war
Lastenträger und Nachtwächter. Er hat nie wieder zu
sich selbst gefunden. Er hat nie wieder in seinem gelieb-
ten Beruf, dem Rechtsanwaltsberuf, gearbeitet.

Beinahe alle verfolgten Anwältinnen und Anwälte,
denen die Emigration und damit das Überleben in
der Schoah gelang, fanden nicht mehr in den Rechtsan-
waltsberuf zurück. Einige wenige re-emigrierten und
wurden nach 1945 in Wien wieder in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen.

Ganz wenige, wie zum Beispiel Dr. Abraham Groß,
konnten später in der Emigration ihren Rechtsanwalts-
beruf erfolgreich wieder ausüben.

Univ.-Prof. Nachum Groß schreibt über seinen Vater:
„Mein Vater wurde 1893 im Bezirk Brody in Ostgali-
zien geboren, wo er das deutschsprachige klassische
K.K.Rudolfs-Gymnasium besuchte. Schon während
der Schulzeit erteilte mein Vater Privatunterricht, unter
anderem in der hebräischen Sprache. 1912 inskribierte
mein Vater inWien an der juristischen Fakultät und der
Kaiserlich Königlichen Exportakademie (heute: Wirt-
schaftsuniversität Wien), wo er unter anderem Eng-
lisch, Französisch, Spanisch und Russisch erlernte.
Nach deren Abschluss wurde mein Vater im Sommer
1916 zum Militär eingezogen und wegen seiner
Sprachkenntnisse dem Nachrichtendienst zugeteilt.
Er promovierte am 23. 12. 1918 zum Dr. jur. an der
Universität Wien und hatte 1934 seine eigene Kanzlei
im 6. Wiener Gemeindebezirk in der Kapistrangasse
4 eröffnet, wo auch seine Familie wohnte. Seine Frau
half ihm bei der Büroarbeit, besonders mit der Buch-
haltung. Nach dem sogenannten ,Anschluss , vertrat
mein Vater vorwiegend jüdische Klienten bei Zwangs-
verkäufen gegenüber Behörden, in den Verhandlungen
zur Entlassung aus einem Konzentrationslager oder bei
der Beschaffung von Visa. Erst nachdem er selbst von
der Gestapo für einigeWochen Verhör verhaftet wurde
und das Gesetz jüdischen Anwälten auch die Vertretung
jüdischer Klienten untersagte, bemühte sich mein Vater
um die eigene Emigration. Im Frühjahr 1939 erreichte
unsere Familie Palästina. Ein dort schon seit 1921 an-
sässiger Verwandter half bei der Wohnungssuche und
fand auch einen Anwalt in Palästina, der meinen Vater
als Kandidat in seine Kanzlei aufnahm. Das Rechtssys-
tem in Palästina bestand aus englischen, türkischen und
religiösen Elementen und die Mandatsregierung ver-
langte von den eingewanderten Anwälten Prüfungen
in zwei oder drei offiziellen Sprachen und in allen Ge-
setzesbereichen. Viele neu zugewanderte Juristen
scheiterten an diesen Vorgaben. Für meinen Vater wa-
ren Englisch und Hebräisch kein großes Problem, für
die juridischen Prüfungen besuchte mein Vater einen
privaten Vorbereitungskurs und nach dem Erwerb der
Lizenz konnte mein Vater nun eine eigene, bald erfolg-
reiche Kanzlei in Palästina führen. Mein Vater Dr.
Abraham Groß verstarb 1969, bis zu seinem letzten
Tag aktiv in seiner Anwaltspraxis.“ Das Schicksal von
Dr. Groß ist ein Ausnahmeschicksal jener verfolgten
Anwälte und Anwältinnen, denen die Emigration noch
rechtzeitig gelang.

Den meisten verfolgten Rechtsanwälten, die die
Shoah überlebten, erging es wie demWiener Rechtsan-
walt Gustav Leipen, der an den Hilfsfonds schrieb: „Vor
meiner Emigration aus Österreich im Jahr 1938 war ich
seit den Jahren 1898 als Rechtsanwalt zuletzt inWien 1,
Göllsdorfgasse 4 tätig. Ich habe meine Arbeitskraft und
Fähigkeiten meinen Kollegen und der Rechtsanwalts-
kammer immer in uneigennütziger Weise zur Verfü-
gung gestellt und war vom Jahre 1916 bis 1938 im Dis-
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ziplinarrat der Rechtsanwaltskammer tätig. Vom Jahre
1929 an habe ich die Funktion des Vizepräsidenten
der Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederösterreich
und Burgenland inne gehabt. Durch viele Jahre hin-
durch war ich Obmann der Hilfskasse und war jederzeit
bereit, auch aus meinen persönlichen Mitteln Kollegen
und deren Familien zu unterstützen.

Meine jetzige finanzielle Lage ist sehr schlecht. In-
folge der Machtergreifung durch den Nationalsozialis-
mus und durch meine dadurch notwendig gewordene
Emigration aus Österreich habe ich den größten Teil
meines Vermögens verloren. Den kleinen Rest habe
ich längst dafür verbraucht, um notdürftigst meinen
und meiner Gattin Aufenthalt in Amerika, wo die Le-
benshaltungskosten sehr hoch sind, zu bestreiten. Ich
bin nun schon seit Langem auf die Unterstützung von
Freunden und Bekannten angewiesen, insbesondere
aber auf die Hilfe meines Neffen. Mein und meiner
Frau hohes Alter und der leidende Zustand meiner
Frau sind der Grund, dass wir beide vollkommen er-
werbsunfähig sind und uns aus eigener Kraft unmöglich
aus der schweren Notlage befreien können.“

Viele Anwälte und Anwältinnen, die die Shoah über-
lebten, waren allein wegen der erduldeten psychischen
Qualen ihrer Verfolgung nicht mehr in der Lage, in den
Rechtsanwaltsberuf zurückzufinden.

Die aus rassischen Gründen verfolgten Anwältinnen
und Anwälte hatten ab dem 26. April 1938 ihr gesamtes
in- und ausländisches Vermögen anzumelden, wenn
dieses den Wert von 5.000 Reichsmark überstieg. Tat-
sächlich füllten aber sehr viele Personen, deren Vermö-
gen diese Grenze beiWeitem nicht erreichte, vorsichts-
halber dennoch die entsprechenden Formulare aus.
Insbesondere hat offenbar eine große Anzahl von
Rechtsanwälten, deren Vermögen unter der Grenze
von 5.000 Reichsmark lag, ein solches Verzeichnis über
das Vermögen von Juden nach dem Stand vom
27. April 1938 angelegt und eingereicht. Die Gründe
für diese besondere Vorsicht mögen einerseits darin lie-
gen, dass Rechtsanwälte, die nach den Nürnberger Ras-
segesetzen nun als Juden galten, nach dem Anschluss
noch mehr gefährdet waren als die jüdische Durch-
schnittsbevölkerung, bestand doch vielfach die Vorstel-
lung, dass Anwälte, besonders aber die jüdischen, be-
sonders reich seien.

Was sich zutrug, wenn das Vermögen erst mal ange-
meldet war und einem dann entzogen wurde, be-
schreibt Rechtsanwalt Dr. Ernst Basch, der seit dem
31. März 1914 Rechtsanwalt in Niederösterreich, in
Volkersdorf, war: „Am 16. September 1938 läuten in
den Abendstunden der NS-Ortsgruppenleiter Karl
Zwieauer, Graf Leo Hardeck, Vertreter der Gendarme-
rie und des örtlichen Bezirksgerichts an der Tür des
Ehepaars Basch und zwingen die beiden, ihr Haus der
Gemeinde zu ,schenken ,. Unter massiven Drohungen
müssen Selma und Ernst Basch den Ort innerhalb we-

niger Stunden verlassen. Von den Männern unter
Druck gesetzt, verpflichten sie sich, Volkersdorf nie
wieder zu betreten. In einem Hotel in Wien finden
die beiden vorübergehend Zuflucht. Ihre langjährige
Volkersdorfer Haushaltsgehilfin verkaufte zuvor heim-
lich sichergestellten Schmuck der Familie. Mit dem Er-
lös finanziert das Ehepaar im März 1939 die Flucht
über Berlin nach Frankreich. Doch am Atlantikhafen
in Nantes nimmt die Gestapo Selma und Ernst Basch
fest.“

388 verfolgte Anwälte und Anwältinnen wurden in
Konzentrationslager deportiert, davon 303 ermordet.
39 Anwälte und Anwältinnen wurden durch die Verfol-
gungen in den Selbstmord getrieben. Wahrscheinlich
sind es aber weit mehr. Tatsächlich verstarben in Öster-
reich 167 verfolgte Anwälte und Anwältinnen während
der Zeit des Nationalsozialismus.

Auch vor dem seit 1932 im Amt befindlichen Präsi-
denten der Wiener Rechtsanwaltskammer Dr. Siegfried
Kantor machte die Verfolgung keinen Halt. Unter dem
Druck der Verfolgung verzichtete er am 30. August
1938 auf den Anwaltsberuf und damit auf seine Eintra-
gung als Rechtsanwalt. Er wurde kurz nach dem An-
schluss – wie überdies alle politisch tätigen Rechtsan-
wälte – verhaftet und war dann drei Monate in Gesta-
po-Haft. Im August 1938 gelingt ihm dann die Emigra-
tion nach Frankreich und nach der Besetzung
Frankreichs weiter in die USA.

Selbst die erste Rechtsanwältin in Österreich, die
auch gleichzeitig die erste Absolventin eines Jusstudi-
ums in Österreich war,Marianne Beth, war von der Ver-
folgung betroffen. Sie wurde am 6. März 1890 als Ma-
rianne von Weisl in eine Wiener jüdische Anwaltsfamilie
geboren. Anlässlich ihrer Eheschließung mit dem evan-
gelischen Theologen Karl Beth konvertierte sie zum
christlichen Glauben (evangelisch AB). Als Rechtsan-
wältin publizierte sie zur Rechtssituation von Frauen
in der Wissenschafts- und Tagespresse, sie setzte sich
für juristische Forderungen der bürgerlichen Frauen-
bewegung ein und war vorwiegend in Vereinen zur be-
ruflichen Interessenvertretung von Frauen im Kontext
der bürgerlich liberalen Frauenbewegung aktiv. So
war sie im Vorstand des Bundes der österreichischen
Frauenvereine, Präsidentin der österreichischen Frau-
enorganisation, Vorsitzende der Vereinigung der be-
rufstätigen Juristinnen Österreichs. Sie war eine der
vier ersten internationalen Vizepräsidentinnen der in
Genf 1930 gegründeten und wieder bestehenden Inter-
national Federation of Business and Professional Wo-
men. 1938 musste Marianne Beth zunächst im Juli ihre
Tätigkeit als Rechtsanwältin einstellen, im August dann
auch als Gerichtsdolmetscherin. Mit Wirkung vom
31. 12. 1938 wurde sie aufgrund der Bestimmungen
des Reichsbürgergesetzes als konvertierte Jüdin aus
der Rechtsanwaltsliste gestrichen. Marianne Beth löste
dann noch die Kanzlei auf und emigrierte 1939 in die
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USA, wo sie nicht mehr als Juristin arbeiten konnte,
sondern, wie sie selbst schrieb, für sehr wenig Geld sehr
viel arbeiten musste, zuletzt in leitender Funktion in ei-
nem Übersetzerbüro. Marianne Beth starb am 19. Au-
gust 1984 in einem Altersheim im State of New York.

Zu den politisch verfolgten Kolleginnen und Kolle-
gen gehörten viele, die als ehemalige Funktionäre der
vaterländischen Front und des Heimatschutzes tätig
waren, darunter Rechtsanwalt Dr. René Blavier, der als
ehemaliger Funktionär der vaterländischen Front und
des Heimatschutzes am 27. Juli 1939 von der Gestapo
Wien erkennungsdienstlich erfasst und in Schutzhaft
genommen wurde. Er befand sich in den Konzentrati-
onslagern Sachsenhausen und Dachau in Haft und
wurde am 20. April 1943 aus dem KZ Dachau unter
probeweiser Aufhebung seiner Schutzhaft entlassen.
Seit dem 2. Oktober 1945 war er dann neuerlich als
Rechtsanwalt mit Kanzleisitz in Wien eingetragen.

Unter den Anwälten im Widerstand ist das Schicksal
von Dr. Schotola besonders ob dessen „anwaltlicher“ Zi-
vilcourage hervorzuheben: Rechtsanwalt Dr. Franz
Schotola wurde am 10. Oktober 1944 im Zusammen-
hang mit seiner Betätigung für die Widerstandsgruppe
„Freies Österreich“ neuerlich festgenommen und am
14. November 1944 in das KZDachau eingeliefert. Zu-
vor wurde er schon wegen Amtsanmaßung festgenom-
men und blieb bis Februar 1943 in Haft. Aus dem Ta-
gesbericht der Gestapo Wien Nr 8, 24. bis 26. Novem-
ber 1942 zitiert: „Schotola hat im August 1942 beim
WWK Wien I für einen entlassenen Schutzhäftling
der Staatspolizei wegen eines Aufschubes der Einberu-
fung vorgesprochen und sich dabei den Anschein eines
Beamten der geheimen Staatspolizei gegeben.“

Man bedenke, in der Zeit des Nationalsozialismus
gibt sich ein Rechtsanwalt als Beamter der geheimen
Staatspolizei aus, um einem Schutzhäftling der Staats-
polizei Unterstützung zu bieten und riskierte damals si-
cher nicht nur seine eigene Verhaftung.

Der nachfolgend zitierte Brief eines verfolgten deut-
schen Rechtsanwaltes an das sächsische Ministerium
der Justiz in Dresden sagt aus, was auch der verfolgte
österreichische Rechtsanwalt und die verfolgte öster-
reichische Rechtsanwältin angesichts des Stempels
„Gelöscht“ in seinem/ihrem Anwaltsakt und der damit
verbundenen Entrechtung empfunden haben mögen:

„Dresden, am 13. Mai 1933:
Ich erhielt Ihre Zuschrift vom 4. Mai 1933, in der Sie

mir mitteilen, dass Sie die Zurücknahme meiner Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft erwägen, weil ich nicht
arischer Abstammung sei. Hierzu habe ich Folgendes
zu äußern:

1. Es ist richtig, dass ich nicht arischer Abstammung
bin. Ich rühme mich vielmehr, jüdischer Abstammung
zu sein wie Jesus Christus und Karl Marx, die großen
Anwälte des Rechts der mühseligen und beladenen,
der unterdrückten und ausgebeuteten Klassen. Nicht

dass ich auf diese Abstammung stolz wäre, denn sie ist
ja nicht mein Verdienst. Rassenstolz ist albern. Aber
ich freue mich meiner Zugehörigkeit zum jüdischen
Stamme: Er stand schon auf einer hohen Stufe der Ge-
sittung, als die arischen Völker Europas noch rauhe
Wilde waren. Sie verfolgten und verhöhnten ihn durch
die Jahrhunderte hindurch, aber seine geschriebene
Geschichte und seine Gesetze haben der Kultur des
Abendlandes für immer ihren Stempel aufgedrückt.

Ich freue mich auch meiner Stammesverwandtschaft
mit den vielen großenMännern, denen noch in neuerer
Zeit die deutsche Anwaltschaft, überhaupt die deutsche
Rechtspflege und Rechtswissenschaft so viel zu danken
hätte: Mit dem ersten Reichsgerichtspräsidenten von
Simson, mit Staub, Pinner, Bondi, Wilmowsky, Lewy,
Stein, Jonas, Goldscheid, Hachenburg, Isay, Seligsohn,
Finger, Fuchs, Loewe, Rosenberg, Glaser, Rosenfeld,
Manasse, Friedlaender, Dernburg, Jellinek, Dix, Mam-
roth, Marcuse, Nussbaum, Pringsheim, Hoeniger, Kel-
sen, Nawiasky, Lenel, Abraham, Lion, Sinzheimer,
Strupp, Drucker, Levi, Alsberg, Breit, Magnus und
den vielen Lehrern undMeistern des deutschen Rechts,
die von ihrer jüdischen Abstammung kein Aufhebens
machen.

2. Ich habe auch nichts dagegen einzuwenden, dass
Sie mich aus der deutschen Anwaltschaft ausschließen;
ich befinde mich da in so ausgezeichneter Gesellschaft,
dass ich Mühe haben werde, mich ihrer würdig zu zei-
gen. Zwar habe ich es bisher als eine Ehrensache be-
trachtet, deutscher Anwalt zu sein. Heute aber be-
trachte ich es als eine Ehrensache, nicht mehr deutscher
Anwalt zu sein. Denn die höchsten Güter der Nation
sind vernichtet: die Unabhängigkeit und Objektivität
der Rechtspflege, die Achtung vor der Meinung An-
dersdenkender, vor ihrem Leben, ihrer Freiheit und ih-
rem Eigentum bestehen in Deutschland nicht mehr. In
Deutschlands Gefängnissen verkommen ohne Verfah-
ren, ohne Urteil Tausende, die nichts verbrochen ha-
ben, als dass sie nicht die jetzt herrschende Meinung
hatten. Die Selbstmorde dieser Unschuldigen reden
eine furchtbare Sprache – furchtbar für Deutschland.
Deutschland ist kein Rechtsstaat mehr. Und kein hoher
deutscher Richter, kein angesehener deutscher Anwalt
arischer Abstammung hat den germanischen Mut, hier-
gegen öffentlich aufzustehen als Anwalt des zertrampel-
ten Rechts der Minderheit – das offen auszusprechen,
was die meisten von ihnen im Inneren denken.

Darum bin ich froh über den Trennungsstrich, den
Sie ziehen, so albern auch die Theorien sind, nach de-
nen ein deutscher Jude nicht mehr Anwalt sein soll. Ich
müsste darüber lachen – wie es die ganze Welt tut –
wenn mir nicht das Weinen näher säße: das Weinen
nicht um mich, nicht um die deutschen Juden, auch
nicht um die Opfer des neuen Systems, sondern das
Weinen um Deutschland, um mein Land, das sich
selbst aus der Reihe der gesitteten Nationen streicht.
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Schließen Sie uns aus der Anwaltschaft aus: wir wer-
den nicht aufhören, für das Recht zu kämpfen. Das ist
unser Beruf, so wie das Deutschtum unsere Kultur
und das Judentum unsere Abstammung ist. Sie nehmen
uns das nicht weg.

Regierungen kommen und gehen, wir aber werden
nicht müde werden, und nach uns kommen andere. Ei-
nes Tages wird das deutsche Volk einsehen, dass es wie-
der einmal auf dem falschen Wege war; eines Tages
wird es vom Rausch der Feste und Feiern zurückkehren
zur Vernunft und Objektivität, von der ,Gleichschal-
tung ,zur Gleichberechtigung aller. Diesen Tag werden
wir herbeiführen; verlassen Sie sich darauf.

Deutschland erwache!
Helmut Klemperer“2)
Herr Dr. Helmut Klemperer war seit 1925 in Chem-

nitz als Rechtsanwalt zugelassen, eine erste Emigration
1933 nach Spanien war erfolglos, erst 1937 emigrierte
er erfolgreich über Prag nach Ecuador, wo er dann als
Handelskorrespondent und Übersetzer tätig war. Er
wurde 1957 in Wiesbaden wieder als Rechtsanwalt zu-
gelassen und verstarb 1968 in Ecuador.

Der Herausgeber dieses Buches bedankt sich an die-
ser Stelle im Namen des österreichischen Rechtsan-
waltskammertages und der neun österreichischen
Rechtsanwaltskammern für die vielen Hinweise und In-
formationen zu den Schicksalen der verfolgten österrei-
chischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte.

Möge dieses Buch auch ein weiterer Markstein der
Erinnerung sein, der verhindert, dass hinkünftig Recht
zu Unrecht wird und sich damit die Geschichte wieder-
holen könnte.

Dr. Alix Frank-Thomasser,
Obfrau des Vereines zur Erforschung der anwaltlichen

Berufsgeschichte der zwischen 1938 und 1945
diskreditierten Mitglieder der österreichischen

Rechtsanwaltskammern

Dr. Heinz H. Löber
Ein Pionier der Advokatur wurde heuer 70.

D er Zweite Weltkrieg ist bereits voll im Gange und
Österreich besteht schon bald zwei Jahre nicht

mehr, als Heinz Löber im Jahre 1940 in Wien auf die
Welt kommt. Er wächst in Breitensee, einem Teil des
14. Gemeindebezirks im Westen Wiens, als Einzelkind
in bescheidenen, aber sehr geborgenen Verhältnissen
auf. Sein Vater kehrt nach Kriegsende nach Wien zu-
rück und arbeitet als Beamter in der Wiener Gebiets-
krankenkasse, die Mutter versorgt den Haushalt und
widmet sich der Kindererziehung.

Heinz H. Löber

In den Nachkriegsjahren besucht Heinz Löber die
Volksschule in Breitensee. Schon während dieser Zeit
legt die Familie trotz räumlich beengter Verhältnisse
auf Musikerziehung (Klavier) Wert; der Vater spielt
Violine und nimmt ihn zu Kammermusikabenden mit.
So wird früh das Interesse fürMusik geweckt (Heinz Lö-
ber sollte später langjähriger stv AR-Vorsitzender bei
Bösendorfer werden). Die Mittelschule besucht er in
der Maroltingergasse in Wien-Ottakring. Wenn auch
in der Vorstadt gelegen, erfreut sich dieses Gymnasium
schon damals eines ausgezeichneten Rufes und – wir
befinden uns in der Besatzungszeit –man versucht dort,
der Jugend nach den Schrecken des Krieges den Blick
für neue Werte über enge Grenzen hinaus zu öffnen.
Maßgebend – und auch für Heinz Löber prägend – wird
der Direktor des Gymnasiums Norbert Janitschek, der
gerade in den USA Unterrichtserfahrung sammelt
und seinen Schülern in „Briefen aus Amerika“ Berichte
über das dortige Leben zukommen lässt. Damals infi-
ziert sich Heinz Löber mit dem anglophilen Virus und
sein Interesse für den American way of life wächst. Das
sollte dann auch seine weitere Ausbildung und Berufs-
wahl maßgeblich beeinflussen.

Bei dem Geist, der in dieser Schule herrscht, ist es
nicht verwunderlich, dass dort ein Schulclub der „Liga
der Vereinten Nationen“ eingerichtet wird, den Heinz
Löber auch sehr bald leitet. Weltoffenheit, politisches

2) Der zitierte Brief stammt aus dem Buch Thomas Henne (Hrsg)/Anne-
Kristin Lenk/Thomas Brix, Die Aberkennung von Doktorgraden an der
Juristenfakultät der Universität Leipzig 1933 – 1945 (erschienen in
Leipzig im Universitätsverlag, ISBN 978 – 3-86583 – 194-1).
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und soziales Verständnis wird den Schülern näherge-
bracht. Gleichzeitig entwickelt Heinz Löber eine sport-
liche Leidenschaft, die für sein späteres Leben auch
von Bedeutung sein wird: das Schifahren. Sein Engage-
ment in einem Skiclub führt ihn zu einer derartigen
Perfektion in dieser Sportart, dass er es während der
Studienzeit über Jahre immerhin zum Schilehrer am
Arlberg bringt und in St. Anton den Tirolern Konkur-
renz macht. Die dort erstmals geknüpften Kontakte zu
amerikanischen Gästen sind für ihn später in den USA
ebenfalls nützlich.

Nach seiner Matura 1958 in der Maroltingergasse –

Österreich ist seit drei Jahren wieder ein souveräner
Staat –entschließt er sich zum Jusstudium an der Wie-
ner Universität, das er Ende 1962 abschließt. Doch be-
vor er sich für eine Berufslaufbahn entschließt, gelingt
es ihm mit wenigen Anderen, ein Fulbright- und
Ford-Foundation-Stipendium für 1963/64 zu erhalten
und einem Aufbruch in die USA und einem dortigen
Post-Graduate-Studium „Internationale Rechtsverglei-
chung“ an der New York University (NYU) steht nun
nichts mehr im Wege. Er sollte der erste österrei-
chische Rechtsanwalt mit einem Masters Degree von
dieser renommierten Universität werden.

Während des Studiums in Wien sind die Kontakte
aus der Mittelschulzeit zur Liga der Vereinten Natio-
nen nicht abgerissen. Diese Verbindung eröffnet ihm
zu Beginn seines Aufenthaltes in New York die Mög-
lichkeit, 1963 als österreichischer Vertreter an einer
UN-Konferenz teilzunehmen und dabei mit dem Ge-
neralsekretär der UNO, U Thant, zusammenzutreffen.

UNO-Generalsekretär U Thant, Heinz Löber

Heinz Löber ist in den USA ein New York-Fan gewor-
den und so gelingt es ihm, vorerst in „seiner“ Stadt zu
bleiben und von 1964 bis Anfang 1966 in einer der an-
gesehensten New YorkerWallstreet-Kanzleien –Debe-
voise & Plimpton – als juristischer Mitarbeiter erfolg-
reich tätig zu sein. Heinz Löber ist damals deren erster
„foreign associate“, also der erste ausländische Jurist,
der diese Chance erhält. Einer der Partner, der auch

sein Interesse am Rechtsanwaltsberuf weckt, ist der
Gründer dieser Anwaltssozietät, Eli Whitney Debevoise,
seinerzeit stv US-Hochkommissar in Deutschland
und als solcher Verhandlungsleiter der westlichen Alli-
ierten beim Abschluss des Bonner Vertrages mit der
Bundesrepublik Deutschland vom 26. 5. 1952. Ein wei-
terer maßgeblicher Partner der Sozietät, Robert B. van
Mehren, hatte Österreich und die Österreicher früh
kennengelernt, weil er als Verhandlungsleiter für die
UN beim Abschluss des Headquarters Agreement mit
der österreichischen Bundesregierung im Dezember
1957 tätig und so maßgeblich an der Errichtung der In-
ternationalen Atomenergie-Behörde in Wien beteiligt
war. Beide Herren, für die der noch junge Löber arbei-
ten darf, werden für ihn Mentoren und zugleich beruf-
liche Vorbilder.

1966, entschlossen den Rechtsanwaltsberuf zu er-
greifen, kehrt Löber nach Wien zurück und wird ent-
täuscht. Nach mehr als drei Jahren in den USA inklu-
sive einer Reise durch Mittel- und Südamerika fällt
ihm die Rückkehr nach Österreich nicht gerade leicht.
Nun wirkt alles ein wenig beengt, die seinerzeitigen
Freunde in Wien sind in Berufen untergekommen,
seine Bewerbungen aus den USA beiWiener Rechtsan-
waltskanzleien bleiben dagegen erfolglos. Internatio-
nale Verbindungen speziell in die USA sind noch nicht
gefragt. Nach Abschluss der noch fehlenden Monate
zum obligaten Gerichtsjahr entschließt sichHeinz Löber
„Anwalt der Republik“ zu werden, wird in die Finanzpro-
kuratur aufgenommen und bleibt fünf Jahre dort. Er ist
beeindruckt von der dort vorherrschenden Teamarbeit
und gewinnt Eindrücke und Erfahrungen in Rechtsbe-
reichen, die damals im Anwaltsberuf nicht unbedingt
alltäglich waren. Es war, wie er später sagte, die einzige
„law firm“, die es damals in Österreich gab. Speziell in
finanzrechtlichen Bereichen und Angelegenheiten im
Zusammenhang mit Exportförderungskrediten der
Kontrollbank konnte er wertvolle Erfahrungen sam-
meln.

1971 wird zum Schicksalsjahr: Statt eines in Aussicht
gestellten Jobs im Bundeskanzleramt – die Ära Kreisky
hat begonnen – gründet er mit seinem Schulfreund
Kurt Heller, der später auchMitglied des Verfassungsge-
richtshofes werden wird, eine Anwaltssozietät neuen
Stils – ausgerichtet auf internationale Mandate. Jetzt
trägt sein jahrelanges Networking sichtbare Früchte.
Der Sprung in die Selbständigkeit ist geschafft. Rasch
wächst die Kanzlei und bald schon ist sie das Synonym
für Modernität und eine neue Rechtsanwalts-Partner-
schaft in Österreich. Internationale Kontakte zu Wall-
street-Kanzleien sind die Früchte einstiger Pionierar-
beit und seiner Beziehungen, die Löber bereits während
seines Studienaufenthaltes in den USA aufbauen konn-
te.

LöberwirdMitglied der International Bar Association
(IBA) und anderer beruflich bedeutender internationa-
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len Organisationen, wie der International Fiscal Asso-
ciation (IFA). Er wirkt auch an der Organisation der
großen 20. IBA-Biannual Conference 1984 in Wien
mit über 3.000 Teilnehmern verdienstvoll mit. Weitere
Pionierarbeit wird geleistet: Trotz anwaltlichem Wer-
beverbot weiß man sich mit noch ungewohnten Kanz-
leibroschüren und der Herausgabe von Fachbüchern in
der Öffentlichkeit nachhaltig darzustellen. „Austrian
Business Law“ ist die erste umfassende Beschreibung
des österreichischen Wirtschaftsrechtes in englischer
Sprache und wird während des IBA-Kongresses in der
Hofburg präsentiert.

Stehend v.l.n.r.: Hilscher, Bahn, Stein, Horvath, Huber
sitzend v.l.n.r.: Bos, Präs. Schuppich, Heller, Löber

Präsident Walter Schuppich schätzt dieses Engage-
ment, kommt es doch seinen Intentionen, Wien als ei-
nes der europäischen Zentren rechtsanwaltlicher Be-
gegnung (Schlagwort: Europäische Präsidentenkonfe-
renz) zu festigen, sehr entgegen. 1984 wird Heinz Löber
in die Standesvertretung gewählt, zuerst in den Aus-
schuss der (damaligen) Rechtsanwaltskammer für
Wien, Niederösterreich und Burgenland, dann auch
in Funktionen des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages, wo er ua von 1990 bis 1998 den Vorsitz
des Arbeitskreises Öffentlichkeitsarbeit übernimmt.
Und hier gelingt es ihm – nunmehr unter der Präsi-
dentschaft von Klaus Hoffmann –Marksteine in der Öf-

fentlichkeitsarbeit der österreichischen Rechtsanwalt-
schaft zu setzen. Das Österreichische Anwaltsblatt be-
kommt ein neues Layout und erstmals wird ein öffent-
licher Wettbewerb zur Schaffung eines neuen Logos
unter Beiziehung international bekannter Fachleute
(wie zB Prof. Kurt Weidemann) durchgeführt. Das Sie-
gerlogo ist noch heute nach 15 Jahren aktuell. Ab nun
wird auch versucht, eine einheitliche österreichweite
Öffentlichkeitsarbeit abzustimmen. Daneben ist er
auch Delegierter der Rechtsanwaltskammer bei der
Bundeskonferenz der Kammern der Freien Berufe
und arbeitet im dortigen „Europaausschuss“ mit.

Heinz Löber ist auch an der Entwicklung standes- und
wirtschaftsrechtlicher Themen wesentlich beteiligt: So
wirkt er ua an der Schaffung eines neuen Rechtsan-
waltsprüfungsgesetzes (RAPG) und des Produkthaf-
tungsgesetzes mit. Aus der anwaltlichen Standespolitik
scheidet Löber schließlich 1999 aus.

In beruflicher Hinsicht geht es erfolgreich weiter.
Bereits im für Europa denkwürdigen Jahr 1989 wird
das erste Büro der Kanzlei in Budapest eröffnet, später
folgen Zweigstellen in Prag, Bratislava und Brüssel.
1997 folgt die erste grenzüberschreitende Fusion einer
deutschen Rechtsanwaltskanzlei (Bruckhaus Westrick
Stegemann) mit der Wiener Kanzlei Heller Löber
Bahn & Partner. Ein damals übrigens nicht unumstrit-
tener Schritt, der manche standesrechtliche Frage auf-
geworfen hat, aber schließlich wegbereitend ist für spä-
tere weitere Fusionen im Rechtsanwaltsstand.

2005 verzichtet Heinz Löber auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft, zieht sich aber nicht ganz ins Pri-
vatleben zurück, sondern bleibt noch bis 2008 stv Ge-
neralsekretär der IBA für Mittel- und Osteuropa und
Vorstandsmitglied der Amerikanischen Handelskam-
mer in Österreich. 2009 wird er zu einem Associate
Member des internationalen Club of Rome gewählt
und widmet sich engagiert Themen der Nachhaltigkeit
und Zukunftsfragen. Vielleicht schließt sich damit der
Kreis zum sozialen Engagement, das er bereits in der
Mittelschulzeit in den Fünfzigerjahren vermittelt be-
kommen hat.

Ad multos annos.

Manfred Stimmler
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DACH-Tagung vom 16. bis 18. 9. 2010

Immobilienerwerb unter besonderer
Berücksichtigung des Erwerbs durch Ausländer

D ie traditionsgemäße Herbsttagung der DACH
fand vom 16. bis 18. 9. 2010 in Lausanne am Gen-

fer See statt. Tagungshotel war eines der „Leading Ho-
tels of the world“, das Beau Rivage als eines der über-
haupt schönsten Hotels, unmittelbar am Genfer See
gelegen. Wie immer begann die Veranstaltung mit ei-
nem Abendempfang und anschließendem Dinner im
Tagungshotel, bei dem die Teilnehmer bestehende
Kontakte auffrischen und neue Kontakte knüpfen
konnten. Während die Begleitpersonen ein attraktives
Begleitprogramm genießen konnten, widmeten sich
die Teilnehmer den Problemkreisen des Immobilien-
rechts ausgewählter Länder, wobei das Schwergewicht
auf den rechtlichen Problemkreisen beim Immobilien-
erwerb durch Ausländer lag.

Herr Präsident Rechtsanwalt Dr. Zimmermann
sprach am ersten Tagungstag zunächst die Begrüßungs-
worte und führte in die Thematik der Tagung ein. An-
schließend zeigte er die Besonderheiten des Immobi-
lienerwerbs in Deutschland auf, wobei sich für Immo-
bilienerwerb durch Ausländer keine Besonderheiten
bzw Beschränkungen ergaben. Den Länderbericht
Österreich erstattete Herr Rechtsanwalt Dr. Kinz zu-
nächst mit einemÜberblick über das Kauf- und Grund-
buchrecht wie auch die anfallenden Steuern. Er stellte
weiter dar, dass der Liegenschaftserwerb durch Auslän-
der zum Teil erheblichen Beschränkungen unterliegt.
Sodann gab Herr Dr. Kinz einen Überblick über den
Rechtserwerb an Liegenschaften in den einzelnen Bun-
desländern. Den Immobilienerwerb in Slowenien
stellte Herr Rechtsanwalt Dr. Grilc dar. Er wies darauf
hin, dass es in Slowenien noch Grundbesitz, insbeson-
dere Geschäftsräumlichkeiten und Wohnungen, gibt,
der noch nicht im Grundbuch eingetragen ist! Im Üb-
rigen genießt das Grundbuch öffentlichen Glauben.
Für EU-Bürger der EU-Mitgliedstaaten gibt es keine
Beschränkungen. Ausländer aus anderen Drittstaaten
können Eigentumsrechte an unbeweglichen Sachen je-
doch nur erwerben, wenn insoweit mit dem Herkunfts-
staat des Ausländers „Gegenseitigkeit gegeben ist“. Für
slowenische Staatsbürger darf darum der Immobilien-
erwerb in dem Drittland des Erwerbers nicht wesent-
lich schwieriger sein als in Slowenien. Im Länderbe-
richt Liechtenstein gab Herr Rechtsanwalt lic. jur. Rit-
ter den Hinweis, dass in Liechtenstein grundsätzlich
nur Landesangehörige berechtigt sind, in Liechtenstein
Grundbesitz zu erwerben. Eine Ausnahme von diesem
Grundsatz besteht nur für Personen, die aufgrund völ-
kerrechtlicher Abmachungen (Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum) wie Landesangehörige
zu behandeln sind. Den Landesangehörigen sind aller-

dings schweizerische Staatsangehörige mit Wohnsitz in
Liechtenstein gleichgestellt. Schwieriger ist der Erwerb
durch so genannte Drittausländer, bei denen ein bereits
gegebenes inländisches Wohnbedürfnis Voraussetzung
für den Immobilienerwerb ist. Die Besonderheiten
des Eigentumserwerbs von Ausländern in der Schweiz
stellte Herr Rechtsanwalt Dr. Burkhalter dar. Grund-
sätzlich sind hier die Voraussetzungen des so genannten
Bewilligungsgesetzes (Lex Koller) zu beachten, die auch
gelten, wenn sich das Grundstück bei einem Verkauf
bereits in ausländischem Besitz befindet. Bewilligungs-
behörden sind die zuständigen kantonalen Behörden.
Bewilligungsfrei ist der Erwerb eines Grundbesitzes
durch einen Ausländer mit Wohnsitz in der Schweiz
zur Begründung eines Hauptwohnsitzes. Zweitwoh-
nungen für Grenzgänger sind ebenfalls bewilligungs-
frei. Der Erwerb von Ferienwohnungen hingegen ist
bewilligungspflichtig. Bewilligungsfrei wiederum der
Erwerb von Betriebsstätten-Grundstücken. Das polni-
sche Rechtssystem stellte Frau Rechtsanwältin Magda-
lena Iwanska-Trus dar. Eine Besonderheit im polnischen
Immobilienrecht stellt das so genannte „Draufgeld“
dar. Dieses wird häufig beim Abschluss eines Vorvertra-
ges dem Verkäufer übergeben. Erfüllt der Käufer aus
diesem Vorvertrag nicht seine Verpflichtung zum Ab-
schluss des Kaufvertrags, kann der Verkäufer im Falle
der Nichterfüllung des Vertrages vom Vertrag zurück-
treten und das Draufgeld behalten, was somit wie eine
Vertragsstrafe wirkt. Ausländer müssen für einen Im-
mobilienerwerb in Polen vorbehaltlich einer anderen
gesetzlichen Regelung eine Genehmigung des Minis-
ters für Innere Angelegenheiten erwerben, wobei das
Gesetz aber zwischen Ausländern, die Staatsangehörige
der Mitgliedstaaten der EU/des EWR sind, und so ge-
nannten „Drittausländern“ differenziert. Damit endete
der erste Tagungstag.

Die Tagungsteilnehmer und Begleitpersonen hatten
nun Gelegenheit, zunächst das in fußläufiger Entfer-
nung vom Tagungshotel liegende Olympische Museum
zu besichtigen, das exklusiv für die Tagungsteilnehmer
geöffnet hatte. Dem schloss sich dann im Restaurant
des Olympischen Museums ein exklusives Gala-Dinner
an.

Der zweite Tagungstag begann mit dem Vortrag von
Herrn Rechtsanwalt Kalagiakos, der das griechische
Immobilienrecht darstellte. Insbesondere in Grenzge-
bieten bedarf der Immobilienerwerb der besonderen
Zustimmung der zuständigen griechischen Behörde.
Weiter ist Voraussetzung einer notariellen Beurkun-
dung der vorherige Nachweis, dass die Grunderwerb-
bzw Umsatzsteuer bereits festgesetzt wurde. Das grie-
chische Grundbuch ist nicht nach Grundstücken, son-
dern alphabetisch nach Personen organisiert. Die so
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genannten Transkriptionsbücher genießen keinen öf-
fentlichen Glauben, weswegen es bei der Vorbereitung
und Abwicklung eines Kaufvertrags im Hinblick auf
bestehende Übertragungsrisiken anzuraten ist, immer
einen Rechtsanwalt einzuschalten, da der mit der Be-
urkundung des Kaufvertrags beauftragte Notar die er-
forderlichen Prüfungsaufgaben nicht vornimmt. Das
Grundbuchsystem soll aber dahingehend umgewandelt
werden, dass es nicht mehr personenbezogen, sondern
objektbezogen ist. Schließlich ist es Voraussetzung für
einen Immobilienkauf durch Ausländer, dass eine
Steuerregisternummer beantragt worden ist. Die
Besonderheiten des spanischen Rechts stellte Herr
Abogado Dr. Frühbeck dar. Auch in Spanien ist es un-
abdingbar, dass der Ausländer eine Steuernummer be-
antragt hat. Bei Abschluss eines Grundstückskaufver-
trages bedarf es nicht der Einhaltung von Formvor-
schriften. Er kann sogar mündlich abgeschlossen wer-
den. Allerdings ist die Formvorschrift (notarielle
Beurkundung) Voraussetzung für die Eintragung in
das Eigentumsregister. Die Begleitung des Immobi-
lienkaufs durch einen Rechtsanwalt ist darum anzura-
ten. Dem italienischen Immobilienrecht widmete sich
Frau Rechtsanwältin Dr. Walter. In Italien ist eine elek-
tronische Grundbuchabfrage möglich entweder auf-
grund Namenseingabe oder Adresse. Für den Grund-
stückskaufvertrag ist notarielle Schriftform vorge-
schrieben. Für Vorverträge ist die Wahrung notarieller

Schriftform nicht erforderlich. Das Abschlussreferat
mit dem Länderbericht Frankreich hielt Herr Rechts-
anwalt Dr. Fink. In Frankreich unterliegt der Immobi-
lienerwerb durch Ausländer ebenfalls keinen allgemei-
nen Einschränkungen, wobei aber Mitteilungs- und
Offenlegungspflichten (zB an das Finanzministerium,
die Banque de France etc) bestehen. Die Kaufpreiszah-
lung erfolgt über die Buchhaltung des beteiligten No-
tariats. Das Referat schloss mit steuerplanerischen
Hinweisen.

Die Referate zeigten die zum Teil gravierenden Un-
terschiede bei der Möglichkeit des Immobilienerwerbs
durch Ausländer in den einzelnen Ländern auf. Die
Teilnehmer der Tagung konnten wertvolle Informatio-
nen für ihre tägliche berufliche Arbeit mitnehmen, zu-
mal angesichts der Globalisierung immer mehr Immo-
bilienerwerb durch Ausländer stattfindet. Den Ab-
schluss der Tagung bildete sodann eine Schifffahrt
von Lausanne nach Vevey und zurück auf dem wunder-
schönen Genfer See mit reizvollen Blicken auf die
Weinbergterrassen in Lavaux, die seit einigen Jahren
zum Welterbe der UNESCO gehören.

Die immer wieder die berufliche Alltagsarbeit berei-
chernden Tagungen lassen Vorfreude auf die nächste
Tagung aufkommen, die vom 12. bis 14. 5. 2011 in Is-
tanbul stattfinden wird.

RA Dr. jur. Hermann Thebrath,
Fachanwalt für Steuerrecht

Chronik

Österreichisches Anwaltsblatt 2010/12

2010. 136 Seiten. Zahlreiche Abbildungen
Geb. EUR 24,–
ISBN 978-3-214-00502-3

Sternthal

Dogen, Diebe, Delinquenten
Ein Venedig-Führer für Juristen

Ein nicht ganz alltäglicher Reiseführer
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Disziplinarrecht

§ 41 Abs 2 DSt – Pauschalkosten des DisVerfahrens

Das Gesetz sieht die Herstellung einer Relation des festzusetzenden Pauschalkostenbeitrags zur ver-
hängten Geldbuße nicht vor.

OBDK 20. 9. 2010, 9 Bkd 7/10

Aus den Gründen:
Wird ein Besch in einem DisErk zum Ersatz der Ver-
fahrenskosten rk verpflichtet, ist deren Höhe vom Vor-
sitzenden des Senats mit Beschluss festzusetzen. Dies
hat nach Maßgabe des Umfangs und des Ausgangs
des Verfahrens unter Vermeidung unbilliger Härten
zu erfolgen (§ 41 Abs 1 und 2 DSt).

Was den konkreten Umfang des DisVerf anlangt, ist
darauf hinzuweisen, dass der Instanzenzug ausge-
schöpft wurde. Zum Ausgang ist zu bemerken, dass
die Berufung des Besch gegen das erstinstanzliche
Erk lediglich zu einer Strafmilderung, nicht aber auch
zum begehrten Freispruch geführt hat. Schon deshalb
lassen sich auch die Grundsätze des § 389 Abs 2 StPO
im konkreten Fall nicht (analog) anwenden. Letztlich
bewirkte die im Verfahren zweiter Instanz erfolgte Mil-
derung der erstinstanzlich verhängten DisStrafe – ge-
messen am gesamten DisVerf – keine wesentliche Ein-
schränkung des Aufwands.

Soweit der Bf vermeint, aus dem Verhältnis der
Höhe der im erstinstanzlichen Verfahren verhängten

Strafe von € 500,– zur Höhe der im bekämpften Be-
schluss festgesetzten Pauschalkosten von € 700,– zeige
sich eine falsche Ermessensausübung, ist auf die stRsp
der OBDK zu verweisen, wonach das Gesetz die Her-
stellung einer Relation des festzusetzenden PKBeitrags
zur verhängten Geldbuße nicht vorsieht (zB 10 Bdk
3/09). Auch wäre eine solche Relation zur konkret ver-
hängten DisStrafe des schriftlichen Verweises gar nicht
herstellbar.

Die Festsetzung eines PKBeitrags von € 700,– ent-
spricht daher den Vorgaben des § 41 Abs 2 DSt.

Anmerkung:
Der erk Senat hält die stRsp der OBDK aufrecht, wonach
eine Relation zwischen der Höhe der Strafe und der Höhe
des festzusetzenden Pauschalkostenbeitrages nicht vorgesehen
ist. Maßgeblich ist lediglich die Obergrenze, wie im § 41
Abs 2 DSt normiert. Innerhalb dieses Rahmens ist der Pau-
schalkostenbeitrag nach Ermessen festzusetzen.

Klingsbigl

Zivilverfahrensrecht

§ 63 ZPO – Gesetzesprüfungsantrag beim VfGH

Das OLG Innsbruck stellt gem Art 89 Abs 2 B-VG (Art 140 Abs 1 B-VG) an den VfGH den Antrag,
Art 15 Z 3 des Budget-Begleitgesetzes 2009 (BGBl I 2009/52) als verfassungswidrig aufzuheben.

OLG Innsbruck 19. 8. 2010, 1 R 56/10 k

1. Zum Sachverhalt
Über das Vermögen der R.-Gesellschaft mbH & Co
KG wurde mit Beschluss des Erstgerichtes vom
10. 12. 2008 der Konkurs eröffnet und der Kläger
zum Masseverwalter bestellt.

Mit seiner am 3. 12. 2009 eingebrachten Klage be-
gehrt der klagende Masseverwalter die Zahlung von
€ 83.281,22 sA sowie die Unwirksamerklärung einer
Aufrechnungserklärung. Es handelt sich um eine An-
fechtungsklage, gestützt auf die Bestimmungen der
§§ 28 ff KO.

Mit der Klage verband der Kläger einen Antrag auf
Bewilligung der Verfahrenshilfe im Umfang des § 64
ZPO. Eine nähere Eingrenzung des Verfahrenshilfean-
trages erfolgte nicht, aus dem Antrag ist aber erkenn-
bar, dass Verfahrenshilfe im Umfang des § 64 Abs 1
Z 1 ZPO angestrebt wird.

Zu seinem Verfahrenshilfeantrag brachte der Kläger
vor, es liege Massearmut vor. Er verfüge nicht über
die zur Prozessführung erforderlichen Geldmittel.
Wirtschaftlich Beteiligte seien zwar mit ihren For-
derungen festgestellte Konkursgläubiger. Allerdings
könne selbst bei einem Prozesserfolg nur von einem
unbeachtlichen Vorteil gesprochen werden, entweder
prozentuell oder betraglich. Es könne nicht einmal eine
um 20% höhere Befriedigungsquote erreicht werden,
dies angesichts von angemeldeten und bislang festge-
stellten ca € 20,000.000,– und einer Klagssumme von
€ 84.000,–.

Das Erstgericht wies den Verfahrenshilfeantrag mit
der Begründung ab, dass der Masseverwalter nach der
in Österreich vorherrschenden Organtheorie als Organ
bzw gesetzlicher Vertreter der Konkursmasse angese-
hen werde, bei welcher es sich um eine juristische Per-
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son handle. Der Masseverwalter zähle somit nicht zum
Kreis jener Personen, die nach § 63Abs 1ZPOnFeinen
Anspruch auf Bewilligung von Verfahrenshilfe haben.

Gegen diesen Beschluss erhob der Kläger einen Re-
kurs, in dem er die Abänderung der angefochtenen
Entscheidung im Sinne der Bewilligung der beantrag-
ten Verfahrenshilfe begehrte; hilfsweise wurde ein Auf-
hebungsantrag gestellt. Eventualiter wurde angeregt,
ein Gesetzesprüfungsverfahren hinsichtlich § 63 Abs 1
ZPO nF einzuleiten.

2. Zur Präjudizialität der angefochtenen Bestimmung
Nach der bis zum 30. 6. 2009 geltenden Rechtslage war
iSd § 63 Abs 2 ZPO aF einer juristischen Person oder
einem sonstigen parteifähigen Gebilde die Verfahrens-
hilfe zu bewilligen, wenn die zur Führung des Verfah-
rens erforderlichen Mittel weder von ihr (ihm) noch
von den an der Führung des Verfahrens wirtschaftlich
Beteiligten aufgebracht werden konnten und die beab-
sichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erschien;
dies galt auch für ein behördlich bestelltes Organ oder
einen gesetzlichen Vertreter, der für eine Vermögens-
masse auftrat, wenn die zur Führung des Verfahrens er-
forderlichen Mittel weder aus der Vermögensmasse
noch von den an der Führung des Verfahrens wirt-
schaftlich Beteiligten aufgebracht werden konnten.

Die Konkursmasse war nach überwiegender Rechts-
auffassung ein „sonstiges parteifähiges Gebilde“ iSd
§ 63 Abs 2 ZPO aF; der Masseverwalter wurde als ein
behördlich bestelltes Organ oder ein gesetzlicher Ver-
treter für eine Vermögensmasse im Sinne dieser Geset-
zesstelle angesehen, sodass es nicht darauf ankam, ob die
Konkursmasse selbst oder der Masseverwalter formell
als Prozesspartei anzusehen war (vglM. Bydlinski in Fa-
sching/Konecny, Kommentar2 II/1 Rz 8 zu § 63 ZPO).

Mit 1. 7. 2009 erfuhr die Bestimmung des § 63 ZPO
durch Art 15 Z 3 des Budget-Begleitgesetzes 2009,
BGBl I 2009/52, eine tiefgreifende Änderung, indem
der bisherige Abs 2 aufgehoben und in Abs 1 im ersten
Satz die Wortfolge „wenn sie eine natürliche Person
ist“ eingefügt wurde. Seither kann die Verfahrenshilfe
nur mehr natürlichen Personen gewährt werden, nicht
jedoch juristischen Personen, sonstigen parteifähigen
Gebilden oder Vermögensmassen, für die ein behörd-
lich bestelltes Organ oder ein gesetzlicher Vertreter
auftritt.

Auf Grund der Neuregelung des § 63 ZPO durch
Art 15 Z 3 des Budget-Begleitgesetzes 2009 entfällt
für die Konkursmasse und/oder den Masseverwalter,
unabhängig davon, ob derGemeinschuldner eine natür-
liche oder juristische Person ist, die Möglichkeit, eine
Prozesskostenhilfe in Anspruch zu nehmen (Riel, ZIK
2009/186, 120; Reisenhofer, JAP 2009/2010/13, 109).

An dieser Rechtsmeinung ist auch unter Bedacht-
nahme auf die Rechtsposition des Masseverwalters in

einem Anfechtungsprozess festzuhalten. Dem Masse-
verwalter kommt nämlich wohl das sog Anfechtungs-
monopol zu. Der von ihm geltend gemachte Anfech-
tungsanspruch nach den Bestimmungen der Konkurs-
ordnung steht jedoch der Konkursmasse zu und nicht
dem Gemeinschuldner, den Konkursgläubigern oder
der Gläubigerschaft insgesamt (König, Die Anfechtung
nach der Konkursordnung4 Rz 17/1; 6 Ob 108/06 k).
Dementsprechend übt der Masseverwalter die Kon-
kursanfechtung auch nicht als persönliches Recht aus,
sondern als Organ und gesetzlicher Vertreter der Kon-
kursmasse, über die er ausschließlich verfügungsbefugt
ist. Partei des Anfechtungsverfahrens ist nach herr-
schender Ansicht die Konkursmasse (Rebernig in Ko-
necny/Schubert, Kommentar zu den Insolvenzgesetzen
Rz 32 zu § 37 KO; Schubert in Fasching/Konecny, Kom-
mentar2 II/1 Rz 6 vor § 1 ZPO).

Da somit Partei des Anfechtungsprozesses ein „par-
teifähiges Gebilde“ bzw eine Vermögensmasse iSd § 63
Abs 2 ZPO aF ist, nach § 63 Abs 1 ZPO nF die Verfah-
renshilfe jedoch nur einer natürlichen Person zu bewil-
ligen ist, kann der Masseverwalter im Anfechtungspro-
zess – im Gegensatz zur vormaligen Rechtslage – schon
grundsätzlich keine Verfahrenshilfe erlangen.

3. Zu den verfassungsrechtlichen Bedenken
3.1. Um die gerichtliche Verfolgung ihrer Rechte allen
Rechtssuchenden ohne Rücksicht auf die Vermögens-
lage zu ermöglichen und damit einer rechtsstaatlichen
Grundforderung zu entsprechen, enthielt bereits die
Zivilprozessordnung in ihrer ursprünglichen Fassung
umfassende Vorschriften über das Armenrecht, die im
Laufe der Zeit weiter ausgebildet wurden. Eine immer
konsequentere Bemühung, die durch die wirtschaftli-
che und soziale Stellung der Menschen bedingten Un-
terschiede auszuschalten, und die verfassungsrechtliche
Verankerung nicht nur des Gleichheitsgrundsatzes als
solchen, sondern des Rechts auf freien und ungehinder-
ten Zugang zu Gericht (Art 6 Abs 1 MRK) führte zu ei-
ner Neufassung der Vorschriften über die Verfahrens-
hilfe an finanziell minderbemittelte Personen mit dem
VerfahrenshilfeG, BGBl 1973/569 (Bydlinski, aaO Rz 1
vor §§ 63 ff ZPO).

Die mit jeder Prozessführung verbundenen finan-
ziellen Lasten, vor allem die mit der Einleitung, aber
auch mit dem Fortgang und dem Abschluss eines
Rechtsstreits verbundenen Kosten, dürfen kein Hin-
dernis für die Durchsetzung begründeter Rechtsan-
sprüche oder für die Verteidigung einer im guten Glau-
ben vertretenen Rechtsposition sein. Es gehört zum
Wesen des Rechtsstaates, jedem die Durchsetzung sei-
ner Rechtsansprüche ohne Rücksicht auf seine wirt-
schaftlichen Verhältnisse zu ermöglichen; der Mangel
an finanziellen Mitteln darf kein Hindernis sein, im Be-
darfsfall die staatliche Rechtspflege in Anspruch zu
nehmen. Dies war die Intention des Gesetzgebers bei
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Erlassung des VerfahrenshilfeG (vgl Bydlinski, aaO Rz 2
vor §§ 63 ff ZPO mit Nachweisen auf die ErläutRV).

Das VerfahrenshilfeG, das der Bestimmung des § 63
ZPO in der bis zum 30. 6. 2009 anzuwendenden Fas-
sung zugrunde lag, differenzierte insofern nicht zwi-
schen natürlichen Personen und juristischen Personen,
parteifähigen Gebilden sowie Vermögensmassen, als
letztgenannte ebenso wie natürliche Personen – bei
Vorliegen der erforderlichen materiellen Voraussetzun-
gen – in den Genuss der Verfahrenshilfe kommen
konnten. Das VerfahrenshilfeG beseitigte sogar offen-
sichtlich unter dem Blickwinkel des Gleichheitsgrund-
satzes die im früheren Armenrecht betreffend juristi-
sche Personen noch vorgesehene Beschränkung der
Prozessführung im allgemeinen Interesse.

3.2. Wenn nun durch die Novellierung der Bestim-
mung des § 63 ZPO durch das VerfahrenshilfeG der
Gleichheitsgrundsatz verankert werden sollte, dann
folgt daraus, dass durch die Beseitigung der Möglich-
keit für juristische Personen, parteifähige Gebilde und
Vermögensmassen die Verfahrenshilfe zu erlangen,
durch Art 15 Z 3 des Budget-Begleitgesetzes 2009,
BGBl I 2009/52, der Gleichheitsgrundsatz verletzt
wird. Diese Rechtspersönlichkeiten werden nämlich
schlechter gestellt als natürliche Personen, indem sie
auch bei einer eingeschränkten wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit schon grundsätzlich keine Möglichkeit
haben, zur Rechtsdurchsetzung Verfahrenshilfe in An-
spruch zu nehmen.

Eine sachliche Rechtfertigung für diese Schlechter-
stellung scheint nach Ansicht des Rekursgerichtes nicht
gegeben zu sein.

Nach den EB zum Budget-Begleitgesetz 2009 (Er-
läutRV 113 BlgNR 24. GP 32) war die Intention des
Gesetzgebers bei der Beschränkung der Verfahrenshilfe
auf natürliche Personen jene, dass im volkswirtschaftli-
chen Interesse eine Konkursverschleppung unterbun-
den und der Verfahrensgegner vor Schäden durch die
Prozessführung einer bereits zahlungsunfähigen juristi-
schen Person bewahrt werden sollte. Mit diesen Argu-
menten lässt sich jedoch eine Differenzierung zwischen
natürlichen und juristischen Personen (parteifähigen
Gebilden, Vermögensmassen) nicht rechtfertigen.
Zum einen müsste die Konkurseröffnung über eine in-
solvente juristische Person auch dann über Antrag er-
folgen, wenn Verfahrenshilfe gewährt wird; die Bewilli-
gung der Verfahrenshilfe würde also einer Konkurser-
öffnung weder im Wege stehen noch diese hinauszö-
gern. Zum anderen sind Gläubiger (und damit auch
der Prozessgegner der juristischen Person im Falle sei-
nes Obsiegens) durch die Antragspflicht des § 69 Abs 3
KO im Falle einer verspäteten Konkursanmeldung ge-
schützt. Sollte der Konkurs mangels kostendeckenden
Vermögens nicht eröffnet werden, dann ist der Prozess-
gegner der juristischen Person, welche Verfahrenshilfe
genießt, nicht schlechter gestellt als jener der natürli-

chen Person. In beiden Fällen hat er in gleicher Weise
keine Aussicht, seine Prozesskosten im Falle eines Ob-
siegens im Rechtsstreit einbringlich zu machen. Der
Schutz des Prozessgegners kann also die Ungleichbe-
handlung der natürlichen und der juristischen Person
in Bezug auf die Verfahrenshilfe nicht rechtfertigen.

Im Übrigen kommt die Überlegung betreffend eine
zu vermeidende Konkursverschleppung bei Prozessen,
an denen der Masseverwalter als Organ/Vertreter der
Konkursmasse auftritt, ohnehin von vorneherein nicht
zum Tragen.

Ein weiteres Argument für die Novellierung des § 63
ZPO durch das Budget-Begleitgesetz 2009 war die Ent-
lastung der Justiz. Dies ist jedoch kein sachlich gerecht-
fertigter Grund, denn es kann nicht wegen einer perso-
nellen oder budgetären Entlastung in verfassungsrecht-
lich gewährleistete Grundrechte eingegriffen werden.

3.3. Die Ungleichbehandlung der natürlichen und
der juristischen Person (des parteifähigen Gebildes,
der Vermögensmasse) in Bezug auf die Möglichkeit,
Verfahrenshilfe zu erlangen, stellt aber nicht nur einen
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz dar, sondern
auch einen solchen gegen das in Art 6 Abs 1 MRK ver-
ankerte Recht auf freien und ungehinderten Zugang zu
Gericht.

Die MRK selbst garantiert zwar kein Recht auf Ge-
währung einer Verfahrenshilfe in Zivilverfahren
(EGMR U 19. 9. 2000 Bsw 32346/96; RIS-Justiz
RS0121206). Art 6 Abs 1 MRK verpflichtet aber den
Staat dann zur Gewährung von Verfahrenshilfe, wenn
diese unabdingbar für den wirksamen Zugang zum Ge-
richt ist (EGMR U 7. 5. 2002, McVicar, Bsw 46311/99;
8 Ob 109/09 a). Soweit in Zivilprozessen Anwaltspflicht
besteht (§ 27 Abs 1 ZPO) – welche nicht im Gegensatz
zu Art 6 MRK steht (1 Ob 148/00 x) –, dann muss
durch das Institut der Verfahrenshilfe sichergestellt
sein, dass auch wirtschaftlich schwächere Personen, un-
abhängig davon, ob es sich um natürliche oder juristi-
sche Personen (parteifähige Gebilde, Vermögensmasse)
handelt, den gebührenden Rechtsschutz erfahren. Auch
ihnen muss der Zugang zu Gericht zur Durchsetzung
ihrer Rechtsansprüche oder zur Verteidigung ihrer
Rechte bei gerichtlicher Inanspruchnahme möglich
sein (vgl RIS-Justiz RS0109487).

3.4. Schließlich kann die in Rede stehende Differen-
zierung zwischen natürlichen und juristischen Perso-
nen betreffend die Verfahrenshilfe auch einen Eingriff
in das Grundrecht der Unverletzlichkeit des Eigentums
(Art 5 StGG) bewirken. Wenn nämlich eine Rechtsper-
sönlichkeit auf Grund schlechter finanzieller Verhält-
nisse nicht in der Lage ist, ihre begründeten Rechtsan-
sprüche gerichtlich durchzusetzen und ihr das auch
nicht (bei Vorliegen aller materiell erforderlichen Vo-
raussetzungen) durch die Gewährung von Verfahrens-
hilfe ermöglicht wird, dann kommt dies im Ergebnis
auf eine Entziehung des Eigentums hinaus. Unter Ent-
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ziehung des Eigentums wird nämlich der Entzug der
Befugnis verstanden, jeden anderen davon auszuschlie-
ßen, mit der Sache nachWillkür zu schalten (RIS-Justiz
RS0072903). Dies wird gerade auch bei einer Konkurs-
masse deutlich, die bei Massenunzulänglichkeit ohne
Verfahrenshilfe keine Möglichkeit hat, Anfechtungsan-
sprüche (wirtschaftlich zum Nutzen der Gläubiger) ge-
richtlich durchzusetzen.

Aus all diesen Erwägungen hegt das OLG Innsbruck
Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit des Art 15
Z 3 Budget-Begleitgesetz 2009, BGBl I 2009/52.

Anmerkung:
Schon die Stammfassung unserer ZPO aus dem Jahr 1895
enthielt – wie die vorstehende Entscheidung zutreffend aus-
führt – umfassende Vorschriften über das „Armenrecht“.
Diese wurden im Laufe der Jahrzehnte ausgeweitet und ver-
feinert. Insb wurde 1943 der Kreis der Anspruchsberechtig-
ten ausdrücklich auf „inländische juristische Personen“ aus-
gedehnt, für diese Personengruppe jedoch ursprünglich die
Bedingung aufgestellt, dass „die Unterlassung der Rechtsver-
folgung oder Rechtsverteidigung allgemeinen Interessen zu-
widerlaufen“ musste (§ 63 Abs 4 ZPO aF). Diese zusätzli-
che Voraussetzung hat der Gesetzgeber nachfolgend im Zuge
der umfassenden Verfahrenshilfereform von 1973 beseitigt,
was insb im Hinblick auf den verfassungsgesetzlichen Gleich-
heitsgrundsatz allgemein begrüßt worden ist (s nur König,
AnwBl 1978, 57 f mwN).

Dem Novellengesetzgeber des Jahres 2009 blieb es schließ-
lich vorbehalten, im Rahmen des Budget-Begleitgesetzes

2009 die Möglichkeit der Erlangung von Verfahrenshilfe
für juristische Personen (und für sonstige parteifähige Gebil-
de) gänzlich zu beseitigen. Die schwerwiegenden Bedenken,
die gegen diese legistische Maßnahme in vielfacher Hinsicht
bestehen, sind offensichtlich und auch bereits frühzeitig auf-
gezeigt worden (s nur Mayr, ecolex 2009, 564 f). Das OLG
Graz hat daher schon mit Beschluss vom 3. 3. 2010, 4 R 16/
10w (ZIK 2010/152, 104) einen Antrag auf Aufhebung des
einschlägigen Art 15 Z 3 des Budget-Begleitgesetzes 2009
beim VfGH gestellt. In der Folge hat auch das OLG Inns-
bruck mehrere gleich lautende Anträge auf Aufhebung der
in § 63 Abs 1 ZPO neu aufgenommenen Wortfolge „wenn
sie eine natürliche Person ist“ beim VfGH eingebracht
(1 R 35/10 x und 1 R 56/10 k jeweils vom 15. 4. 2010 so-
wie 1 R 126/10 d vom 11. 6. 2010). Diese Anträge sind al-
lerdings vom VfGH vorerst (am 10. 6. 2010) wegen einer
zu engen Formulierung des Aufhebungsbegehrens als unzu-
lässig zurückgewiesen worden (G 43/10 ua; s Zak 2010/
496, 282). Das OLG Innsbruck hat jedoch (klarerweise)
nicht locker gelassen, sondern mit der oben wiedergegebenen
Entscheidung seinen Gesetzesprüfungsantrag wiederholt, je-
doch das Aufhebungsbegehren weiter gefasst.

Inhaltlich ist den ausführlichen und mE überzeugenden
Begründungen der beiden Oberlandesgerichte nichts hinzu-
zufügen. Man darf also gespannt sein, wie diese weitere An-
fechtung einer Vorschrift des (überhastet beschlossenen) Bud-
get-Begleitgesetzes 2009 (s schon LG Wels AnwBl 2010/
8230, 134 ff hinsichtlich § 54 Abs 1 a ZPO) als verfassungs-
widrig ausgehen wird.

Peter G. Mayr

Gebühren- und Steuerrecht

§§ 34 ff, 41, 43 BAO – Kein steuerlicher Gemeinnützigkeitsstatus bei Formfehler in Vereinssatzung

1. Eine Körperschaft kann die Befreiung von der Körperschaftsteuer wegen Verfolgung gemeinnützi-
ger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke nur dann beanspruchen, wenn sie nur durch eindeutige Sat-
zungsbestimmungen sicherstellt, dass nach Beendigung ihrer Tätigkeit, worunter auch einWegfall des
bisherigen begünstigten Zwecks zu verstehen ist, das Vermögen auch weiterhin steuerbegünstigten
Zwecken erhalten bleibt.

2. Da nach § 43 BAO die Satzung während des ganzen Veranlagungszeitraumes den Erfordernissen des
§ 41 BAO entsprechen muss, können Änderungen zu einem späteren Zeitpunkt nicht rückwirkend zu
einer Begünstigung führen.

VwGH 29. 7. 2010, 2007/15/0137

Sachverhalt:
Die Bf ist eine Fußballmarketing GmbH; ihre Anteile
hält der Oberösterreichische Fußballverband. Sie er-
stellte einen Jahresabschluss 2003, der einen Gewinn
ausweist, und legte diesen dem FA vor. Mit Eingabe
vom 3. 10. 2006 teilte sie dem FA mit, aufgrund ihres
Gesellschaftsvertrages sei sie als gemeinnützige Kapi-
talgesellschaft zu qualifizieren. Ihre Betätigung stelle
zur Gänze einen unentbehrlichen Hilfsbetrieb iSd § 45
Abs 2 BAO dar. Dessen ungeachtet setzte das FA – aus-

gehend von positiven Einkünften aus Gewerbebetrieb –
Körperschaftsteuer fest.

Spruch:
Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:
Gem § 41 Abs 2 BAO liegt eine – gem § 34 BAO für die
Gewährung der bei gemeinnützigen, mildtätigen und
kirchlichen Betätigungen vorgesehenen Begünstigun-
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gen – ausreichende Bindung der Vermögensverwen-
dung iSd § 39 Z 5 BAO nur vor, wenn der Zweck, für
den das Vermögen bei Auflösung oder Aufhebung der
Körperschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen Zwe-
ckes zu verwenden ist, in der Satzung so genau be-
stimmt wird, dass auf Grund der Satzung geprüft wer-
den kann, ob der Verwendungszweck als gemeinnützig,
mildtätig oder kirchlich anzuerkennen ist. § 39 Z 5
BAO normiert das Erfordernis, dass das Vermögen
nach Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft so-
wie bei Wegfall ihres bisherigen Zweckes für die be-
günstigten Zwecke gebunden bleibt. § 39 Z 5 BAO will
verhindern, dass Vermögen, das sich auf Grund und mit
Hilfe von Steuerbegünstigungen gebildet hat, später für
nicht begünstigte Zwecke verwendet wird. Diese
Zweckwidmung des Vermögens hat gem § 41 Abs 2
BAO in der Rechtsgrundlage der Körperschaft zu erfol-
gen. Eine Körperschaft kann somit die Befreiung von
der Körperschaftsteuer wegen Verfolgung gemeinnüt-
ziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke nur dann be-

anspruchen, wenn sie sicherstellt, dass nach Beendi-
gung ihrer Tätigkeit, worunter auch ein Wegfall des
bisherigen begünstigten Zwecks zu verstehen ist, das
Vermögen auch weiterhin steuerbegünstigten Zwecken
erhalten bleibt, wobei diese Sicherung nur durch ein-
deutige Satzungsbestimmungen erreicht werden kann
(vgl VwGH 9. 8. 2001, 98/16/0395).

Im Beschwerdefall hat der Gesellschaftsvertrag in
der im Streitjahr 2003 geltenden Fassung keine Rege-
lung für den Fall der Änderung des Gesellschaftszwe-
ckes enthalten. Solcherart kann der bel Beh nicht er-
folgreich entgegengetreten werden, wenn sie zum Er-
gebnis gelangt ist, der Gesellschaftsvertrag erfülle nicht
alle Voraussetzungen des § 41 Abs 2 iVm § 39 Z 5
BAO. Dem Beschwerdevorbringen, wonach mittler-
weile (im Jahr 2007) eine Anpassung des Gesellschafts-
vertrages vorgenommen worden ist, ist entgegenzuhal-
ten, dass der angef B ausschließlich über die Festset-
zung von Körperschaftsteuer 2003 abspricht und es da-
her nur darauf ankommt, ob im Jahr 2003 die
Voraussetzungen der Körperschaftsteuerbefreiung
nach § 5 Z 6 KStG iVm §§ 34 ff BAO erfüllt waren.
Nach der ausdrücklichen Anordnung des § 43 BAO
muss hinsichtlich der Körperschaftsteuer die Satzung
den Erfordernissen des § 41 BAO während des ganzen
Veranlagungszeitraumes entsprechen. Änderungen zu
einem späteren Zeitpunkt führen daher nicht rückwir-
kend zu einer Begünstigung (vgl VwGH 9. 9. 2001,
98/16/0395).

Anmerkung:
1. Bei der Formulierung von Vereinssatzungen ist Kau-
telarjurisprudenz im klassischen Sinne gefragt. Durch
gründliche anwaltliche Beratung sind mögliche Rechtspro-
bleme schon im Vorfeld zu erkennen und durch entsprechende
Sicherungen auszuschließen. Dabei sind eben auch formale
Vorgaben einzuhalten. Andernfalls drohen steuerliche
Sanktionen wie im Fall der vorliegenden Fußballmarketing
GmbH.

2. Eine solche formale Vorgabe ist etwa die Notwendigkeit
einer klaren Regelung für den Fall der Änderung des Gesell-
schaftszweckes oder der Auflösung der Gesellschaft. Dazu
verlangt § 41 Abs 2 BAO unmissverständlich eine Sat-
zungsklausel, dass das Vermögen diesfalls auch weiterhin
steuerbegünstigten Zwecken erhalten bleibt. Fehlt eine solche
Klausel, ist der Gemeinnützigkeitsstatus – so der VwGH
– für das betroffene Veranlagungsjahr unwiederbring-
lich verloren. Nachträgliche Anpassungen der Satzung
wirken nicht zurück, womit es keine rückwirkende Sanie-
rungsmöglichkeit für derartige Formfehler gibt.

Franz Philipp Sutter
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fahren und „fiktive Bescheide“

112 Herzog, Andrea und Simone Motyka: Reglemen-
tierte Berufe am Prüfstand der Dienstleistungs-
richtlinie

" Österreichisches Recht der Wirtschaft
10 | 611 Lewisch, Peter und Gerhard Altenberger: Bilanz-

strafrecht in Österreich: Wieso – woher – wo-
hin?

615 Mohr, Franz und Stephan Riel: Das IRÄG 2010
aus Bankensicht

619 Gruber, Michael und Andreas Zahradnik: Zum
Kausalitätsbeweis bei der Prospekthaftung

622 Harnik, Stephen M. und Georg E. Kodek: Klagen
gegen österreichische Unternehmen in den
USA – ein Überblick

637 Schima, Georg und Maria Schedle: Vulkanasche-
bedingte Flugverbote und Entgeltfortzahlung.
Ungleichbehandlung von Arbeitern und Ange-
stellten

642 Runggaldier, Ulrich und Linda Kreil: OGH zu
ÖGB-Zuschusspension undWiderrufsvorbehalt

644 Hießl, Christina: Europäischer Betriebsrat: Um-
setzung der geänderten Richtlinie

" Das Recht der Arbeit
5 | 367 Müller, Rudolf: Dienstvertrag oder Werkvertrag?

– Überblick über die Rspr des VwGH zu § 4
ASVG

378 Pinggera, Winfried: Schwerarbeitspension – Bi-
lanz und Ausblick

383 Felix, Ferdinand: Auswirkungen der Gesund-
heitsdienstleistungsrichtlinie(n)

" Recht der Internationalen Wirtschaft
10 | 672 Graf von Bernstorff, Christoph: Incoterms 2010

" Recht der Medizin
5 | 132 Hinterhofer, Hubert: Substitutionsbehandlung

und Strafrecht

" Wirtschaftsrechtliche Blätter
9 | 433 Rosbaud, Christian: Zur Durchsuchung einer An-

waltskanzlei im Kartellverfahren. Anmerkungen
zu OGH als KOG 16 Ok 2/10 – Feuerwehrfahr-
zeuge II

443 Felten, Elias: Anwendungsbereich und Grund-
sätze der neuen Sozialrechtskoordinierung in
Europa

" Wohnrechtliche Blätter
9 | 237 Pariasek, Susi: IRÄG 2010: Neuerungen im Zu-

sammenhang mit Bestandrechten: Ein Über-
blick

" Zeitschrift für Arbeits- und Sozialrecht
5 | 240 Rebhahn, Robert und Michaela Windisch-Graetz:

Gesamtvertragsfreier Zustand. Gestaltungs-
möglichkeiten der Krankenversicherungsträger
zur Direktverrechnung ärztlicher Leistungen

249 Krejci, Heinz:Gesellschaftsrechtliches zur Grup-
penpraxis

258 Kletter, Markus: Sachleistungsvorsorge und Leis-
tungsanspruch angesichts leerer Kassen

" Zeitschrift für Finanzmarktrecht
5 | 198 Slezáková, Andrea: Die gesetzlichen Grundlagen

der Tätigkeit der Finanzmarktaufsicht in der
Slowakischen Republik – ein Grundriss

201 Weissel, Georg: § 20 a Abs 6 7. Satz dKWG – ein
Vorbild?

207 Meter, Martina Laura und Stephan Kallab: Der
Tatbestand der Eigengeldwäscherei

" Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
3 | 108 Huemer, Daniela: Prüfungsausschuss bei der

GmbH & Co KG
113 Rüffler, Friedrich: Kapitalmarktrechtliche Infor-

mations- und Verhaltenspflichten als Schutzge-
setze?
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" Zeitschrift für öffentliches Recht
3 | 295 Baumgartner, Gerhard: Verfassungsgerichtliche

Normenkontrolle und EU-Recht

" Zeitschrift für Vergaberecht und Bauvertrags-
recht
10 | 380 Lang, Christian: Die ÖNORM B 2110, Ausgabe

1. 1. 2009 (Teil 4). Allgemeine Vertragsbestim-
mungen für Bauleistungen

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
10 | 316 Urbantschitsch, Wolfgang: Rechtsgrundlagen der

Elektromobilität
322 Schmeidl, Christian und Nora Kutzbach-Berger:

Strafen bei Verstößen gegen EU-Sozialvor-
schriften im Straßenverkehr

342 Winkelbauer, Martin und Eva-Maria Erenli: Un-
falldatenspeicher. Fragen rund um den verbrei-
teten Einsatz in Österreich

" Zivilrecht aktuell
17 | 323 Nademleinsky, Marco und Wolfgang Kolmasch:

Zak-Mietzinsminderungstabelle
327 Prader, Christian: Auswirkungen der Novellie-

rung der Elektrotechnikverordnung 2002 auf
Mietverhältnisse

330 Ulrich, Andreas: Amtshaftung für Studienverzö-
gerung

18 | 343 Kloiber, Barbara: Die Vernehmung Minderjähri-
ger im Zivilverfahren

347 Nimmerrichter, Clemens:Die Zustellung von Kla-
gen seit dem BudgetbegleitG 2009

350 Schrammel, Ursula: Recht auf Belegeinsicht:
Keine Kopien. Aus Anlass der E OGH
14. 12. 2009, 3 Ob 194/09 i = Zak 2010/132, 82
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Für Sie gelesen
" Datenschutzgesetz idF der DSG-Novelle 2010. Von Hans-Jürgen

Pollirer/Ernst Weiss/Rainer Knyrim. Verlag Manz, Wien 2010, 244
Seiten, geb, a 29,80.

Anders als in Deutschland ist neue Literatur
zum Datenschutzrecht in Österreich etwa so
selten wie eine Interessenabwägung einfach
ist. Noch seltener kommt es vor, dass ein Buch
den praktischen Bedürfnissen der Gesetzes-
anwender entgegenkommt.

Anlässlich der ersten großen Novelle des
Datenschutzgesetzes seit seinem Inkrafttreten
vor zehn Jahren haben die Autoren vermutlich

den Wunsch vieler Praktiker erfüllt: eine aktuelle handliche
Gesetzesausgabe mit den Materialien und den wichtigsten
Anmerkungen samt Entscheidungen zu den jeweiligen Ge-
setzesstellen. Im Vergleich zum in die Jahre gekommenen
Standardwerk in diesem Segment – Drobesch/Grosinger, Das
neue österreichische Datenschutzgesetz (Juridica Verlag
2000) – hat das neu erschienene Buch nicht nur den Vorteil
der Aktualität, sondern kommentiert auch wesentlich um-
fangreicher sowohl „alte“ als auch „neue“ Bestimmungen.
Dafür fehlen die Verordnungen zum DSG 2000 und die Da-
tenschutz-Richtlinie, die dem Anwender aber vermutlich
kaum fehlen werden.

Sehr nützlich ist die großzügige Kommentierung zweier
wichtiger Regelungen. § 24 Abs 2 a DSG 2000 sieht eine In-
formationspflicht des Auftraggebers gegenüber Betroffenen
bei schwerwiegenden unrechtmäßigen Datenverwendungen
vor, die so genannte „Data Breach Notification Duty“. Fer-
ner wurde ein neuer Abschnitt 9 a eingefügt, der sehr aus-
führliche Bestimmungen zur Zulässigkeit und zum Melde-
verfahren der nicht-hoheitlichen Videoüberwachung ent-
hält.

Die wesentlichen Änderungen des regulären Meldever-
fahrens treten erst mit einer zu erlassenden Verordnung in
Kraft, daher sind die Texte in der Fassung vor der Novelle
ebenfalls abgedruckt. Die Erläuterungen zu den mangels
Zweidrittelmehrheit nicht beschlossenen Verfassungsbe-
stimmungen wurden praktischerweise entfernt.

Besondere Beachtung verdient die Tatsache, dass die
DSG-Novelle 2010 am 30. 12. 2009 im BGBl kundgemacht
wurde und das Buch bereits Mitte März 2010 erschien. Diese
Manz’sche Sonderausgabe darf ohne Zweifel Kommentar
genannt werden1) und ist als kleiner Bruder der zweibändi-
gen Loseblattsammlung des gleichen Autorenteams ein sehr
nützliches Vademecum.

Viktoria Haidinger

1) Vgl Jahnels Rezension in JusIT 2009/35, 80.

" Acting in Concert im Übernahmerecht. Tatbestand gemeinsam
vorgehender Rechtsträger in Österreich, Deutschland und
dem Vereinigten Königreich. Von Gerd Leser. Wolf Theiss Award
Bd 22, Neuer Wissenschaftlicher Verlag, Wien 2009, 188 Seiten,
br, a 42,80.

Im vorliegenden Werk, das auf der Disserta-
tion des Autors an der Juridischen Fakultät
der Universität Wien beruht, befasst sich der
Autor mit dem übernahmerechtlichen Tatbe-
stand gemeinsam vorgehender Rechtsträger,
der seit dem Übernahmerechtsänderungsge-
setz (ÜbRÄG 2006) eine Schlüsselregelung
des Übernahmerechts darstellt.

Primär greift der Tatbestand gemeinsam
vorgehender Rechtsträger solche Fälle auf,

in denen nicht ein Aktionär mehr als 30% der Aktien eines
Unternehmens erlangt und folglich ein Pflichtangebot stel-
len muss, sondern mehrere Aktionäre gemeinsam. Aus dieser
Zweckbestimmung folgen komplexe Fragen wie beispiels-
weise, wessen Handlungen oder Beteiligungen einem Bieter
iSd ÜbG zugerechnet werden sollen, und wen neben dem
Bieter die übernahmerechtlichen Pflichten und Verbote tref-
fen.

Abschnitt I enthält eine sachkundige Darstellung der Ent-
wicklungsgeschichte des österreichischen Übernahmegeset-
zes, Abschnitt II enthält die Grundlagen zu Zweck und Zie-
len des Übernahmegesetzes und Begriffsbestimmungen, so-
weit sie für diese Untersuchung relevant sind. Den Hauptteil
der Untersuchung bildet Abschnitt III, in dem der Tatbe-
stand unter dem Überbegriff „Acting in Concert“ – gegliedert
nach Richtlinienrecht, österreichischer und deutscher Um-
setzung sowie dem britischen City Code – analysiert wird.
In Abschnitt IV werden die Rechtsfolgen, die sich aus den
Normen ergeben, in den der Tatbestand der gemeinsam vor-
gehenden Rechtsträger Verwendung findet, untersucht. Alle
Abschnitte sind – was dieses Werk überhaupt auszeichnet –
prägnant und verständnisfördernd geschrieben.

Besonders hervorzuheben ist, dassGerd Leser die Untersu-
chung rechtsvergleichend mit der entsprechenden Regelung
im deutschen WpÜG und im britischen City Code on Ta-
keovers and Mergers – jeweils unter Berücksichtigung natio-
naler Spezialprobleme – anlegt. Dies ist insofern sinnvoll, da
das ÜbG einen harmonisierten Rechtsbereich darstellt. Die
Einbeziehung des City Codes ist sinnvoll, da der City Code
dem noch vor dem Üb-RL-Vorschlag 2002 in Kraft getrete-
nen Stammgesetz als Vorlage gedient hat.

Darüber hinaus ist die Untersuchung reich an Detailer-
gebnissen, die der Verfasser nicht nur prägnant argumen-
tiert, sondern auch durch graphisch unterstützte Fallbei-
spiele verdeutlicht. Insgesamt zeigen sich die Fähigkeit des
Verfassers, seine Ausführungen auf das ihm gestellte Thema
zu konzentrieren sowie die Fähigkeit zur differenzierenden



Feinarbeit. Stellvertretend sei auf die differenzierende Be-
antwortung der praxisrelevanten Frage verwiesen, ob eine
Absprache für dieWahl eines einzigen Aufsichtsratsmitglieds
für die Vermutung des gemeinsamen Vorgehens hinreicht,
sowie auf das Bemühen des Verfassers, demmateriellen Kon-
trollbegriff im Grundtatbestand des § 1 Z 6 ÜbG durch ei-
nen Vergleich mit anderen normierten Beherrschungstatbe-
ständen Kontur zu verleihen.

Es handelt sich bei diesemWerk um eine methodisch ein-
wandfreie Untersuchung, die durch eine Vielzahl von in der
Praxis relevanten Detailergebnissen gekennzeichnet ist. Der
Verfasser gelangt mitunter zu Ergebnissen, die von der herr-
schenden Sichtweise abweichen, aber Anstoß für eine über-
nahmerechtliche Diskussion sein können. Der prägnante Stil
zeigt, dass der Verfasser die Problematik gemeinsam vorge-
hender Rechtsträger auch dem Praktiker näherbringen will.
Dies ist verständlich, wenn man bedenkt, dass der Autor häu-
fig praktisch mit entsprechenden Fragestellungen im Rah-
men seiner beruflichen Tätigkeit befasst ist. Das Werk ver-
mittelt dem Rechtsanwender ein klares Bild zum Diskussi-
onsstand in Österreich, Deutschland und dem Vereinigten
Königreich und füllt eine Lücke in der Literatur zum öster-
reichischen Übernahmerecht.

Albert Birkner

" Der Verfassungsgerichtshof. Von Kurt Heller. Verlag Österreich,
Wien 2010, 668 Seiten, geb, a 80,–.

Kollege Kurt Heller, der Gründer der Rechts-
anwaltspartnerschaft Heller, Löber, Bahn &
Partner und nach Zusammenschlüssen Part-
ner der Kanzlei Freshfields Bruckhaus Derin-
ger, war auch 30 Jahre lang Mitglied des
Verfassungsgerichtshofes. Seine wissenschaft-
lichen Leistungen wurden mit einer Honorar-
professur an der Universität Linz mit Lehrbe-
fugnis für vergleichendes öffentliches Recht

und internationale Schiedsgerichtsbarkeit gewürdigt.
Im vorliegenden Werk geht Kurt Heller erstmals ausführ-

lich der Geschichte des österreichischen Verfassungsge-
richtshofes nach. Er erkundet die Anfänge der Verfassungs-
gerichtsbarkeit in den Auswirkungen der Aufklärung und der
amerikanischen Revolution und verfolgt diese Tendenz wei-
ter in der europäischen und speziell österreichischen Ent-
wicklung.

Es ist natürlich kein Zufall, dass dieses Werk anlässlich des
90-jährigen Jubiläums der österreichischen Bundesverfas-
sung erscheint. Mit den Bestimmungen über die Verfas-
sungsgerichtsbarkeit hat der österreichische Gesetzgeber
Maßstäbe gesetzt, die auch über die Grenzen des Landes hi-
naus beispielgebend waren.

Das jüngste Buch von Kurt Heller ist aber nicht nur für ge-
schichtlich interessierte Kolleginnen und Kollegen von Be-
deutung, sondern sollte auch die Basis für zukünftige Über-

legungen bei der Weiterentwicklung „unserer“ Verfassung
darstellen.

Michael Breitenfeld

" EPG Eingetragene Partnerschaft-Gesetz. Sonderausgabe. Von
Katharina Gröger/Hartmut Haller. Verlag Manz, Wien 2010, 434
Seiten, br, a 69,–.

Flott haben sich die Autoren der bedeutenden
gesetzlichen Neuerung der eingetragenen
Partnerschaft gewidmet. Auf gesellschaftlich
ebenso wie rechtspolitisch relevante Fra-
gestellungen wird in dem Werk eingegangen,
zumal man ja vor einem Novum steht.
Was das Inhaltsverzeichnis erst deutlich ins

Bewusstsein rückt, ist der Umstand, dass das
Eingetragene Partnerschaft-Gesetz selbst mit

47 Paragraphen auskommt, dies unter Artikel 1, während
von Artikel 2 bis Artikel 79 (!) Änderungen anderer Gesetze
geregelt sind. Es ist unglaublich, wo dieses Novum überall
hineinspielt: Dass beispielsweise das ABGB nun die eingetra-
genen Partner bei den nächsten Angehörigen ebenso auf-
zählt wie Lebensgefährten, dass sie beim Veräußerungs-
und Belastungsverbot vorkommen oder im Erbrecht, er-
staunt ja noch wenig. Ins Ehegesetz spielt die eingetragene
Partnerschaft bei den Nichtigkeitsgründen hinein sowie
beim Erlöschen der Unterhaltspflicht nicht nur bei Wieder-
verehelichung, sondern auch bei Begründung einer eingetra-
genen Partnerschaft. Aber sämtliche sozialrechtlichen Ge-
setze mussten novelliert werden, in vielen Gesetzen, wo
der Ehepartner aufscheint, scheinen nun die eingetragenen
Partner auf, wie zB im Postbetriebsverfassungsgesetz, dem
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz oder dem
AVRAG. Auch Steuergesetze blieben nicht verschont.

Einen schnellen Einblick kann man sich mit der ausge-
zeichneten Konkordanztabelle auf Seite 417 des Werkes
schaffen, wo die Regelungen des EPG, des Ehegesetzes
und des ABGB nach reiner Paragraphenaufschlüsselung ei-
nander gegenübergestellt werden. Nur der § 1 des EPG (na-
turgemäß), welcher das Thema des Bundesgesetzes als Rege-
lung eingetragener Partnerschaften nennt, hat kein Pendant
im Ehegesetz bzw ABGB, für alle anderen Bestimmungen
(ausgenommen die §§ 43 ff) gibt es Parallelbestimmungen
in der bisherigen Rechtsordnung.

Trotz der insgesamt 79 Artikel mit Gesetzesänderungen
verweist § 43 EPG noch auf darüber hinausgehendes sinnge-
mäß anwendbares Bundesrecht, die §§ 44 bis 47 betreffen
Übergangs- und Schlussbestimmungen.

Der Aufbau dieser Sonderausgabe enthält nach den jewei-
ligen Gesetzestexten Erläuterungen zur Regierungsvorlage
und einen Kommentar in Form von so genannten Anmer-
kungen. Dieses System wird beachtlicherweise in den 79 Ar-
tikeln mit Gesetzesänderungen durchgehalten.
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Neben einem ausführlichen Inhaltsverzeichnis verfügt das
Werk über ein detailliertes Stichwortverzeichnis. In dem
Umfang, in dem eingetragene Partnerschaften moderner
werden, wird man dieses Buch brauchen.

Ruth Hütthaler-Brandauer

" Kronzeugenprogramme. Von Theodor Thanner/Richard Soyer/
Thomas Hölzl (Hrsg). Verlag Manz, Wien 2009, XII, 188 Seiten,
br, a 48,–.

Kronzeugenregelungen sind unserer Rechts-
ordnung mit Ausnahme der „kleinen Kron-
zeugenregelung“ in der Bestimmung des
§ 41 a StGB bislang fremd gewesen. Das
österreichische Kartellrecht war in der Ver-
gangenheit, wie Karsten Schmidt es einmal im
Vergleich mit dem deutschen Kartellrecht
ausdrückte, von einem „Schattendasein ge-
kennzeichnet“.1) Ein wesentlicher Grund da-

für war, dass zwar materiell gesehen prinzipiell ein sehr
strenges Kartellstrafrecht auch mit gerichtlichen Strafbe-
stimmungen bestand (vgl §§ 142 ff KartG 1988 aF), es aber
an einem effizienten Aufgriffs- und Ermittlungsmechanis-
mus fehlte und die Tatbestände nicht sehr griffig ausgestaltet
wurden. Schmidt sprach damals richtigerweise von „weichen
Tatbeständen mit schneidigen Rechtsfolgen!“.

Mit der Kartellrechtsreform des Jahres 2002 wurden die
notwendigen institutionellen und verfahrensrechtlichen Vo-
raussetzungen geschaffen, jedoch fehlte nach wie vor ein An-
reiz für Kartellanten, ein Kartell als „Whistleblower“ zu
„verpfeifen“ bzw waren diese in ihrer Beständigkeit mangels
Fehlens einer Kronzeugenregelung noch nicht ausreichend
beeinträchtigt.

Kronzeugenregelungen haben in vielen Rechtsordnungen
wie beispielsweise in den USA schon eine lange Tradition in
der gesamten Rechtsordnung, im Bereich des Kartellrechts
existieren sie dort seit 1978. Österreich hat sich erst sehr
spät, nach Einführung einer Kronzeugenregelung auf euro-
päischer Ebene im Jahr 1996 bzw in Deutschland im Jahr
2000, entschieden, eine solche einzuführen. Die Einführung
in Österreich erfolgte zeitgleich mit der Anpassung des ma-
teriellen Kartellrechts an die Bestimmungen des Europäi-
schen Kartellrechts mit 1. 1. 2006.

Der Zweck einer Kronzeugenregelung ist es, dass Kartelle
in ihrer Bestandskraft erheblich geschwächt werden und
auch für Kartellanten der Anreiz besteht, „straffrei“ aus ei-
nem verbotenen Kartell auszusteigen. Nicht vergessen wer-
den darf dabei jedoch das Spannungsverhältnis zum „Private
Enforcement“, der Rechtsdurchsetzung des Kartellrechts
durch Private.

Das vorliegende Werk gibt dem Praktiker im Kartellrecht
einen sehr breiten und fundierten Einblick in den aktuellen
Entwicklungsstand der Materie der Kronzeugenprogramme
und kann wohl als Pflichtlektüre für jeden mit dem Kartell-
recht befassten Rechtsanwender angesehen werden.

Wolfgang Schäfer

" Hans Kelsen Werke, Band 3, Veröffentlichte Schriften 1911
bis 1917. Von Matthias Jestaedt (Hrsg). In Kooperation mit dem
Hans Kelsen-Institut.
Verlag Mohr Siebeck, Tübingen 2010, X, 871 Seiten, geb, Einzel-
preis a 184,10,
Subskriptionspreis bei Abnahme des Gesamtwerkes a 163,50.

Mitte Juni 2010 wurde den Subskribenten der
ersten Gesamtausgabe derWerkeHans Kelsens
der 3. Band, die in der Zeit von 1911 bis 1917
erschienenen Werke Kelsens enthaltend, zuge-
stellt. Damit kann zwischenzeitig festgestellt
werden, dass das Vorhaben, jedes Jahr einen
Band folgen zu lassen, dem Herausgeber, Lei-
ter der Hans-Kelsen-Forschungsstelle der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-

Nürnberg und seinen 25 MitarbeiterInnen, selbst bei einem
editorisch komplizierten Band, der eine Reihe kleinerer, ver-
streut publizierter Schriften enthält, sowie einen Text, der
aus der tschechischen Sprache übersetzt werden musste, ter-
mingerecht gelingt. Zwischenzeitig ist der 4. Band als in Pla-
nung und das Erscheinen des 5. Bandes, veröffentlichte
Schriften 1919 – 1920, bereits für Dezember 2010 angekün-
digt.

Der Band enthält vier Beiträge, die das Verhältnis von So-
ziologie und juristischem Staatsbegriff betreffen, eine Buch-
besprechung zu Naturrecht und Soziologie von Adolf Menzel,
eine Replik zu Eugen Ehrlichs Angriff auf Kelsens Schrift „Eine
Grundlegung der Rechtssoziologie“, die im selben Band pu-
bliziert ist; sowie ein Schlusswort zu dieser Schrift. Insgesamt
sieben Beiträge betreffen sohin das Verhältnis Soziologie
und juristische Staatsauffassung und können insofern gleich-
sam als Vorstudien zu dem umfangreicheren Werk „Der so-
ziologische und juristische Staatsbegriff“ aus 1922 und 1928
aufgefasst werden. Eine weitere Arbeit, die letztlich ebenfalls
auf der strikten Beachtung des Dualismus von Sein und Sol-
len beruht, stellt der Beitrag „Die Rechtswissenschaft als
Norm- oder als Kulturwissenschaft“ aus 1916 dar. Kelsen
setzt sich in dieser Arbeit mit dem Rickertschen Wissen-
schaftssystem auseinander und gelangt nach eingehender
kritischer Auseinandersetzung doch eindeutig zu dem positi-
ven Ergebnis, dass sich die Auffassung der dogmatischen Ju-
risprudenz als einer Normwissenschaft gegenüber der Auf-
fassung einer empirischen Kulturwissenschaft bewährt hat,
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wenn der rein formale Charakter des Sollens und die Relati-
vität des positiven Rechtswertes erkannt wird. Ein Thema,
das etwa bis Potacs, „Rechtsdogmatik als empirische Wissen-
schaft“ (Rechtstheorie 25 [1994] 191–211) nichts an Aktuali-
tät verloren hat. Was hier gemeint ist, lässt sich beispielhaft
sehr gut erkennen, wenn man Bücher wie „Das islamische
Recht“ von Matthias Rohe oder Tilman Nagel mit irgendei-
nem rechtsdogmatischen Lehrbuch etwa zum Zivil- oder
Strafrecht (oder zur Scharia) vergleicht. Die nichtmuslimi-
schen Autoren des Islamischen Rechts stellen dieses Rechts-
gebiet mit überwiegend historischer Methodik als Kultur-
wissenschaft dar, das zu verschiedenen Zeiten und in unter-
schiedlichen Räumen – wie nicht anders zu erwarten – Dif-
ferenzen aufweist. Man fühlt sich nach der Lektüre eines
derartigen Werkes keineswegs in der Lage, einen konkreten
Rechtsfall zu lösen. Wenn also auch heute häufig von dem
Recht als Kulturgut gesprochen wird, muss man sich durch-
aus bewusst sein, dass der Jurist einen viel applikableren Zu-
gang zum Recht hat, der sich von einem kulturwissenschaft-
lichen krass unterscheidet. Indem Kelsen die Rechtswissen-
schaft als Normativwissenschaft beschreibt, erkennt er sie
entgegen oft anders lautender Beteuerungen durchaus zu-
treffend. Wir Juristen stehen eben zu dem von uns anzuwen-
denden Recht wie der Seelsorger bzw Dogmatiker zu seiner
Religion und nicht wie der Religionswissenschaftler zu einer
Religion.

Im tschechisch-sprachigen Beitrag liefert Kelsen eines sei-
ner unübertroffenen Bilder, das in diesem Zusammenhang
interessiert, wonach der Jurist eben die Norm als Gegen-
stand seiner Wissenschaft wählt, wohingegen der „Weg zur
Norm“ und der „Weg von der Norm (weg)“ Gegenstände
anderer Wissenschaften sind. Nämlich der Weg zur Norm
der Gegenstand der Politikwissenschaft und der Weg von
der Norm (weg) der Gegenstand etwa der Soziologie oder
allenfalls der Sozialpsychologie. Dem Praktiker wird auffal-
len, dass der Relativität des positiven Rechtswertes im juris-
tischen Alltag gerade bei politisch sehr umkämpften Rechts-
materien wie dem Arbeits-, Sozial- oder Mietrecht meist
sehr wenig Beachtung geschenkt wird bzw sich die Judikatur
diesbezüglich jeder Äußerung enthält.

Natürlich wiegt Erfahrung in der Juristerei viel! Man soll
„spüren“, wie Gerichte beweiswürdigen, wie sie Sachver-
haltselemente gewichten; allein der reine Empiriker wird un-
fähig, eine originelle Beschwerde an die Gerichtshöfe öffent-
lichen Rechts oder eine Revision zu einer neuen rechtlichen
Problematik (und zu einer alten wird sie ihm ohnedies nicht
zugelassen) anzustrengen. Das zeigt, dass die rein normativ-
wissenschaftliche Betrachtung die Praxis adäquat beschreibt.
Der Empiriker würde die Bedeutung etwa des Entschei-
dungsgleichklanges oder die der Uniformität bei bestimmten
Fragen der Beweiswürdigung verkennen, wenn er nach sozi-
alwissenschaftlichen Methoden urteilte: Ein Gericht ent-
scheidet nach seinem Selbstverständnis bestimmte Fälle
nicht konform, um einer statistischen Wahrscheinlichkeit
zu genügen, sondern weil es die Entscheidung für richtig
hält, mithin dem Sachverhalt im Leben, etwa in Form von

Unrecht, mit einer Rechtsfolge, zB einer Unrechtsfolge, ver-
knüpft bzw dieser zurechnet – und Zurechnung ist etwas an-
deres als sozial- oder naturwissenschaftliche Kausalität!
Demnach wird die Haftstrafe als Unrechtsfolge nicht etwa
kausal durch das Verbrechen des Täters bewirkt, sondern
durch das Gericht (vgl Kelsen, Reine Rechtslehre2 86).

Besonders interessant ist der Abdruck des namentlich
nicht gezeichneten Beitrages aus der Neuen Freien Presse
vom 5. 11. 1913 unter dem Titel „Die böhmische Verwal-
tungskommission vor dem Verwaltungsgerichtshof“. Dabei
ging es darum, die Gültigkeit des Kaiserlichen Patents vom
26. 7. 1913, betreffend die Fortführung der Landesverwal-
tung des Königreiches Böhmen, jenes Patents, mit welchem
die Landesverwaltungskommission an Stelle des Landesaus-
schusses gesetzt wurde, zu überprüfen. Nach Artikel 7 des
Staatsgrundgesetzes vom 21. 12. 1867 über die richterliche
Gewalt stand den Gerichten die Prüfung der Gültigkeit ge-
hörig kundgemachter Gesetze nicht zu; dagegen hatten die
Gerichte über die Gültigkeit von Verordnungen im gesetzli-
chen Instanzenzug zu entscheiden. Da die Verfassung keine
vom Kaiser zu ernennende Landesverwaltungskommission,
sondern ausschließlich nur einen aus dem Landtag zu wäh-
lenden Landesausschuss kannte, war die Einführung der
Landesverwaltungskommission eine verfassungswidrige Ver-
ordnung. Allein die Bezeichnung als Patent hätte hellhörig
machen müssen. Das Eingreifen der Regierung, die dieses
Patent erlassen hat, wurde politisch mit der Tatsache ge-
rechtfertigt, dass die Verfassung keine Vorsorge für den fak-
tisch eingetretenen Fall eines vollständigen Versagens von
Landtag und Landesausschuss vorsieht. Dies sieht Kelsen kei-
neswegs als Lücke in der Verfassung und hält daher dieses
Patent für eine verfassungswidrige Verordnung. Da der Ver-
waltungsgerichtshof nicht geneigt war, dieses „Kaiserliche
Patent“ aufzuheben und es qua „Kaiserlich“ demNotverord-
nungsrecht nach § 14 des Staatsgrundgesetzes über die
Reichsvertretung gleichsetzte, ergießt sich Kelsens ganzer
Spott hier über diese furchtsame Judikatur und benützt ein
argumentum ad absurdum, das mir auch sonst des Öfteren
als Spielart einer teleologischen Interpretation sehr überzeu-
gend erscheint. Der Verwaltungsgerichtshof hat seine Zu-
rückhaltung und die Erklärung, dieses Patent sei keine Ver-
ordnung, sondern ein Gesetz, offensichtlich im Wesentli-
chen damit begründet, dass es nicht von irgendeiner Staats-
behörde, sondern vom Kaiser selbst erlassen worden sei. Da
sich jedoch jede Verwaltung auf den Kaiser bezog, da der
Kaiser das oberste Verwaltungsorgan in der österreichischen
Monarchie war, konnte dies gerade nicht überzeugen. Die
Analogie zum Notverordnungsrecht nach § 14 des Staats-
grundgesetzes über die Reichsvertretung konnte Kelsen erst
recht nicht gelten lassen, weil dieses Notverordnungsrecht
einer kaiserlichen Verordnung nur deshalb provisorische
Gesetzeskraft verlieh, weil dies die Verfassung eben aus-
drücklich vorsah; und gerade nicht, weil die Notverordnung
vom Kaiser erlassen wurde! Bei dieser Argumentation, wo-
nach das fragliche Patent als Kaiserliches Patent nicht kas-
sierbar sei, wirft Kelsen dem Gerichtshof vor, dass diesfalls
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„das ganze richterliche Verordnungsprüfungsrecht und da-
mit die Unabhängigkeit der Gerichte von der Verwaltung il-
lusorisch gemacht“ würde. Das bedeutet, dass Kelsen hier
dem Verwaltungsgerichtshof unterstellt, das Prinzip der Ge-
waltenteilung zu ignorieren. Tatsächlich wurde diesem Prin-
zip damals jedoch offenbar eine geringere Rolle eingeräumt,
wenn man v. Herrnritt Glauben schenkt, als Kelsen voraus-
setzt. (Vgl v. Herrnritt, Handbuch des österreichischen Ver-
fassungsrechtes [Tübingen 1909] 7 u 111 f, der 112 explizit
von einer einheitlichen Staatsgewalt spricht.) Ein weiteres
Argument des Verwaltungsgerichtshofes war die Bezeich-
nung als „Patent“, was – zumal als vorkonstitutioneller Be-
griff - Kelsen nicht überzeugen konnte. Falsa demonstratio
non nocet! Die Argumentation des Verwaltungsgerichts aus
der falsa demonstratio heraus, war für Kelsen betont ignorant,
was übrigens zeigt, dass Kelsen nie ein amWortlaut klebender
Positivist war, zu dem ihn die Kritik gern stilisiert. Der
stärkste Einwand gegen den Verwaltungsgerichtshof bestand
darin, dass die Argumentation, wonach ein Gesetz sein muss,
was nicht namentlich als Verordnung erlassen wurde, zu dem
absurden Ergebnis führt, dass diesfalls die rechtswidrige ge-
nerelle Norm eine stärkere Wirkung entfaltet, als die ord-
nungsgemäß erlassene Verordnung, die durch den Verwal-
tungsgerichtshof – abgesehen von dem Fall der Notverord-
nung nach Artikel 14 des Grundgesetzes über die Reichsver-
tretung – sehr wohl hätte kassiert werden können. Und
damit zeigt Kelsen, dass auf diese Weise überhaupt das Kassa-
tionsrecht des Gerichtshofes in Frage gestellt wird, da dieses
doch regelmäßig nur ausgeübt werden kann, wenn eine Ver-
ordnung rechtswidrig ist. Dies ist mE ein typisches argumen-
tum ad absurdum. In weiterer Folge wird dort ein „heißes Ei-
sen“ angesprochen, das 1931 eine berühmte Kontroverse mit
dem berüchtigten Carl Schmitt auslösen wird; nämlich die
versuchte Konstruktion eines allgemeinen, ungeschriebenen
Staatsnotrechts. Wie Kelsen das Problem gelöst hat, wird hier
gleich verraten. Die Lösung weist bereits auf eine Struktur
hin, die in der Reinen Rechtslehre dargelegt werden wird:
der inappellable Richterspruch schafft eben wie die generelle
Norm Recht; wenn auch auf niedrigerer Stufe. Hätte in die-
sem Sinne der Verwaltungsgerichtshof das verfassungswid-
rige Patent einfach angewendet – auf welchen konkreten Fall
konnte nicht mehr ermittelt werden –, hätte er qua Richter-
spruch Recht geschaffen, was zuvor noch nicht Recht war. Es
ist demnach nicht schwer zu erraten, wer das Recht zu schüt-
zen hat. Wem dies zu kurz und komprimiert war, der muss zu
dem rezensierten Werk greifen!

Die Qualität dieser Edition erkennt man auch und insbe-
sondere daran, dass zu diesem zuletzt erwähnten, sechsseiti-
gen Betrag ein fast siebenseitiger Editionsbericht Textkonsti-
tution und Überlieferung darstellt und Kelsens Autorschaft
verblüffend luzide nachweist.

Insgesamt, wie die beiden vorausgegangenen Bände, eine
hervorragende und auch bibliophil besonders schön gestal-

tete Ausgabe mit Kelsens Namensschriftzug, wie er von dem
Porträt in der Kelsen-Biographie von Rudolf Aladár Métall,
1969, bekannt ist, auf der Vorderseite des Deckels, zwei Le-
sebändchen, sowie rot unterlegter Rückenprägung. Jeder
Band, was dem Vorausgegangenen, der die Hauptprobleme
der Staatsrechtslehre in 2 Halbbänden enthielt, besonders
zugute gekommen ist, wird durch ein sehr detailliertes Re-
gister bestens erschlossen, auch wenn ein solches (wie bei
den Hauptproblemen) im Originalwerk nicht enthalten war.
Das einzige, das bei einer so aufwändigen Edition nicht hätte
eingespart werden sollen, jetzt aber der Uniformität wegen
nicht mehr nachzuholen ist, wäre ein Farbkopfschnitt gewe-
sen.

Die Lektüre der Werke Kelsens ist hier der Kollegenschaft
natürlich nicht für die tägliche Kanzleiarbeit empfohlen,
wohl aber für jenen geistigen Ausgleich, der manchem, wie
dem Rezensenten, nötig erscheint, um überhaupt nach mehr
als zwei Jahrzehnten dem juristischen Alltagsgeschäft noch
mit jenem Engagement gewachsen zu sein, mit dem man
es wünschenswerter Weise angetreten ist.

Andreas Mirecki

" EUV/AEUV. Vertrag über die Europäische Union und den Ver-
trag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. Von Rudolf
Geiger/Daniel Erasmus Khan/Markus Kotzur. Kommentar, 5. Aufla-
ge, Verlag C.H. Beck, 2010, LIII, 1131 Seiten, geb, a 96,70.

Nunmehr ist in der 5. Auflage der bekannte
„Geiger Kommentar“ erschienen. Es kam
zu einer Erweiterung des Teams durch den
Beitritt der Professoren Khan und Kotzur.
Auch das Inkrafttreten des Vertrages von Lis-
sabon hat eine Neuauflage erforderlich ge-
macht.

Der „Geiger Kommentar“ bringt auf ho-
hem Niveau eine „kurze Darstellung des gel-
tenden Europäischen Primärrechts“ zustan-

de, welches nunmehr im EUV und AEUV geregelt ist.
Ebenso ist die Grundrechtscharta kurz kommentiert ein-

gearbeitet.
Der „Geiger Kommentar“ hat den großen Vorteil seines

Formats. Handlichkeit bedeutet nicht, dass der Kommentar
unvollständig oder lückenhaft ist, sondern vielmehr das Ge-
genteil.

Der „Geiger Kommentar“ ist somit ein unerlässliches
Mittel in Kontakten zur Lösung aktueller europarechtlicher
Probleme.

Wolf-Georg Schärf
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Indexzahlen 2010: Sept. Okt.
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 109,8 110,0*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,8 112,6*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,4 121,7*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 127,8 128,0*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 167,1 167,4*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 259,8 260,3*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 455,9 456,7*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 580,8 581,9*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 582,7 583,8*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5103,6 5112,9*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4398,5 4406,5*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 124,2 124,0*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 127,9 127,7*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 133,3 133,1*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 177,5 177,2*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 295,6 295,1*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2884,2 2879,1*)
*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Indexzahlen

2010. XII, 288 Seiten.
Br. EUR 54,–
ISBN 978-3-214-06338-2

Das gesamte Tarif- und Gebührenrecht für Notare und Rechtsanwälte – jetzt wieder aktuell auf dem 
Stand vom 1. 8. 2010!

Völlig neue Gebührenbeträge im GKTG und im NTG durch die ZuschlagsV BGBl I 2010/217 und 218,
mehrere Tarifänderungen im RATG sowie zahlreiche Änderungen im Bereich des Gerichtsgebühren–
sowie des Steuerrechts  machten eine Neuaufl age notwendig. Bereits berücksichtigt sind auch die
Änderungen durch das Insolvenzrechtsänderunges-BegleitG.

Besonders benutzerfreundlich durch: Anmerkungen, Hinweise, Querverweise – Angaben des wichtigs-
ten Schrifttums – detailliert durchgerechnete Tabellen – Indexzahlen zur jederzeitigen Valorisierung 
von Beträgen – Griffl eiste für den raschen Zugriff

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33 – 74 oder Mobiltelefon
(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasi-
umstraße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34 – 4, übernimmt Substitutionen in
Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung, ins-
besondere vor den Bezirksgerichten Döbling und
Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA Mag. Georg
E. Thalhammer, 1010 Wien, Mölkerbastei 10.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 533 74 55.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20 – 20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5 – 7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90 – 6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard
Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse
25, Telefon (01) 405 25 55, Telefax
(01) 405 25 55 – 24, E-Mail: huber-sych@aon.at

RA MMag. Michael Sruc, 1070 Wien, Mariahilfer
Straße 20, übernimmt Substitutionen aller Art in
Wien und dem nördlichen Niederösterreich (auch
Verfahrenshilfe) sowie die Verfassung von Klagen,
Schriftsätzen und Rechtsmitteln.
Telefon (01) 521 75 – 0, Telefax (01) 521 75 – 37,
E-Mail: m.sruc@sruc.at. Homepage: www.sruc.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96, E-Mail:
ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil-, Straf- und Verwaltungs-
(straf)-sachen. RA Dr. Franz Kienesberger, Verteidiger
in Strafsachen, Lindengasse 38/3, 1070 Wien. Telefon
(0676) 562 7224, Telefax (01) 603 7525 – 25,
E-Mail: ra.kienesberger@gmail.com

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien, Kai-

serstraße 57 – 59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

RA Dr. Ulrike Hafner, Glacisstraße 67, 8010 Graz,
übernimmt für Sie zuverlässig Substitutionen aller
Art in Graz und Umgebung sowie – streitwert-
abhängig – auch im weiteren Umkreis. Telefon
(0316) 83 03 04 – 12, Telefax (0316) 83 81 17,
E-Mail: u.hafner@griss.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22 – 0,
Telefax (0662) 84 12 22 – 6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichts-
gebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitu-
tionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen. Telefon
(0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at
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RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und Umge-
bung. Telefon (0662) 84 38 52,
Telefax (0662) 84 04 94,
E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch Exekuti-
ons-Interventionen) zu den üblichen kollegialen Kon-
ditionen. Kreuzberger und Stranimaier OEG,
Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (06462) 41 81, Telefax (06462) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten. Telefon (07262) 535030,
Telefax (07262) 535034, E-Mail: office@geusau.com

International

Deutschland: Die Rechtsanwaltskanzlei Buder &
Herberstein vertritt österreichische Mandanten in
ganz Deutschland vor Gerichten und Behörden. Ler-
chenfelder Straße 94, 1080 Wien, und Kurfürsten-
damm 54, D-10707 Berlin, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31 33,
E-Mail: buder.herberstein@csg.at

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München,
Mitglied RAK München und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen in Deutschland und in Kitz-
bühel/Tirol, Promenadeplatz 10, D-80333 München,
Telefon +49 (0) 89 22 63 18,
Telefax +49 (0) 89 23 22 59 82,
E-Mail: office@feuerberg.com, www.feuerberg.com

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049 – 89) 552 999 50,
Telefax (0049 – 89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland
sowohl im Bereich des Wirtschafts- als auch des all-
gemeinen Privatrechts. Ansprechpartner: RA Dr. Hans
Bergmann (BJL Bergmann Rechtsanwälte), Eteläranta
4 B 9, 00130 Helsinki, Telefon (+358 9) 696 207 – 0,
Telefax (+358 9) 696 207 – 30,
E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com

Griechenland: RA Eleni Diamanti, in Österreich und
Griechenland (Athen) zugelassen, vertritt vor grie-
chischen Gerichten und Behörden und steht öster-
reichischen Kollegen für Fragen zum griechischen
Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin, Kärnt-
ner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und staatenübergreifende Substitutio-
nen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung. Kontakt: Telefon
+39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Schloss Schönbrunn, Kava-
lierstrakt 126, 1130 Wien, Telefon (01) 890 17 96,
Telefax (01) 890 17 96 20, Homepage:
www.blasoni-gaj.com, E-Mail: office@blasoni-gaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Argentinierstraße 21, Top 9, A-1040 Wien (nieder-
gelassener europ RA/RAK Wien), mit Niederlassung
Schweiz, Bachstrasse 2, CH-5600 Lenzburg 1, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in
der Schweiz und cross-border-Rechtssachen aller Art
zur Verfügung. Telefon Wien +43 (1) 504 73 22,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at,
Telefon Schweiz +41 (62) 886 97 70,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.ch

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Janjic, Tesmanovic &
Protic, Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und
cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02,
Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95,
E-Mail: office@janjic.co.rs, www.janjic.rs

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der Öster-
reichischen Botschaft, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung. RA Dr. Bálint
Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht und Insol-
venzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50,
Mobil +36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Partner

Wien

Biete engagierter/m Kollegin/en ab sofort Regie-
gemeinschaft samt Subpauschale in Bestlage in
1010 Wien. Zuschriften bitte an den Verlag unter
Chiffre A-100836.

Rechtsanwaltspartnerschaft in 1010 Wien bietet
Kollegen/in Regiegemeinschaft in äußerst repräsen-
tativen großzügigen Räumlichkeiten einer Altbau-
kanzlei mit günstiger Verkehrsanbindung samt
Mitbenützung der Infrastruktur (Sekretariat, Kon-
ferenzraum, EDV, Telefonanlage etc.) sowie die Mög-
lichkeit einer Zusammenarbeit an. Zuschriften bitte
an Verlag unter Chiffre A-100837.

Rechtsanwaltskanzlei in 1010 Wien, Am Graben,
Tätigkeitsschwerpunkt Zivil- und Wirtschaftsrecht,
bietet AnwaltskollegInnen Regiegemeinschaft mit
Infrastruktur in Topausstattung zur Mitbenützung und
Möglichkeit der weitergehenden Kooperation.
Kontakt: Telefon (0664) 431 13 83.

Wir, eine Rechtsanwaltsgesellschaft in 1010 Wien,
bieten KollegInnen eine Regiegemeinschaft in unse-
ren Kanzleiräumlichkeiten in einem repräsentativen
Altbau in bester Innenstadtlage, bestehend aus
1 – 2 Zimmern samt Mitbenutzung der Kanzleiinfra-
struktur (Sekretariat, EDV etc) sowie die Möglichkeit
einer weitergehenden Kooperation.
Kontakt: robert.leuthner@monlaw.at,
Telefon +43 (1) 535 57 44.

Oberösterreich

Renommierte Linzer Rechtsanwaltskanzlei sucht be-
reits eingetragene oder eintragungsfähige Partner
zum alsbaldigen Eintritt, auch geprüfte Konzipienten,
oder mit großer LU, zu späterem Eintritt.
E-Mail: apollo@linznet.at

Vorarlberg

Rechtsanwaltskanzlei in Dornbirn sucht zur Erwei-
terung des Teams engagierte/n Kollegin/en. Kanz-
leiinfrastruktur (EDV, Telefonanlage, Advokat etc.)
vorhanden, Büro in bester Lage. Kontakt: Kathan &
Sepp GmbH, Lustenauer Straße 25, 6850 Dornbirn,
Telefon (05572) 890154,
E-Mail: sepp@die-personalberater.at

Kanzleiabgabe

Niederösterreich

Rechtsanwaltskanzlei in Korneuburg, altersbedingt
abzugeben, 190m2, voll vernetzt, 5 Arbeitsstationen
für Wininsolvenz, 3 für Advokat, 2 Autoabstellplätze
und umfangreiche Bibliothek; Interessenten:
(0699) 114 92 078.
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Immobilien

Wien

1., Börse-Nähe: Hippes Büro. Altbau. 1 bis 4 Räume
samt anteiliger Nutzung großzügiger Infrastruktur ab
netto a 490,–/Monat an Kollegin/Kollegen zu ver-
mieten. E-Mail: office@newole.at,
Telefon (01) 535 51 54.

Rechtsanwältin bietet (für 1 oder 2) interessierte
KollegInnen zwei preisgünstige, repräsentative
großzügige Kanzleiräume in 1080 Wien, Josef-
städter Straße, an. Jugendstilhaus mit Lift, verkehrs-
günstige Lage, Infrastruktur kann auf Wunsch mitbe-
nützt werden. Kontakt: office.furgler@speed.at,
Telefon (01) 408 30 09.

Niederösterreich und Vorarlberg

Kanzleiräumlichkeiten in Toplagen: Wr. Neustadt
(Fußgängerzone, 30 – 400m2), St. Pölten (Kloster-
viertel, 60 – 600m2), Maria Enzersdorf (Hauptstraße,
160m2), Bregenz (Rathaus, bis 1300m2). Alle Objekte
in bester Lage. Die Räumlichkeiten werden nach Ab-
stimmung mit dem Mieter instandgesetzt übergeben.
Kontakt: Palladio Immobilien, Frau Oppitz,
Telefon (01) 904 31 90.

Steiermark

Räumlichkeiten in bestehender RA-Kanzlei (mit Park-
platz) zu vermieten. Mitbenützung der Infrastruktur
möglich. Kontakt: RA Dr. Peter Schlösser, 8010 Graz,
E-Mail: ra-graz@inode.at, Telefon (0316) 22 55 20.
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Ein schönes Weihnachtsfest und 
einen guten Rutsch ins neue Jahr
wünschen Ihnen und Ihrer Familie

die Geschäftsleitung sowie alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter



MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Die ÖJZ –
im Strafrecht eine Klasse für sich

Die Fachzeitschrift, die Sie alle 14 Tage auf dem Laufenden hält.
Mit allen wichtigen Entscheidungen und den maßgeblichen Themen und 
Neuerungen

Buchstäblich besser mit MANZ!

Kennenlern-Abonnement 2011:
3 Hefte EUR 15,–
(inkl. Versand in Österreich)


